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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen!

Die Sitzung ist eröffnet.

Entschuldigt sind Frau GRin Matiasek und Frau GRin Mag Ringler, Frau GRin Mag Vassilakou bis zur Mittagsstunde.

Wir wünschen Frau Matiasek und Frau Mag Ringler gute Besserung; ich hoffe, dass es beiden gut geht.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 03012-2006/0001 - KSP/GM) ist gerichtet von Frau GRin Hannelore Reischl an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. (Das Garagenkonzept ist ein fixer Bestandteil des erfolgreichen Wiener Masterplan Verkehr 2003 und auch der vorhergehenden Verkehrskonzepte. Wie beurteilen Sie die Umsetzung in den letzten Jahren?) 

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Frau Gemeinderätin, Sie haben danach gefragt, wie sich das Garagenbauprogramm in Wien bewährt und abgewickelt wird. 

Ich darf einleitend dazu ausführen, dass wir in Wien zirka 660 000 PKW in Bestand haben und trotz aller Zurückhaltung in Wien, das muss man so sagen, jährlich etwa 7 000 PKW saldiert dazukommen, und das seit mehreren Jahren mit diesen Zahlen.

Wir wissen, dass Wien gegenüber anderen Städten und auch gegenüber allen anderen Bundesländern in Österreich den geringsten Motorisierungsgrad hat, also dass die Wienerinnen und Wiener sehr wohl wissen, mit stadtverträglichen Verkehrsformen umzugehen, mit dem Umweltverbund Verkehr wie Rad Fahren, zu Fuß Gehen und vor allem mit dem öffentlichen Verkehr.

Das verhindert aber nicht, dass in der Stadt dringender Bedarf nach Parkraum besteht. Der Masterplan Verkehr 2003 als Leitlinie dafür sieht vor, dass wir den Straßenraum selbst, die Oberfläche zurückgewinnen für ver-
schiedene Nutzungen. Es gibt dazu auch in den innerstädtischen Bezirken die Studien, die sich mit der Gestaltung des öffentlichen Raums beschäftigen, die die Defizite herausarbeiten und die mittelfristig auch das Ziel verfolgen, gemeinsam mit den Bezirken den öffentlichen Raum, den Straßenraum nicht nur dem Auto zur Verfügung zu stellen, sondern auch den Fußgängern, den Radfahrern, Jugendlichen, Kindern und auch in einer Form, dass diese gesichert sein können und gesichert auf der Straße und im Straßenverkehr sich bewegen können. 

Das bedeutet aber, dass bei steigenden PKW-Zahlen und bei Reduzierung der Parkfläche an der Oberfläche wir natürlich Ersatz schaffen müssen. Und dieser Ersatz findet in Garagen statt, soll in Garagen stattfinden. Es sind in den letzten fünf Jahren 25 000 gewerbliche Garagenplätze realisiert worden. Es gibt in Wien insgesamt 220 gewerbliche Garagen und wir haben acht Garagenprojekte mit insgesamt 1 600 Stellplätzen zurzeit in Vorbereitung beziehungsweise in Bau. 

Das Konzept der Volksgaragen, das im Jahr 1999 beschlossen wurde und 2002 adaptiert, hat sich entgegen aller Diskussionen weitestgehend bewährt. Es sind bisher 15 Volksgaragen realisiert, und es sind aktuell gerade vier Volksgaragen in Bau. Eine Garage im 5. Be-
zirk, die Klieberpark-Garage mit 150 Stellplätzen, wird jetzt am 5. Juli ihrer Bestimmung übergeben. Im 6. Be-
zirk, in der Hofmühlgasse, im so genannten Waldemar-Park, ist die Fertigstellung im September dieses Jahres, und im 17. Bezirk, am Parhamerplatz, ist die Fertigstellung ebenfalls im September dieses Jahres. Weiters ist im 2. Bezirk die Garage in der Lilienbrunngasse mit 220 Stellplätzen in Bau und wird im Frühjahr 2007 fertiggestellt werden. 

Sie sehen, es ist nicht so, dass der Garagenbau abgelehnt wird. Es ist so, dass der Garagenbau im Gegenteil in vielen Gebieten besonders geschätzt wird und nachgefragt ist. 

Um ein Beispiel zu nennen: Im 6. Bezirk beim Waldemar-Park ist der Bedarf offensichtlich so hoch, dass die Anmeldelisten das Dreifache der in Bau befindlichen Stellplätze betrifft.

Nichtsdestotrotz haben wir gerade in den vergangenen Monaten einige ganz intensive Diskussionen rund um den Garagenbau erlebt. Dazu muss man sagen, dass mir die Vielfalt Wiens in den Bezirken sehr wohl gefällt. Allerdings halte ich wenig davon, wenn man eine Entscheidung in einer kompletten bunten Palette von Möglichkeiten trifft. In einem Bezirk kommt eher eine Suggestivfrage zur Abstimmung, in einem anderen Bezirk wird eine offizielle Umfrage des Bezirksvorstehers durchgeführt, obwohl die Bezirksvertretung das nicht so wollte, und letztlich hat sich auch rund um die Diskussion um den Bacherplatz gezeigt, dass man an diesem Platz auch ein Modell entwickeln konnte, wie man mit Protesten, mit Anrainerprotesten, umgehen kann. 

Allerdings halte ich auch nichts davon, dass man erst dann, wenn die Baubewilligung erteilt ist, diese Diskussionen abführt, denn dann entstehen Kosten, die der Bezirk und die Stadt zu tragen haben, und diese Kosten sind enorm bei Garagenbauten, und es macht wenig Sinn, wenn wir uns zu einem so späten Zeitpunkt damit beschäftigen.

Ich habe daher, noch bevor die Befragung im 7. Bezirk und im 5. Bezirk durchgeführt wurde, die Bezirke mit einer Richtlinie befasst, die ich tunlichst von allen angewendet wissen möchte, wenn es um neue Garagenbauten geht, und zwar nicht nur um den Bau von Volksgaragen, sondern um den Garagenbau insgesamt. Nämlich dass erstens ein Bezirksbeschluss für eine Überprüfung zur Errichtung einer Garage erfolgt, sodass der Bezirk sich einmal committet dazu, sich verständigt dazu, dass es eine Garage geben soll in einem gewissen Gebiet. Dass zweitens eine Machbarkeitsstudie durchgeführt wird und eine Bedarfserhebung, die an drei Tagen abends und nachts im Straßenraum erfolgt und zusätzlich in den umliegenden Garagen die Anzahl der freien und verfügbaren Stellplätze erhebt in standardisierter Form. Dass drittens der Bezirk, die Bezirksvorstehung, eine Bürgerinformation durchführt, da ist freigestellt, in welcher Form, und eine Präsentation der Ergebnisse der ExpertInnen bei dieser Veranstaltung oder bei der Bürgerinformation stattfindet. Dass viertens die Diskussions-
phase von sechs Monaten in etwa dazu benutzt werden soll, um die Meinung der Bevölkerung zu erfassen. Das muss nicht in einer Abstimmung erfolgen, aber es kann in einer Abstimmung erfolgen. Bei der BürgerInnenbefragung lege ich aber Wert darauf, dass sie professionell durchgeführt wird und allen Diskussionen über Manipulation sofort von Beginn an der Riegel vorgeschoben wird. Daher Durchführung von einem professionellen Institut mit Unterstützung des Presse- und Informationsdienstes, damit auch klargestellt ist, nicht die Verkehrsabteilungen beschäftigen sich mit dieser Befragung, sondern es ist eine Stelle, die in der Stadt mit Information zu tun hat. Das beruht auch auf Erfahrungswerten, denn die Umfrage zum Beispiel am Rudolf-von-Alt-Platz, die Umfrage im 18. Bezirk, damals zur Schubertpark-Garage und die Umfrage jetzt am Bacherplatz sind mit Hilfe des PID durchgeführt worden, und hier gab es dann keine Diskussionen über die Validität der Ergebnisse.

Ich gehe von einem Einzugsbereich aus bis 500 m, denn der U-Bahn-Zugang ist ebenfalls mit diesem 500 m-Radius berechnet, und wenn man daran denkt, dass Prof Knoflacher zum Beispiel ja vorschlägt, dass die Stellplätze der PKW so weit weg sein sollen wie die Haltestelle des öffentlichen Verkehrsmittels, dann ist das genau der Punkt, wo man sagt, die 500 m sind die Distanz, die man hiefür heranziehen soll. Fünftens: Im Anschluss an die Bürgerdiskussion und nach Feststellung der Machbarkeit und nach Vorlage der Ergebnisse einer eventuell durchgeführten Bezirksbefragung soll der Bezirk, die Bezirksvertretung, sich noch einmal mit dem beschäftigen und einen Beschluss fassen, dass sie die Garage möchte. Wenn dieser Beschluss vorliegt, erst dann wird mit der öffentlichen Interessentensuche begonnen, und diese öffentliche Interessentensuche endet dann mit dem Zuschlag für einen Errichter und letztlich dann mit der Baubewilligung. Ab dem Zeitpunkt, wo der zweite Bezirksbeschluss gefasst ist, gilt die Sache. Und dann gilt es, diese Garage zu errichten und dann sollte auch Schluss der Diskussion und der Debatte dazu sein. Wir haben nichts davon, wenn wir immer jahrelang über Projekte diskutieren, insbesondere deshalb auch, als das Volksgaragenprogramm zum Beispiel mit Ende 2010 ausläuft und bis dahin zumindest die fünf Bezirke, die bisher noch keinen Antrag gestellt haben, die Möglichkeit haben sollen, auch zu ihrer Volksgarage zu kommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Die 1. Zusatzfrage: Herr Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es ist natürlich richtig, dass im Masterplan unter anderem die Wiedergewinnung der Oberfläche im Mittelpunkt steht, und das geht halt nur mit Garagenbau, daher auch das Konzept Gewerbliche, über die wir jetzt nicht diskutieren wollen, und die Volksgaragen. 

Es gibt insgesamt 15 plus 4 in Bau der 19 Volks-
garagen, wovon man ausgehen kann. Wir haben hier mit Ihnen immer gemeinsam die Linie vertreten, bis auf eine einzige Garage, dass die sinnvoll sind. Das ist auch richtig so. 

Aber es gibt seit einem Jahr Probleme bei der Durchführung des Baus dieser Garagen und bei der Planung, und ich möchte schon festhalten, dass es eigenartig ist, dass in einem Bezirk eine Volksgarage, die schon beschlossen war, die geplant war, die teilweise schon sehr hohe Kosten verursacht hat, von 588 Leuten, von denen 60 Prozent eine eigene Garage haben, durch eine dubiose Umfrage verhindert werden konnte, nämlich am Neuen Markt. Sie haben sich das gefallen lassen, genau wie der Herr Bürgermeister. Ich nehme das zur Kenntnis, sehe es aber nicht ein, weil die dort notwendig gewesen wäre.

Im 5. Bezirk ist Ähnliches passiert, wenn auch mit einer klareren Vorgangsweise. Allerdings, ganz klar ist die Vorgangsweise nicht. Sie haben hier von 500 m Umfeld gesprochen bei einer Umfrage. Das ist natürlich sinnvoll bei einer U-Bahn-Station, aber in ganz Wien gibt es nicht U-Bahnen. Daher wäre ich dafür, dass man sich in Zukunft überlegt, ob nicht Bezirksteile hier einbezogen werden sollten. Es kann nicht sein, dass Projekte von Bedeutung für die Stadtplanung in dieser Dimension von einigen Hundert Leuten abgelehnt werden und die anderen gar nicht gefragt werden.

Und jetzt zu einem Punkt: Inzwischen sind drei Garagen abgelehnt worden. Das ist zur Kenntnis genommen worden. Es sind zirka 800 Garagenplätze in Wirklichkeit dadurch verloren gegangen. 

Frage: Stellen Sie diese 800 Garagenplätze anderen Bezirken jetzt noch zur Verfügung? Das wäre eigentlich eine faire Lösung. Es gibt nämlich viele andere Bezirke, die von diesem Angebot gerne Gebrauch machen würden, die auch Standorte hätten. Und wie können Sie sich das vorstellen, weil ja nur 300 Stellplätze pro Bezirk vorgesehen sind, diese 800 Plätze den anderen Bezirken anzubieten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nun, Herr Gemeinderat, es gibt in der Richtlinie für die Volksgaragen eine klare Definition. Ein Bezirk, maximal 300 Volksga-
ragenstellplätze. Daher bin ich auch der Meinung, dass das Auslaufen des Programms kein Problem darstellt, denn es wird ja eine neue Regelung geben müssen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Dieses neue Konzept freut mich natürlich, keine Frage, dass die BürgerInnenbeteiligung sozusagen auch ernst genommen wird und dass sich im 5. Bezirk nach einem langen, langen Prozess jetzt doch endlich alles zum Guten gewandt hat. Ich freue mich, dass die Sozialdemokratie so lernfähig war in diesem Punkt und hoffentlich bei anderen Dingen auch weiterhin ist. 

Jetzt habe ich das Gefühl gehabt bei der Frage des Kollegen Madejski, es würde ein bisschen zu viel gehandelt, wer dann das bekommt, fast schon ein bisschen bazarähnlich. Jetzt weiß ich, dass die FPÖ mit dem Bazar nicht viel zu tun haben will, aber meine Frage geht ein bisschen in eine andere Richtung, und ich erlebe es in den Bezirken immer wieder: Im Masterplan Verkehr steht, dass bei Volksgaragen oder auch bei anderen Garagenprojekten ein Rückbau der Oberfläche stattfinden soll, und zwar im Verhältnis 1:3 und im Stadtzentrum von 1:1. Und ich erlebe jetzt immer wieder die Debatte: Was ist das Stadtzentrum? Oder was ist irgendwo 1:3? Und da würde ich Sie einmal gerne bitten, mir zu antworten: Wie werden Sie durchsetzen, dass bei Garagenbauten im Stadtzentrum der Rückbau der Oberfläche 1:1 stattfinden wird beziehungsweise in den Bezirken, die nicht zum Stadtzentrum gehören, 1:3?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Sie sollten hier keinen Irrtum aufkommen lassen. Ich habe überhaupt nicht gehandelt mit Madejski. Es gibt klare Richtlinien in dieser Stadt, und an die halten wir uns. Wahrscheinlich mache ich Ihnen weniger Freude, wenn ich jetzt sage, ich bin sehr wohl weiterhin dafür, dass wir den Garagenbau betreiben, denn wir wissen, wenn wir an der Oberfläche Platz bekommen wollen für andere Nutzungen, dann wird es ohne Garagen nicht gehen. Ich entnehme aus Ihrem Nicken, dass Sie sich der Sozialdemokratie in dieser Frage auch annähern. (Heiterkeit.) Das ist erfreulich. Ich will das nicht unbedingt so interpretieren, dass Sie sich mit dem Kollegen Madejski solidarisieren da. Ich habe ja nichts dagegen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da kann man sich treffen!) Aber gestern hatte ich den anderen Eindruck, dass es da eher um eine Annäherung an die ÖVP geht. Aber das mag ja durchaus in sein bei den GRÜNEN.

Zur Frage der Garagen. Wir werden weiterhin den Garagenbau betreiben. Wir brauchen es auch. Wir werden natürlich, so wie wir das beim Neuen Markt vorgesehen hatten, eine 1:1-Reduktion an der Oberfläche vornehmen. Leider hat deine Fraktion im 1. Bezirk sich ja damit nicht anfreunden können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ursprünglich habe ich mich ja gewundert, dass Sie sich diese Frage geben haben lassen, weil das Garagenbauprogramm... (GR Dr Herbert Madejski: Na net! Außerdem ist er ein mutiger Mensch!) Es gab keine Zusatzfrage, auch nicht von der Anfragestellerin. Das hat meine Vermutung natürlich noch bestärkt, dass das schon eine bestellte Frage war. Aber ich bin dann langsam draufgekommen... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Gerstl! Bitte lernen Sie die Geschäftsordnung, weil die eigene Fraktion darf dem Stadtrat nicht die erste Zusatzfrage stellen, sondern erst die vierte. (Beifall bei SPÖ, GRÜNEN und FPÖ. )
GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Alles klar, ich nehme alles zurück. Danke, Herr Vorsitzender!

Also bleiben wir beim Herrn Stadtrat. Wenn Sie nun sozusagen die Frage dazu benützt haben, um ein Modell vorzustellen, wie Sie Volksgaragen in Zukunft behandeln wollen und welche standardisierten Verfahren Sie abgeben wollen, dann sind wir natürlich schon bei einem Punkt, den der Kollege Maresch auch angeschnitten hat: Wie wollen Sie die Zukunftszahlen auch entwickeln? Sie haben selbst gesagt, dass wir jedes Jahr ein Nettosaldoplus von rund 7 000 Kfz haben und dass mit den Zahlen, wo Sie jetzt Garagenplätze bauen, wenn Sie sie vor allem an der Oberfläche immer 1:1 entfernen wollen oder zumindest 1:3, dass Sie danach eigentlich nicht die Standardanhebung schaffen, mehr Garagenplätze zu schaffen, auf Grund der immer mehr entstehenden zugelassenen Kfz. Das heißt, die Schere derer, die keinen Garagenplatz haben, öffnet sich und wird nicht kleiner. Oder habe ich Sie in dem Sinne sozusagen missverstanden, versuchen Sie das zu ändern? 

Aber in dem Sinne, was Sie zu den standardisierten Verfahren aufgezählt haben, ist uns eines besonders aufgefallen. Sie haben in der Vergangenheit auch schon immer untersuchen lassen, wie viel freie Stellplätze es gibt in der Umgebung kommender Volksgaragenplätze. Und da haben die Gutachten eigentlich immer andere Ergebnisse ergeben als diejenigen, die die Bürger danach festgestellt haben. Wir haben das im 4. Bezirk gehabt, wir haben das im 5. Bezirk gehabt, in mehreren Bezirken, wo die Bürger dann gekommen sind und gesagt haben: Schaut, dort gibt es noch so und so viele freie Parkplätze, dort in dem anderen Haus gibt es auch noch so viele freie Parkplätze, und meistens hat sich herausgestellt, dass es sich hier um Privatparkplätze handelt.

Daher meine konkrete Frage nun dazu: Wie wollen Sie in Zukunft sicherstellen, dass bei den Erhebungen, die von der Stadt Wien gepflogen werden, auch diese Privatparkplätze erfasst werden, damit es dann keine unterschiedliche Wahrnehmung zwischen Expertenmeinung und Bevölkerungsmeinung geben kann?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Mag Gerstl! Ich danke zunächst einmal für die Information. Ich schließe daraus, dass die ÖVP-Fraktion sich von ihren Ministern dann drüben im Nationalrat die Fragen schreiben lässt. Sie waren ja in einem Ministerbüro und werden das natürlich wissen. 

Bei uns ist das ein bisschen anders. Außerdem ist diese Frage ja keine, vor der ich mich fürchten muss, denn wir haben ein klares Konzept, wir haben im Masterplan Verkehr beschlossen, dass wir den Garagenbau in Wien auch weiterhin betreiben und forcieren und dass wir vor allem erreichen wollen, dass an der Oberfläche für andere Nutzungen mehr Platz zustande kommt. Wir haben Straßenquerschnitte von 15,17 m, wie das in Wien der Regelfall nicht hat. Dann fehlt schlicht und einfach die Möglichkeit, alles in diesem Raum unterzubringen, wenn man weiß, dass die Autofahrer einen gesicherten Abstellplatz in einer Garage wesentlich lieber haben als eine Laterndlgarage, weil da wesentlich mehr passieren kann. So werden wir den leistbaren Garagenbau auch weiterhin betreiben und fördern.

Was jetzt die Frage betrifft, wie man mit dem Zuwachs an PKW zu Rande kommt. Sie sollten nicht übersehen, dass mehr als die Hälfte des Garagenbaus in Wien mit dem Wohnbau erfolgt. Und der Wohnbau ist auch das, wo der Garagenbau am besten aufgehoben ist, nämlich dort, wo die Menschen wohnen. Wenn Sie einen ordentlichen, einen gesicherten Stellplatz im Wohngebiet haben, dann ist das für Sie das Allerbeste, weil dann können Sie ungehindert auf der Suche nach einem Parkplatz während des Tages auch die Straßenbahn und den öffentlichen Verkehr benutzen, zu Fuß gehen oder mit dem Rad fahren. Daher dürfen Sie nicht übersehen, dass diese Möglichkeit zur Garagierung vor allem im Bereich der Wohnungen besonders wichtig und attraktiv ist für die Bevölkerung. 

Wir haben breite Gebiete in dieser Stadt, wo die Stadt vor über 100 Jahren entstanden ist, teilweise wesentlich mehr als vor über 100 Jahren und daher die Nachrüstung mit Garagen immer problematisch ist, die die Menschen aber dort genauso benötigen wie in den Neubaugebieten. Und dafür gibt es den Garagenbau, wie zum Beispiel im 6. Bezirk am Waldemarpark.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Die nächste Zusatzfrage: Frau GRin Reischl.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie haben ja jetzt angekündigt, dass das Volksgaragenprogramm im Jahr 2010 auslaufen wird, und daher nun meine konkrete Frage: Was passiert dann? Gibt es ein eventuelles Nachfolgeprogramm? Und wenn ja, welche Veränderungen beziehungsweise Erneuerungen sind angedacht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Nun, man kann im Masterplan Verkehr schon die Stoßrichtung erkennen. Es ist so, dass wir Gebiete haben, wo der Nachholbedarf eklatant ist. Das sind vor allem die Gebiete der Gründerzeit rund um den Gürtel. Wir haben auch Systemfestlegungen bei den Volksgaragen, über die man nachdenken kann und soll. Und wenn ich nur daran denke, wenn der Bezirk 17 000 Einwohner hat oder 167 000 Einwohner, stehen ihm jeweils auch nur 300 Stellplätze aus dem Volksgaragenprogramm zur Verfügung. Hier wird man an Änderungen denken können und wird sie einmal diskutieren können. Alles das sind Dinge, die wir in der wieder eingerichteten Kommission für Parkraummanagement diskutieren werden. Die Arbeitsgruppen sind eingerichtet, und ich gehe davon aus, dass wir im nächsten Jahr darüber ausführlich Bescheid geben können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Die 2. Anfrage (FSP - 02442-2006/0001 - KFP/GM: Eine kürzlich veröffentlichte Studie zeigt deutlich, dass die Integrationsbereitschaft nach Österreich und damit auch nach Wien zugewanderter Muslime sehr gering ist. Die bisher praktizierte Integrationspolitik ist damit nachweislich fehlgeschlagen. Wird dieses Resultat eine Änderung des Integrationskurses in Wien bewirken, da dieser derzeit ja weitgehend auf die Einbindung der Zuwanderer in das hiesige Sozialsystem beschränkt ist, die Anpassung an die hier üblichen Lebensweise, Sitten und Gebräuche kaum fördert und eine Assimilation der Zuwanderer ablehnt?) kommt nicht zum Aufruf, weil Frau GRin Matiasek ja bekanntlich krank ist. 

Die 3. Anfrage (FSP - 03016-2006/0001 - KGR/GM) ist gerichtet von Frau GRin Mag Waltraut Antonov an den Herrn Bürgermeister. (Welche Kriterien waren ausschlaggebend dafür, dass aus der – vermutlich größeren Zahl an Kandidatinnen und Kandidaten für den Posten des Kontrollamtsdirektors – die Personalberatungsfirma und damit auch Sie dem Gemeinderat Dr Hechtner als Kontrollamtsdirektor vorschlagen?) 

Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ihre Frage, welche Kriterien ausschlaggebend waren für den Vorschlag der Personalberatungsfirma und in Folge gesehen dann von mir an den Wiener Gemeinderat im Hinblick auf die Bestellung des Kontrollamtsdirektors, ist ja in Wirklichkeit sehr leicht zu beantworten, nämlich jene Kriterien, die in der Ausschreibung drinnen stehen. Denn die Personalberatungsfirma hat ja im Wesentlichen die Aufgabe, anhand der Kriterien, die in der Ausschreibung drinnen sind, und diese Ausschreibung ist ja öffentlich bekannt, den aus ihrer Sicht bestgeeigneten Kandidaten auszusuchen und vorzuschlagen. Mir wurden Vorschläge unterbreitet – ich sage Ihnen das gleich vorab, damit Sie nachher nicht zu fragen brauchen –, die darauf hinauslaufen, dass es zwei geeignete Kandidaten gegeben hat, die beide den Anforderungen aus den Kriterien der Ausschreibung entsprechen. Es ist ein Kandidat insofern auch dargestellt worden, weil er über ganz besonders hervorragende öffentlich-wirtschaftliche Erfahrungen und ein entsprechendes Wissen verfügt. Ich habe mich daher dem Vorschlag der Personalberatungsfirma angeschlossen und diesen Vorschlag auch dem Gemeinderat unterbreitet. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die 1. Zusatzfrage.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Danke für diese Antwort, Herr Bürgermeister. 

Mich würde noch interessieren, bis jetzt war es ja nur in der Zeitung zu lesen: Wie viele KandidatInnen hat es insgesamt gegeben, und waren überhaupt auch Kandidatinnen darunter?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Es hat 15 Bewerberinnen und Bewerber gegeben. Mir ist jetzt die Geschlechteraufteilung dabei nicht bekannt. Elf mussten wegen Nichterfüllung der Kriterien aus der Ausschreibung ausgeschieden werden, es sind vier übrig geblieben. Mit diesen vieren wurde das Verfahren der Personalberatungsfirma einschließlich der persönlichen Interviews durchgeführt. Zwei davon wurden mir empfohlen, und für einen habe ich mich entschieden. Wobei ich dazusage, nur zur Information: Auch der zweite empfohlene Bewerber war ein Mann. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Kenesei, die nächste Zusatzfrage.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Wie das Verfahren jetzt abgelaufen ist, wissen wir mittlerweile. Die Entscheidung hat es gegeben. Es gibt den Vorschlag. 

Ich möchte aber insofern nachfragen, die Person des Herrn Dr Hechtner kennend: Hätte es nicht wirklich Sinn gemacht und glauben Sie nicht auch, dass sich so eine topqualifizierte Person wie der Herr Dr Hechtner bei einem Hearing im Kontrollausschuss ebenso bewährt hätte wie beim Gespräch mit dieser Personalberatungsfirma? Denn ich glaube, dass es durchaus gut gewesen wäre, ein solches Hearing im Kontrollausschuss durchzuführen. 

Und meine Frage dahin gehend ist: Werden Sie Ihrer Fraktion empfehlen, bei einem diesbezüglichen Antrag hier im Gemeinderat einer Änderung des Bestellmodus zuzustimmen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Das ist ja überhaupt keine Frage. Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass der Herr Dr Hechtner in diesem Hearing exzellentest bestanden hätte. Das ist ja überhaupt gar keine Frage, denn ich würde Ihnen niemals eine Persönlichkeit vorschlagen, die nicht in einem solchen Hearing bestehen würde. 

Was Ihre eigentliche Frage betrifft, und das ist ja die Diskussion, die wir seit einiger Zeit führen, kann ich Ihnen nur sagen: Ich persönlich habe gegen Hearings überhaupt nichts. Aber ich glaube nur nicht, dass es extrem sinnvoll ist, wenn man jedes Mal, wenn es um Neubestellungen geht, Anfragen an den Bürgermeister richtet, und das war's dann wieder. 

Ich kann im Prinzip hier nur empfehlen: Reden wir miteinander darüber. Ich bin ganz sicher, dass die Sozialdemokratie und ihr Klubobmann das Gespräch darüber nicht verweigern werden und Hearings selbstverständlich auch keine Grundideologiefrage sind, sondern die Frage einer pragmatischen Vorgangsweise dazu, und ich bin überzeugt, dass am Ende des Tages ein vernünftiges Ergebnis stehen wird, das allseitig befriedigend ist. Aber das, glaube ich, ist die zielführendere Vorgangsweise.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister, Sie wissen, dass auch wir nicht glücklich waren darüber, dass wir hier so wenig Einblick hatten in den Bestellvorgang. 

Daher unsere Frage: Werden Sie uns das Protokoll der Personalberatungsfirma, die die Auswahl getroffen hat, zur Verfügung stellen, damit wir im Nachhinein nachvollziehen können, wie das abgelaufen ist? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Das tut mir Leid, aber das kann ich nicht tun. Das hat seine Ursache darin, dass der zweite vorgeschlagene Kandidat in einer sehr wesentlichen öffentlichen Funktion ist und ausdrücklich darum gebeten hat, ihn nicht zu veröffentlichen. Und daher tut es mir Leid, kann ich Ihnen auch dieses Protokoll nicht zur Verfügung stellen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister, zum Abschluss finde ich es einerseits ziemlich traurig, dass Sie nicht genau wissen, wie viele Frauen unter den Kandidaten waren. 

Und meine letzte Frage an Sie in diesem Zusammenhang: Was hätte sich Ihrer Meinung nach am Ergebnis dieses Auswahlverfahrens geändert, wenn Sie uns einbezogen hätten, zumindest mit einem, ich weiß nicht, Mindestmaß an direkter Kommunikation und Information vor der Presseaussendung. Was hätte sich am Ergebnis geändert? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Aus meiner Sicht heraus gesehen nichts, denn ich habe meinen Vorschlag so zu unterbreiten gehabt, wie er den entsprechenden Vorbereitungsarbeiten auch entspricht. Und ich kann nur hergehen und nach bestem Wissen, das mir durch die Personalberatungsfirma vermittelt wird, und bestem Gewissen, das ist durch die Kenntnis der Person, Ihnen den Vorschlag auch zu unterbreiten, und das in aller Offenheit. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 02439-2006/0001 - KVP/GM), gestellt von Frau GRin Ingrid Korosec an Frau Amtsf StRin Mag Renate Brauner. (Der Wiener Patientenanwalt Dr Walter Dohr stellte unlängst in klaren Worten betreffend die Gesundheitsversorgung in Wiens Spitälern fest: "Es gibt eine Zwei-Klassen-Medizin. Wer privat mehr bezahlt, wartet kürzer auf seine Operation." Seit Jahrzehnten ist das Wiener Gesundheitsressort in der Verantwortung der SPÖ. Wie rechtfertigen Sie diesen beschämenden Zustand, den die Wiener Patientenanwaltschaft kritisiert?) 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Kollegin Korosec, Sie fragen mich nach der Situation der Gesundheitsversorgung in den Wiener Spitälern unter Hinweis auf ein Zitat von Herrn Dr Dohr betreffend Zwei-Klassen-Medizin und interpretieren dann den beschämenden Zustand, in dem sich angeblich das Wiener Gesundheitswesen befindet. 

Diese Begrifflichkeit möchte ich zurückweisen, schon im Namen aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die, wie wir wissen, mit sehr, sehr großem Engagement hier arbeiten. Ich denke, dass wir in Wien eine exzellente Gesundheitsversorgung haben, dass wir Spitzenmedizin für alle haben. Und dass das nicht nur wir so sehen, sondern glücklicherweise auch unsere Patienten und Patientinnen, beweist die Befragung im Zusammenhang mit der Erhebung "Leben und Lebensqualität in Wien", wo die Befragten das Wiener Gesundheitswesen nach einer Schulnotenskala beurteilt haben, und drei Viertel davon geben dem Wiener Gesundheitswesen und der Versorgung mit den Krankenhäusern die Note Gut und Sehr gut.

Ich möchte mich aber ein bisschen genauer befassen mit dem Zitat des Patientenanwaltes, auf das Sie hier verweisen, die Zwei-Klassen-Medizin, und darauf antworten. Aber nicht mit Ja oder Nein, weil ich denke, dass das Gesundheitswesen, die Finanzierungsströme, die Versorgung der Patienten und Patientinnen zu komplex sind, um eine Frage mit Ja oder Nein beantworten zu können.

Denn wenn Sie mich fragen, ob ich der Meinung bin, dass es in Wien ein Zwei-Klassen-System gibt, dann sage ich darauf: Nein, das glaube ich nicht. Das ist auch nicht so. Wir haben in Wien Spitzenmedizin für alle, glücklicherweise. Wir müssen nur ein wenig über unsere Grenzen schauen, und damit meine ich jetzt nicht irgendwelche afrikanischen Länder oder Länder in Südostasien, wenn ich darauf verweise, dass in vielen anderen Ländern gewisse Operationen an ein Alterslimit gebunden sind. Für uns ist es glücklicherweise, und es soll auch so bleiben, und ich stehe dafür, dass es so bleibt, eine Selbstverständlichkeit, dass man auch mit 80 noch entsprechende Hüftoperationen bekommt, dass auch mit 82 noch entsprechende Katarakt-Operationen gemacht werden oder dass es bei den Herzoperationen, wie ich mir unlängst bei einem sehr beeindruckenden Besuch im AKH erklären ließ, sogar eine eigene Liste für ältere Patienten und hochbetagte Patienten und Patientinnen gibt, weil natürlich das Spenderherz und der Empfängerorganismus zusammenpassen müssen und es eine eigene Liste gibt für die Jüngeren und eine eigene Spenderliste für die Älteren und für die Hochbetagten, weil es eben auch so komplexe Operationen bei uns gibt. 

Das heißt: Nein, es gibt keine Zwei-Klassen-Medizin, aber ja, ich teile die Sorgen des Patientenanwaltes und diese Hinweise, die er uns hier gibt, dazu ist er ja da, sehr kritisch, jetzt und in Zukunft sehr kritisch die Situation zu hinterfragen, ja, ich teile seine Sorgen, dass wir sehr darauf achten müssen, dass wir nicht vor einer Zwei-Klassen-Medizin stehen. Und wir alle wissen, dass die Finanzierung des Gesundheitswesens an Grenzen stößt, aus verschiedenen Gründen, unter anderem auf Grund der demographischen Entwicklung, und dass hier neue Finanzierungsmöglichkeit notwendig wären, die leider bisher nicht erreicht wurden. Wir brauchen Effizienzsteigerungen im Gesundheitswesen, die engere und neuere Kooperationen auch zwischen den verschiedenen Sektoren bedeuten. Leider ist hier bisher nichts davon zu merken. 

Löbliche Ausnahme ist wieder einmal Wien mit den Maßnahmen, die wir gesetzt haben, zum Beispiel bei dem wirklich sehr innovativen Projekt für die Dialyseversorgung.

Die Belastungen im Gesundheitswesen, die seitens der Bundesregierung seit dem Jahr 2000 durchgeführt wurden, sind schon ein Schritt Richtung Zwei-Klassen-Medizin, die mir auch sehr große Sorgen machen, wenn ich nur auf die mehrfache Erhöhung der Rezeptgebühr verweisen darf, auf die höheren Selbstbehalte, auf die Leistungskürzungen in der Krankenkasse und auf die Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge, die nicht mit Ausweitungen der Leistungen, sondern mit Einschränkungen Hand in Hand gegangen sind. 

Und mir ist natürlich auch bewusst, und Sie kennen mich, ich bin niemand, die Probleme verleugnet, dass es auch in Wien – und das ist ja auch der Hintergrund dieses Interviews gewesen, das Dr Dohr der "Wiener Zeitung" gegeben hat, auf das Sie sich beziehen – Wartezeiten gibt in Spitälern gerade im Bereich der Orthopädie. Die orthopädischen Versorgungsnotwendigkeiten sind in den vergangenen Jahren in zweistelliger Prozentzahl gestiegen, aus vielerlei Gründen, die jetzt zu diskutieren zu weit führen würde. Und auch wir wissen, dass es bei nicht akuten Operationen – das ist mir sehr, sehr wichtig, denn für eine akute Operation, Herzschrittmacher, Defibrillatoren gibt es selbstverständlich keine Wartezeiten – Wartezeiten gibt, und auch bei uns gibt es entsprechende Beschwerden. 

Deswegen haben wir eine Reihe von Maßnahmen gesetzt, um hier Verbesserungen zu erreichen, die meiner Meinung nach auch schon greifen. Ganz konkret ist zum Beispiel im Donauspital die Orthopädie erweitert worden um 20 Plätze, und wir haben im Otto-Wagner-Spital bei der Renovierung des Pavillons Austria nicht nur viel Geld investiert, sondern auch hier mit 120 Betten ein Drittel mehr Bettenkapazität und eine Verdoppelung der Operationskapazitäten erreicht. Darüber hinaus hat der Generaldirektor Marhold mehrere Pilotprojekte initiiert, um die Kernzeiten der Operationen auszuweiten auf 16 Uhr, darunter, wie wir ja öfters auch im Ausschuss schon diskutiert haben, bei der Augenabteilung, in der Chirurgie in der Rudolfstiftung und im Orthopädischen Krankenhaus Gersthof. Das heißt, wir haben hier schon Maßnahmen gesetzt und sind dabei, noch weitere Maßnahmen zu setzen, um die Wartezeiten, die es in Wien für nicht akute Operationen gibt, noch weiter zu verkürzen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die 1. Zusatzfrage: Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich finde doch die langen Wartezeiten beschämend, auch wenn jetzt Maßnahmen gesetzt werden. Sie wissen, dass seit Jahren ein Gesundheitsplan gefordert wird von der Opposition, um eben zeitgerecht auf Entwicklungen Rücksicht nehmen zu können. Sie arbeiten aber immer erst im Nachhinein. Im Nachhinein versucht man dann, Sanierungen vorzunehmen.

Konkret geht es mir darum, Frau Stadträtin: Ich habe ja eine Anfrage gestellt, wo Sie mir mitgeteilt haben, dass in KAV-Spitälern Operationen von 8 bis 13 Uhr durchgeführt werden, im AKH länger. Jetzt höre ich, dass bei Augenoperationen das ausgeweitet wurde. Sie wissen, es wurde bereits 2001 eine Vereinbarung getroffen mit den Ärzten. Die Ärztegehälter wurden erhöht. Im Gegenzug war geplant, dass eben die Operationen länger durchgeführt werden können, weil abgesehen von den Wartezeiten muss man das ja auch wirtschaftlich sehen. Es ist ja nicht optimal, wenn Großgeräte nur einige Stunden verwendet werden. 

Und jetzt meine konkrete Frage. Sie sagen, es gibt Pilotprojekte. Wann nehmen Sie an, dass wirklich in Wien Operationssäle so genützt werden, dass Wartezeiten zumindest sehr stark eingedämmt werden können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe die Frage zum Teil schon vorweg beantwortet, nicht deswegen, weil ich prophetisch bin, sondern weil wir die Diskussion ja nicht zum ersten Mal führen und ich Ihre Position kenne. Deswegen habe ich Ihnen auch schon gesagt, was es an Pilotprojekten gibt, und ich habe Ihnen auch schon im Ausschuss gesagt, woran bisher eine flächendeckende Ausweitung gescheitert ist, nämlich dass es uns auf Grund gesetzlicher Maßnahmen nicht möglich ist, die Turnusärzte am Nachmittag einzusetzen. Und ich darf Sie, sehr verehrte Frau Kollegin, daran erinnern, dass wir das im Ausschuss sogar so detailreich und intensiv diskutiert haben, dass ich Sie auch gebeten habe, doch Ihre Möglichkeiten dem Bund gegenüber zu nützen, weil Sie vielleicht ein wenig bessere Kontakte haben als ich, dass Sie auch im Bund das unterstützen, was wir vor längerer Zeit schon gemacht haben, nämlich eine Änderung der gesetzlichen Bestimmungen, dass auch Turnusärzte am Nachmittag arbeiten dürfen. Denn das ist im Moment nicht der Fall. Das ist eine generelle Umstellung, weil die Turnusärzte, wie Sie natürlich genau wissen, ja Teil unseres Systems sind und unseres Dienstplanes sind, dass auch die Turnusärzte am Nachmittag eingesetzt werden können. Vielleicht haben Sie einen besseren Informationsstand als ich. Meines Wissens nach ist diese Änderung bisher nicht erfolgt. Ich bedauere das sehr. Aber das wird unbedingt notwendig sein. 

Und genauso, auch das haben wir schon wiederholt diskutiert, nur weil es gerade heute besonders aktuell ist, wenn Sie von einem Gesundheitsplan Wien sprechen, kann ich Ihnen sagen: Das, was wir im Gesundheitsplan in Wien entwickeln können, haben wir gemacht. Sie kennen unseren zentralen Plan, unser zentrales Vorhaben, die wir auch sehr gut begründet haben mit der Bettenmessziffer, mit der Bevölkerungsentwicklung, mit der medizinischen Versorgung von Wien-Nord, mit dem Spital, das wir jetzt auch schon ausgeschrieben haben, wo wir mitten in sehr, sehr komplizierten und äußert komplexen Vergabeverfahren drinnen sind. Nur, die Grundlage für einen Strukturplan Gesundheit Wien ist noch immer nicht da. Und gerade heute ist die Sitzung – und wenn ich hier rechtzeitig fertig bin, werde ich es noch schaffen, rechtzeitig hinzukommen – der Bundesgesundheitskommission, und leider sind die Grundlagen, die dort von der Frau Bundesministerin vorgelegt werden, wieder nicht befriedigend. Wir werden es diskutieren, aber ich befürchte, dass es nicht leicht sein wird auf Basis dieser unzulänglichen Grundlagen, einen österreichischen Strukturplan Gesundheit zu beschließen. Denn es gibt zwar Qualitätskriterien, die dort festgelegt sind, aber sie gelten nur für die öffentlichen Spitäler und nicht für die privaten. Und das kann doch nicht in unserem Interesse sein. Es müssen doch die Kriterien für alle gleich sein, weil dem Patienten ist es wurscht, wo er hinkommt, der will überall bestmöglich betreut werden, was besonders komisch ist, weil die Privatspitäler ja sogar freiwillig bereit wären, sich dem zu unterwerfen, aber leider sind die entsprechenden Vorarbeiten nicht geleistet worden. 

Es gibt auch noch andere Punkte, die noch nicht fertig sind, aber das führt jetzt zu weit. Nur, ich möchte Sie wirklich bitten – weil wir auch das schon oft diskutieren –, dass Sie das zur Kenntnis nehmen. Wir brauchen zuerst die Grundlage des ÖSG, dass wir darauf – es geht rechtlich auch gar nicht anders – dann unseren Strukturplan Gesundheit Wien erlassen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Auf dem Gelände des Wiener AKH soll ein mit dem Hauptgebäude verbundenes Privatspital errichtet werden. Dort sollen vermögenden Patienten aus aller Welt medizinische Spitzenleistungen angeboten werden. Es besteht die Gefahr einer Drei-Klassen-Medizin, die es dann in Wien gäbe, das normale AKH zum Beispiel, Privatpatienten am AKH und das neue Superspital. Außerdem besteht die Gefahr, dass ärztliches Personal verstärkt aus dem AKH abgezogen würde.

Sie, Frau StRin Brauner, haben in diesem Zusammenhang gesagt, eine Entscheidung über die Errichtung eines Privatspitals auf dem AKH-Gelände sei noch nicht gefallen; es würden derzeit alle Ideen geprüft, ausschließen will ich aber gar nichts.

Jetzt zu meiner Frage: Was werden Sie konkret unternehmen, damit das Privatspital auf dem AKH-Gelände nicht zur Zwei- oder Drei-Klassen-Medizin wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wissen Sie, wenn Sie die Frage noch so schön vorlesen, sie wird deswegen nicht wahrer.

Ich sage es Ihnen noch einmal: Es ist kein Privatspital geplant am Gelände des AKH. Ich habe Ihnen das schon so oft gesagt, ich sage es Ihnen gerne noch häufiger, wir haben ja eine Pädagogin als Vizebürgermeisterin, die sagt immer, ständiges Wiederholen sichert den Lernertrag. Deswegen sage ich es noch einmal. Es ist kein Privatspital am Gelände des AKH geplant. 

Worüber das AKH, wie jedes andere Spitzenspital, nachdenkt, wo es Angebote zu Kooperationen gibt, sind medizinisch-wissenschaftliche Kooperationen mit diversesten Einrichtungen. Und das ist auch gut so, darüber nachzudenken, auch da gibt es noch nichts Konkretes. Jedes große renommierte internationale Spital kooperiert. Es gibt Angebote zu wissenschaftlichen Kooperationen von Einrichtungen, von anderen Spitälern. Aber das, was Sie unterstellen, dass dort ein Privatspital gebaut werden soll, das privat arbeitet, gewinnorientiert, es laufen dann die Ärzte des AKH hinüber, machen dann dort viel Geschäft und laufen wieder zurück, das ist falsch. Ich bitte Sie, dieses nicht weiter zu wiederholen, weil es zu einer Verunsicherung, falls es jemand zur Kenntnis nimmt, von Patienten und Patientinnen führen könnte – Konjunktiv – und weil es – bitte, Herr Kollege – nicht richtig ist.

Was gedacht ist und wo es Überlegungen gibt, die gibt es aber nicht erst seit kurzem, die gibt es schon länger, ist: Wie können wir das AKH noch verbessern? Wie können wir Initiativen setzen? Das ist auch die Idee des Kollegen Krepler, mit der er ja seit Jahren schwanger geht. Wie kann man die Hotelkomponente verbessern, die jetzt im AKH nicht adäquat ist zur Spitzenmedizin? Weil wir sind Spitzenmedizin, aber die Hotelkomponente ist leider noch nicht Spitze. Da gibt es viele Überlegungen.

Aber diese Unterstellung, ein Privatspital, wo dann die Reichen hinkommen, und für die anderen ist dann kein Geld und kein Platz mehr da, das ist falsch und das wird ganz sicher nicht passieren.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, jetzt muss ich Ihnen doch eine pädagogische Belehrung erteilen. Fragen können nicht wahr oder falsch sein, sondern höchstens die Antworten darauf. Also in dieser Hinsicht ist eine Frage immer noch eine Frage. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Zweitens: Die Schwangerschaft des Herrn Direktor Krepler hat schon auf die Hoffnung abgezielt, ein Privatspital zu gebären. Mann hin oder her. Vielleicht sollten Sie ihm sagen, dass Sie diesen Schwangerschaftsabbruch geplant und auch durchgeführt haben, weil er glaubt noch an sein Privatspital. So.

Und jetzt zu meiner Frage. Gehen wir wieder zurück zu den Wartezeiten, von denen wir wissen, die Erde ist eine Scheibe, daher gibt es in Wien keine oder fast keine und auch keine Zwei-Klassen-Medizin. Damit wir Ihnen das glauben, Frau Stadträtin, würde ich Sie bitten, was wir Sie schon öfter ersucht haben: Legen Sie aussagekräftige jährliche Statistiken vor über alle Abteilungen und Häuser, in denen, insbesondere in den chirurgischen Fächern, enthalten ist, welche Wartezeiten bestehen, ganz konkret, welche Fehler gemacht wurden, welche Beinahefehler registriert wurden und welche anderen Qualitätskriterien hinsichtlich moderner Medizin, hinsichtlich von Todesfällen und so weiter enthalten sind. Wenn wir diese Daten und Analysen haben, können wir sachliche Schlüsse ziehen, dann wissen wir die Wahrheit, und Sie müssen nicht sagen, die Opposition stellt falsche Fragen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ohne mich jetzt auf pädagogische Diskussionen einlassen zu wollen: Wenn Sie sagen, Herr Krepler behauptet und macht ein Privatspital, ist das keine Frage, sondern eine Behauptung. Genauso hat Kollege Lasar Behauptungen aufgestellt, und die Behauptungen sind falsch. (GR David Lasar: Ich habe Sie zitiert!) Ob es Ihnen passt oder nicht. Und ich werde mir auch erlauben, das weiter zu sagen, Frau Dr Pilz. Glücklicherweise muss ich Sie nicht fragen. Genauso wenig wie Sie mich fragen müssen. Das zeichnet unsere Demokratie aus. Wir wissen, sie ist schwierig, aber alternativlos. (GR Mag Alexander Neuhuber: Präpotent!) Oh, ein Fremdwort! Ja, ein Fremdwort!

Zur Frage, jetzt wieder zur ernsthaften Diskussion zurück. Was Sie verlangen, Frau Kollegin Dr Pilz, bringt uns zu der Diskussion, die wir schon sehr oft geführt haben und die eine grundsätzliche Diskussion ist: Was ist die Aufgabe der Politik? Und was ist die Aufgabe von denjenigen, die zuständig sind für die Führung von Spitälern, die zuständig sind für die Führung von Abteilungen, die zuständig sind für die Führung vor Ort? 

Sie sagen, wir sollen uns gemeinsam zusammensetzen, sollen von sämtlichen Wiener Spitälern, in denen 32 000 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen arbeiten, von jeder Abteilung alle Statistiken über alle Patienten und Patientinnen, über alle Pflegeleistungen – weil die müsste man konsequenterweise auch dann mitnehmen –, die dort passiert sind, über alle Operationen, die dort vorgekommen sind, wann wer wo sich angemeldet hat, wann wer wo operiert wurde, wie lange er oder sie im Spital war. Wenn wir das für alle machen, ich glaube, es sind 300 000, die wir pro Jahr haben – ich habe die Zahl jetzt nicht genau im Kopf, aber sie ist in dieser Größenordnung –, so können wir uns dann, abgesehen davon, dass wir beide den Rest unseres Lebens dann nicht anderes machen würden als nur die Ärztestatistik durchzuarbeiten, was eine völlig unrealistische Vorstellung ist, alle Ärztlichen Direktoren ersparen, alle Ärztlichen Leiter, alle Primarii, weil wir dann ihre Arbeit machen.

Und auch das habe ich Ihnen schon öfters gesagt: Wenn ich Leiterin eines Krankenhauses hätte werden wollen, denn hätte ich mich für den Beruf entschieden. Habe ich aber nicht, sondern ich habe mich entschieden, in der Politik für die Rahmenbedingungen zu sorgen, und diese Rahmenbedingungen schaffen wir auch. Das heißt, wenn wir sehen, es gibt wo längere Wartezeiten, wenn wir sehen, es gibt Probleme in einem Bereich, dann haben wir dafür zu sorgen, dass sie beseitigt werden. Das tun wir zum Beispiel durch die Erweiterung der Kapazität in der Orthopädie, und das tun wir zum Beispiel, indem wir ein Projekt in Auftrag gegeben haben, Disease Management. Denn wenn ich unsere Zahlen vergleiche, was wir an Angeboten haben, gerade in der Orthopädie, an Betten, an OPs und an medizinischem und an pflegerischem Personal, mit den Zahlen einer Diskussion, die wir in Berlin hatten –, ich glaube, wir waren damals gemeinsam dort –, die ungefähr eine gleich ähnliche Versorgungsdichte und überhaupt keine Wartezeiten haben, dann ist es nicht nur eine Frage des Angebotes, sondern ist auch eine Frage des Managements. Deswegen habe ich, weil das nicht meine Arbeit ist, genauso, wie es meiner Meinung nach auch nicht Ihre ist, einen entsprechenden Auftrag erteilt an das ÖBIG, das gerade zu diesem Beispiel ein Projekt Disease Management ins Leben ruft, uns Vorschläge zu machen, wie wir hier eventuelle Schwachstellen noch ausmerzen können. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Sie haben in der Beantwortung beklagt, Sie können keinen Gesundheitsplan vorlegen, weil die Gesundheitsministerin nicht die Unterlagen liefert.

Ich möchte Sie nur aufmerksam machen, aber ich bin überzeugt, Sie wissen es: Salzburg hat ihn schon seit langem vorgelegt. Also offenbar ist es möglich.

Aber nun zu meiner Frage. Der Generaldirektor Dr Marhold hat angekündigt, schon vor längerem, eine Entschärfung bei den Wartezeiten dahin gehend durchzuführen, dass er einfach die Betten auch in andere Stationen bewegt, dass es hier einfach auch innovativer wird. Wie weit sind diese Vorarbeiten geleistet, oder ist das schon passiert beziehungsweise bis wann kann man damit rechnen, dass dadurch Wartezeiten verringert werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Dieses Bettenmanagement hat weniger mit der Frage der Wartezeiten zu tun als damit, dass wir mit dem Phänomen konfrontiert sind, dass wir leider nach wie vor in manchen Bereichen in Spitzensituationen Gangbetten haben, während im selben Haus in anderen Abteilungen die Betten leer stehen. Und das macht schlicht und einfach keinen Sinn. Es kann in manchen Fällen unveränderbar sein, weil zum Beispiel interne und chirurgische Abteilungen auch von der Ausbildung des Pflegepersonals, von der Ausstattung der Stationen nicht so einfach zu durchmischen sind, kann in anderen Abteilungen aber sehr wohl Sinn machen, zum Beispiel innerhalb der internen Fächer, und das ist auch genau das, was Kollege Marhold angeregt hat. 

Wir sind überall dort, wo entweder Umstrukturierungen in Spitälern stattfinden oder wo Spitäler neu entstehen, Stichwort Wien-Nord, dabei, so interdisziplinäre Stationen entweder neu zu schaffen oder entsprechend mit einzuplanen. Wien-Nord wird ja leider auch eine Zeit lang dauern, denn so ein riesiges Spital zu bauen geht natürlich nicht von einem Tag auf den anderen. In anderen Bereichen, wo von der Örtlichkeit her es nicht möglich ist, eigene Stationen zu machen, ist ein besseres interdisziplinäres Bettenmanagement zum Teil in Umsetzung, zum Teil in Planung. Wir sind aber in diesem Bereich so wie in allen anderen auch natürlich auf die Mitarbeit und die Akzeptanz derer vor Ort angewiesen, das heißt, es müssen die jeweiligen Primarii auch bereit sein, sich an so etwas zu beteiligen und auch entsprechend mitzumachen, ihre freien Betten bekannt zu geben und anderen zur Verfügung zu stellen. Und da ist in manchen Bereichen ein entsprechender Überzeugungsprozess notwendig, wobei ich das auch verstehen kann, weil natürlich jeder Sorge hat, dass irgendein akuter Fall reinkommt und dann womöglich das Bett von einer anderen Station belegt ist. Also da geht’s ja darum, dass wir die Versorgungssicherheit immer im Vordergrund sehen. Aber zum Teil hat es hier schon Verbesserungen gegeben, wie zum Beispiel in der Rudolfstiftung. In anderen Bereichen sind wir mitten in der Umsetzung drinnen, und es ist das ein schrittweiser Prozess, den wir sehr, sehr kritisch begleiten, weil ich glaube: Genauso wie dieses Disease Management ein ganz wichtiger organisatorischer Zugang ist, ist auch dieses Bettenmanagement ein ganz wichtiger organisatorischer Zugang. Wir sollen nicht immer nur sagen, wir brauchen mehr Betten, wir brauchen mehr Personal, wir brauchen mehr OPs, sondern wir können auch durch interne Änderungen der Abläufe noch Verbesserungen und Effizienzsteigerungen erreichen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 03013-2006/0001 - KSP/GM), gestellt von Frau GRin Sonja Kato an Frau StRin Mag Sima. (Mit der Gründung der Bioforschung Austria ist die Stadt Wien die einzige Gebietskörperschaft in Österreich, die ein eigenes Forschungsinstitut hinsichtlich Biologischen Landbaues betreibt. Welche Schwerpunkte werden künftig in der neu gegründeten Einrichtung gesetzt?) 

Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ihre Frage befasst sich mit der Gründung der Bioforschung Austria, die im Dezember 2005 gegründet wurde. Der Verein Bioforschung Austria ist ein Träger auch des gleichnamigen Forschungsinstituts, das mit 1. Mai 2006 die Nachfolge des Ludwig-Boltzmann-Instituts für biologischen Landbau und angewandte Ökologie angetreten hat. Das war auf Grund einer Umorganisation notwendig. Für mich natürlich ist es ein besonders positiver Punkt, weil die Stadt Wien als einzige Gebietskörperschaft in ganz Österreich jetzt die Freude hat, über ein solches Forschungsinstitut zu verfügen, was nur konsequent ist, nachdem wir ja auch der größte Biobauer Österreichs sind. 

Warum ist das für uns so wichtig? Für uns ist es deswegen zentral, ein Forschungsinstitut zu haben, weil es natürlich auch mithilft, wissenschaftliche Grundlagen für die intensive Arbeit im Umweltbereich zu erarbeiten und zu liefern und aufzubereiten. Wie gesagt, für unsere Biolandwirtschaft, die wir ja selbst betreiben, sehr, sehr wichtig. 

Sehr erfreulich ist, dass wir das Personal vollständig übernehmen konnten. Als Geschäftsführer ist der Herr Dr Kromp tätig, Obmann ist Prof Ludwig Maurer, der sich mit Pionierarbeit im biologischen Landbau in Österreich ja schon seit vielen Jahren eigentlich einen Namen gemacht hat. Das heißt, wir haben auch forschungsmäßig wirklich sehr gute Männer und Frauen da an Bord. 

Das neu gegründete Forschungsinstitut wird künftig auch eine Vermittlerrolle wahrnehmen zwischen Interessen der biologischen Landwirtschaft, der Landwirtschaft und der Stadtverwaltung. Ich glaube, dass das auch ein wichtiges Bindeglied für uns ist. Durch Teilnahme an internationalen Projekten wird die Bioforschung auch noch einen wesentlichen Beitrag leisten zum Image der Stadt Wien als Stadt mit hoher Lebens- und Umweltqualität und mit internationalem Know-how zu diesem Thema.

Geplant sind selbstverständlich internationale Fachtagungen, Kongresse, Exkursionen und so weiter. Aber mit diesem Fachwissen über das Ludwig-Boltzmann-Institut und jetzt über die Bioforschung Austria, über das wir da verfügen, ist auch sehr wichtig die Positionierung Wiens in den entsprechenden Gremien und Ausschüssen, zum Beispiel bei der ÖNORM, wo dieses Fachwissen dann sehr gezielt und zielgerichtet einfließen kann.

Die Liste der bisher geleisteten wissenschaftlichen Arbeiten von Prof Maurer und seinem Team ist sehr, sehr lang. Ich möchte nur ein paar Punkte daraus bringen. Forschung zu nichtchemischer vorbeugender Kontrolle von Problemwild, Kräutern und Schädlingen. Erforschung von Qualität, Anwendung und Umweltauswirkungen von Düngern wie Kompost, Gründüngung, Waldschaden, Biomonotoring, europaweite Bioliteratur, Datenbank und so weiter und so weiter. Das ist eine ganz, ganz lange Liste. Es wird auch künftig sehr, sehr viele Forschungsschwerpunkte in diesem Bereich geben, eben im Bereich der Boden- und Kompostforschung, Plankenbau, Plankenschutzforschung, Ackerland, Grünbau. Also ich will jetzt nicht die ganze Liste durchgehen. Sie haben sich ein sehr, sehr ambitioniertes Programm vorgenommen, und ich bin auch sehr zuversichtlich, dass das wie bisher in einem sehr guten Maß fortgesetzt wird.

Und nur zum Abschluss vielleicht eine kurze Leistungsbilanz des Instituts. Von Anfang 2005 bis Ende Juni 2006 wurden elf Forschungsprojekte abgeschlossen, acht laufend bearbeitet, sechs neu begonnen, vier sind für die Zukunft bereits zugesagt, sieben in Planung, also in Summe reden wir von 36 Projekten in eineinhalb Jahren mit derzeit 16 MitarbeiterInnen unter der Leitung eben von Prof Kromp und dem Kollegen Hartl. 

Also ich glaube, das ist eine sehr beeindruckende Bilanz, die wir da vorlegen können, und ich freue mich, dass wir dieses Institut jetzt in der neuen und umstrukturierten Form im Rahmen der MA 49 auch so gut unterstützen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Herzog.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Die Gründung eines solchen Institutes ist sicher von großer Bedeutung. Der biologische Landbau hat sicher große Bedeutung auch im praktischen Leben für die Menschen dieser Stadt und des Landes, keine Frage.

Ich habe versucht, über das Webservice der Stadt Wien Auskunft zu bekommen. Es steht nicht viel drinnen, außer dass es ein Institut vom ehemaligen Ludwig-Boltz-
mann-Institut ist. Offensichtlich ist die Verbindung nicht mehr gegeben. Über Rechtsform und Ähnliches steht nicht viel drinnen.

Es wäre aber interessant, etwas anderes noch anzusprechen, nämlich dass ein solches Institut auf alle Fälle doch auch eingebunden sein sollte in eine anwendungsorientierte Forschung und ob dadurch die Gegebenheiten vorhanden sind, dass auch Aufträge aus der Wirtschaft zum Beispiel diesem Institut zukommen und einer Lösung zugeführt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wir haben das ganze Procedere auch im Umweltausschuss beschlossen, also auch den Vertrag zwischen der MA 49 und dem Institut.

Nur zu der Rechtsform jetzt: Prinzipiell gibt es sehr, sehr viele sozusagen Außenaufträge, die von verschiedensten Partnern kommen, sei es jetzt die EU, seien es andere Bundesländer, aber sicher auch aus der Wirtschaft. Das ist kein Problem. Und gerade die anwendungsorientierte Forschung wird ja groß geschrieben, weil – und das hört man bei jedem Vortrag, den der Prof Kromp und seine Kollegen halten – natürlich auch viel hinausgegangen wird, weil diese Forschung nicht sozusagen im Labor jetzt passiert, sondern tatsächlich draußen auf dem Feld und man sich dort oft langwierig über mehrere Jahre die Forschungsergebnisse anschaut, eben gerade bei der Schädlingsbekämpfung mit nichtchemischen Mitteln und so. Das ist ja oft eine recht mühsame Angelegenheit, da zu Ergebnissen zu kommen, und das ist eben sozusagen genau draußen vor Ort auf den Feldern, das heißt diese Forscher sind nicht nur theoretisch vor ihrem Computer, sondern auch sehr praktisch als Landwirte draußen unterwegs.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich habe natürlich diesem Antrag mit Freuden im Umweltausschuss zugestimmt. 

Meine Frage aber jetzt in der Hinsicht: In Wien gibt’s ja sehr, sehr viele Gärtnereibetriebe, die natürlich auch Glashäuser und Gemüseanbau betreiben, und es gibt relativ kleine Betriebsgrößen dabei. Was kann das Institut oder die Stadt tun in dem Fall, um tatsächlich im Gemüseanbau den Biolandbau voranzutreiben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich habe mir das extra noch einmal angeschaut, weil ich ja erwartet habe, dass eine Frage auch in diese Richtung kommt von Ihrer Seite.

Mit 14 Prozent Anteil an biologischer Landwirtschaftsfläche stehen wir als Stadt Wien jetzt nicht unbedingt schlecht da im Österreich-Vergleich. Wir wissen beide die Gründe, die es gibt, warum viele von diesen gärtnerischen Betrieben sich nicht für den biologischen Landbau entschieden haben, die aber trotzdem an einer integrierten Produktion interessiert sind, an einer Produktion, wo eben keine chemischen Schadstoffe eingesetzt werden. Und ich glaube, dass es wichtig ist, hier wissenschaftliche Grundlagen zu erarbeiten, genauso im Bereich der Kompostierung.

Also ich glaube, dass wir viel aus diesem Bereich den wissenschaftlichen Forschungsarbeiten von Prof Maurer und seinem Team verdanken und ich hoffe, dass das in Zukunft eben auch weiter so fortgesetzt wird, dass wir dann auch tatsächlich nicht nur im Bereich der biologischen Landwirtschaft, sondern auch außerhalb der Forschungsergebnisse davon profitieren können. Man kann ja sozusagen die Kompostierdüngung oder andere Sachen trotzdem anwenden, auch wenn man kein biologischer Betrieb ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dipl Ing Stiftner, bitte.

GR Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Das Ludwig-Boltzmann-Institut, die Ludwig-Boltz-
mann-Gesellschaft, hat den Auftrag gehabt, den biologischen Landbau zu fördern und Sie subventionieren auch diese Gesellschaft mit erheblichen Mitteln. Auf eine Anfrage von uns haben Sie uns auch eine sehr eindrucksvolle Leistungsschau mit mehreren Seiten an Forschungsprojekten übermittelt. Ich kann jetzt nur die Quantität beurteilen, nicht die Qualität. Ich sage das auch gar nicht polemisch, es ist nur auf den ersten Blick jetzt feststellbar, dass es hier doch um sehr akademische Projekte geht. Die Frage, die sich mir stellt - und mir geht es natürlich auch hier vor allem um die Landwirte an sich – ist, welchen konkreten Nutzen haben die Landwirte von diesem Institut und von diesen Forschungsergebnissen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Forschung hat immer an sich, dass sie sehr akademisch ist, das liegt in der Natur der Sache, sonst würde sie nämlich nicht als Forschung anerkannt. Und auch die Bioforschung Austria muss in den entsprechenden Journalen und Zeitschriften und Zeitungen publizieren. 

Auf der anderen Seite - und ich glaube, das sieht man an der Themenauswahl sehr gut - ist man sehr bemüht, möglichst praxisorientierte Probleme aufzugreifen und so wird schon seit vielen Jahren an diesem ganzen Problemkreis der Düngung und der Verwendung von Kompostdünger geforscht, was gerade für uns in Wien von Vorteil ist, die wir auch von Seiten der Stadt her versuchen, einen qualitativ sehr hohen Kompost zu erzeugen, wobei Herr Prof Maurer auch immer sehr stark in Forschungsprojekten eingebunden war. Auf der anderen Seite ist natürlich auch ein Profit für die Bauern gegeben, weil man dadurch zum Beispiel künstliche Düngemittel einsparen kann. Also, es gibt immer ein Benefiz, das noch dazu dann auch positive Umweltauswirkungen mit sich bringt.

Oder auf der anderen Seite - aber ich werde Ihnen jetzt nicht die ganze Liste noch einmal vorlesen, die Sie ja ohnedies schon bekommen haben, weil ich mir gedacht habe, dass das vielleicht ein bisschen zu weit führt, alle Projekte im Detail zu beschreiben – zum Beispiel die Sicherung der Biosaatproduktionen und die Entwicklung von Zuchtzielen für Biosorten: Das zum Beispiel ist eine ganz besonders entscheidende Zukunftsfrage für die österreichische Landwirtschaft, denn wir alle wissen, dass es gerade im Saatgutbereich eine starke Monopolisierung und Konzentration gibt und dass früher oder später derjenige, der über Saatgut verfügt und selbst Saatgut produzieren kann, auch eine echte Schlüsselstellung in der Landwirtschaft haben wird, weil er eben nicht von großen Konzernen abhängig ist. 

Und gerade der biologische Landbau wird sich irgendwann die Frage zu stellen haben, woher beziehen wir unser Saatgut in Zukunft, wie machen wir das, schaffen wir es, eine eigene Saatgutversorgung auf die Beine zu stellen. 

Dafür eine wissenschaftliche Grundlage zu haben, wie das funktionieren kann - auch in Österreich - ist essentiell, wenn es uns Ernst ist, den biologischen Landbau weiter zu führen.

Die anderen Dinge habe ich vorher schon erwähnt, eben die Bekämpfung von Schädlingen mit nichtchemischen Mitteln und so. Auch das ist natürlich interessant für unsere Gärtnerinnen und Gärtner. Da gibt es auch schon viele Pilotprojekte gerade in Wien in den Glashäusern, die sich dafür besonders eignen, solche Pilotprojekte durchzuführen. 

Ich glaube also, dass da wirklich direkter Nutzen spürbar ist, wenngleich es natürlich nicht so ist, dass ich im Herbst forsche und im Frühling hat es der Simmeringer Gemüsebauer schon quasi im Glashaus in der Anwendung. 

So schnell funktioniert es nicht, aber der mittelbare Nutzen ist durchaus spürbar und deswegen haben wir uns von der Stadt her auch entschlossen das zu fördern. Und ich bin sehr froh, dass wir eine so große Zahl an kompetenten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern haben, die auch über ein großes Renommee verfügen, einen international wirklich sehr guten Ruf haben und Wien damit die einzige Stadt ist, die über so ein tolles Forschungsinstitut verfügt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Frau GRin Kato, bitte.

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Als Biosprecherin meiner Fraktion halte ich diesen Schritt auch natürlich für extrem toll und notwendig und das Bioforschungsinstitut ist sozusagen auch ein Missing Link gewesen, das jetzt hilft, hier auch natürliche Forschungsergebnisse für den eigenen Bedarf zu erzielen. Mich würde aber die Finanzierung der Anstalt interessieren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Auch das ist eigentlich eine sehr erfreuliche Bilanz. Die MA 49 fördert den Vertrag mit 100 000 EUR im Jahr sowie mit infrastruktureller Unterstützung, aber – und das halte ich wirklich für sehr außergewöhnlich – dieses Institut wird mit einem sehr großen Anteil über Drittmittel finanziert, nämlich in einer Höhe von 60 bis 70 Prozent. Das ist außergewöhnlich, normalerweise liegt es ungefähr im Drittelbereich und das zeigt, wie sehr sich eben das Institut auf diesem Markt auch schon etabliert hat, man sich schon einen guten Namen gemacht hat und auch wirklich sehr viele Aufträge von renommierten Institutionen bekommt. Das freut mich natürlich, besonders ob dieser auch internationalen Anerkennung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 5. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 6. Anfrage. (FSP - 02437-2006/0001 - KVP/GM) Sie ist von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Finanzstadtrat Dr Rieder ist für die Verlegung der Wirtschaftsuniversität Wien und der Technischen Universität Wien nach Aspern, Planungsstadtrat Dipl Ing Schicker ist dagegen. Solche divergierenden Aussagen von namhaften Mitgliedern der Wiener Stadtregierung sind angesichts der Wichtigkeit dieser Frage für den Wissenschaftsstandort Wien nicht förderlich. Befürworten Sie als Wiener Bürgermeister den gemeinsamen Standort Aspern für die WU und TU Wien?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich muss zunächst einmal zu meinem tiefen Bedauern eine Feststellung, die Sie in der Einleitung getroffen haben, korrigieren. Denn erstens einmal ist der Herr VBgm Rieder mit seinem Vorschlag, die TU und WU auf dem Flugfeld anzusiedeln, nicht allein - den Vorschlag haben ja auch andere unterbreitet - und es hat ihn auch Herr StR Schicker nicht konterkariert, sondern was er gemacht hat, ist - und das ist eigentlich auch seine Pflicht -, darauf hinzuweisen, dass es seitens der BIG ein Nachnutzungskonzept für den Bereich Karlsplatz geben muss, denn wenn man dort alle Einrichtungen der Technischen Universität herauszieht, dann würde das ein Problem sein.

Ich füge allerdings jetzt hinzu, dass die Fragestellung dessen, was ich dazu meine, völlig obsolet ist. Beide Universitäten haben für sich einen Meinungsbildungsprozess abgeschlossen, sowohl die Wirtschaftsuniversität als auch die Technische Universität. Von der Technischen Universität ist zwar eine Konzentration auf den Standort Karlsplatz vorgesehen, aber jedenfalls will sie den Karlsplatz weiter besiedeln, und die Wirtschaftsuniversität hat für sich die Entscheidung getroffen, zwar vom derzeitigen Standort abzusiedeln, aber nicht nach Aspern, sondern bevorzugt den Standort Muthgasse.

Ich habe daher vor nunmehr etwa einem Monat die Rektoren der Wiener Universität zu einem Mittagessen eingeladen, um ihnen zwei Vorschläge zu machen:

Erstens, die Einlösung meines Versprechens an den Bundeskanzler, die Grundsteuer zurückzuzahlen. Dies zwar in einer ein bisschen komischen Konstruktion, weil die BIG ja abführt, also den Universitäten wegnimmt, dann an uns abführt und wir geben es den Universitäten wieder zurück, aber sei’s drum, das ist auf der Basis der derzeitigen Rechtslage nicht anders lösbar, aber jedenfalls kriegen sie es zurück.

Und das Zweite ist - und das ist mir wichtig -, gemeinsam ein Standortkonzept für die Wiener Universitäten zu erarbeiten. 

Es ist dazu zur Stunde eine Studie als Gesprächsgrundlage in Arbeit. Diese Gesprächsgrundlage wird den Universitäten zur Verfügung gestellt und ich gehe davon aus, dass wir im Herbst gemeinsam mit den Universitäten auch ein derartiges Standortkonzept vorlegen können, an das wir uns dann auch gemeinsam halten können und dann werden hoffentlich diese Partikulärdiskussionen, die ja noch angereichert werden durch - sagen wir einmal - unmoralische Angebote aus Niederösterreich, beendet sein, und wir werden dann eine vernünftige Stadtkonzeption der Standorte haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Wolf, die 1. Zusatzfrage.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Um Klarheit hineinzubringen, darf ich die Frage wiederholen:

Befürworten Sie als Wiener Bürgermeister den gemeinsamen Standort Aspern für die WU und die TU oder nicht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich sage noch einmal: Das ist obsolet. Diese Frage ist obsolet, denn ich werde nicht hergehen und sagen, ihr beiden Universitäten könnt euch wünschen, was ihr wollt oder Beschlüsse fassen, welche ihr wollt, das interessiert mich nicht, ihr habt euch einzufinden am Standort Flugfeld Aspern, sondern mein Angebot war ein anderes. Mein Angebot war, erarbeiten wir auf der Basis einer Studie ein gemeinsames Standortkonzept für die Universitäten in Wien. Und das, denke ich, ist eine vernünftigere Vorgangsweise, als sich wechselseitig auszurichten, an welchen Standort man nicht hingehen will. Und daher bitte ich um Verständnis dafür, dass ich diese Frage auch nicht beantworten kann. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die 2. Zusatzfrage, Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Im Zusammenhang mit dem Bildungsstandort Wien und vor allem mit dem Bildungsstandort Donaustadt möchte ich Sie im Zusammenhang mit dem Flugfeld Aspern, und da Sie ja für die Schulagenden in Wien verantwortlich zeichnen und auch wissen, dass auch für das nächste Schuljahr in Donaustadt wieder rund 150 Kinder an den AHS abgewiesen werden, fragen, ob bereits Verhandlungen zwischen Bund, Stadt, Bezirk und Stadtschulrat über eine zusätzliche AHS in Donaustadt hinter den Kulissen stattfinden und wie ist Ihr Informationsstand über diese Verhandlungen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich habe nichts gegen weite Sprünge. Gerade angesichts der laufenden Fußball-Weltmeisterschaft muss man sagen, je weiter, desto besser und der Sprung von den Universitäten jetzt zum Schulstandort Donaustadt ist zweifelsohne ein weiter. Aber ich kann Ihnen nichtsdestotrotz gerne die Antwort geben: Ja, ich bin informiert, dass diese Verhandlungen stattfinden. Die Zielsetzung der Verhandlungen ist, einen zusätzlichen AHS-Standort in der Donaustadt zu erreichen und ich hoffe, er wird in unserem Sinne positiv mit dem Bund abgeschlossen werden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Smolik, bitte!

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich teile Ihre Meinung, dass man die TU und die WU nicht zwangsverpflichten kann, wenn beide Universitäten schon einen Prozess eingeleitet haben mit dem Ergebnis, dass Sie das eigentlich nicht so gut finden und andere Standorte bevorzugen. 

Umso mehr hat es mich dann gestern gewundert, dass es einen gemeinsamen Antrag von ÖVP und SPÖ gegeben hat, der besagt, man möge die TU quasi zwingen, indem der Bund Zuckerl hergibt. Wie erklären Sie sich, dass die SPÖ offensichtlich Ihren Ansatz, dass die Meinung der Universitäten zu respektieren ist, wenn sie einen anderen Standort bevorzugen, da nicht ganz so teilt. 

Bgm Dr Michael Häupl: Also, den Unterschied zwischen Zuckerl verteilen und jemanden zu etwas zwingen, den möchte ich pädagogisch am Klavier spielen können. Natürlich gibt es Interesse daran, dass man am Flugfeld Aspern möglichst rasch auch zu Verwertungen kommt. Abgesehen davon, dass es zweifelsohne ja auch Argumente gibt - die durchaus ernst zu nehmen sind -, die für einen gemeinsamen Universitätsstandort der Wirtschaftsuniversität und der Technischen Universität am Flugfeld Aspern sprechen. Es ändert sich nur für mich dann die Lage, und da soll man durchaus auch hergehen können und sagen, ja, wenn hier der Bund, der zuständig ist für die Universitäten, hier besondere Anreize bildet, dann kann man vielleicht die Diskussion dazu neu beleben. Nur, worum es mir da in dem Zusammenhang geht, ist, dass man mit Sicherheit, so wie in anderen Bereichen auch, die Universitäten nicht zwingen soll auf einen Standort zu gehen, den sie nicht wollen. 

Ich meine, ich kann mir ohnedies kaum vorstellen, wie man sie zwingen sollte, meine Phantasie reicht dazu auch wirklich nicht aus. Daher dieses Angebot auch an die Universitäten, gemeinsam eine Standortkonzeption, an die sich beide verpflichtet fühlen, zu erarbeiten. Mir ist hier das Wort gemeinsam sehr wichtig. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Die letzte Zusatzfrage, Herr Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Sie haben von einer Erarbeitung eines gemeinsamen Standortkonzeptes gesprochen. Welche Standorte kommen neben Aspern Ihrer Meinung nach für diese gemeinsame Universität in Frage. 

Bgm Dr Michael Häupl: Nun, es kommen im Speziellen die in der Studie bearbeiteten Standorte in der Muthgasse und auf der Donauplatte zusätzlich zum Standort Aspern in Frage. Aber wir müssen natürlich auch zur Kenntnis nehmen, dass heute der Forschungsbereich insbesondere im Themenfeld zwischen Universitäten und außeruniversitärer Forschung etwa der Akademie der Wissenschaften liegt, aber wenn ich ans Mba denke, natürlich auch Forschungseinrichtungen von privaten Firmen umfasst, sodass diese Grenzziehung zunehmend verschwindet und die Kooperation in den Vordergrund tritt. Daher ist natürlich die Muthgasse insbesondere für den Bereich der Postgraduate Ausbildung, aber für das tatsächliche Verschmelzen von Forschung und Lehre, von dem zwar allgemein im Gesetz immer geredet wird, das aber heute ja in der Wirklichkeit stattfindet, auch die Bohrgasse als ein Standort zu nennen, der von höchstem Interesse ist. Diese Standorte werden in der Studie vertieft untersucht.

Aber auch hier habe ich den Rektoren versichert, das sei kein Präjudiz, dass man sich nicht über andere Standortvorschläge auch unterhalten kann, aber natürlich auch über zusätzliche Vorschläge, die etwa in die Richtung hin gehen, die seitens der Veterinärmedizin gewünscht wurde, wo neue Eigentumsverhältnisse seitens der Universität begründet werden wollen, weil sie sagen, das sei billiger als die Miete, die sie an die BIG zu zahlen haben. Aber das ist halt nur ein Blick in das Nähkästchen, was sich hier zusätzlich und am Rande einer solchen Diskussion abspielt. 

Noch einmal: Meine Zielsetzung ist, diese Diskussion entsprechend zu versachlichen und gemeinsam mit den Universitäten das Standortproblem zu lösen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die Fragestunde abgeschlossen.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der sozialdemokratischen Fraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Das doppelte Spiel der VP: Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen in Wien fordern, im Bund verhindern" verlangt. 

Das Verlangen ist entsprechend beantragt und unterstützt.

Ich ersuche nun den Erstredner, Herrn GR Vettermann, die aktuelle Stunde zu eröffnen. Die Redezeit ist mit zehn Minuten begrenzt. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn wir dieses Thema nehmen, dann deshalb, weil Bildung ein wichtiges Thema ist, weil ja natürlich gerade der Schulschluss - und keine Angst, ich will jetzt keine Noten verteilen, obwohl man gerne welche geben würde - auch dazu immer wieder anregt, darüber nachzudenken, wie es weitergehen kann und weitergehen soll, und weil natürlich gerade auch das Thema ein Sittenbild der ÖVP zeigt. Gerade heute, um 10 Uhr, ist ja eine Pressekonferenz des Wiener Elternverbandes anberaumt, der genau dieses Thema, nämlich die Senkung der gesetzlichen Klassenschülerhöchstzahl auf 25 und zwar für alle Schultypen zum Thema hat. Wir von der SPÖ unterstützen die Eltern in diesem Kampf und wir haben sie ja auch schon unterstützt, gerade im Parlament, als wir diese Senkung für alle Schulen gefordert haben, nicht nur für die Pflichtschulen, weil ja auch nicht einzusehen ist, warum jemand, der in die AHS-Unterstufe geht, anders behandelt werden soll, als wenn er in die KMS oder in die Hauptschule am Land geht. 

Also, wir wollten alle, insbesondere auch die berufsbildenden Schulen, hier einbeziehen, wo sie ja mit 36, mit 40, sogar gegen jegliche Gesetze, gegen geltende Normen, in die Klassen gepfercht sind. Dort waren wir eigentlich, nachdem es - sagen wir einmal - doppelt so häufige Signale aus der ÖVP gegeben hat, durchaus guten Mutes, insbesondere, weil man auf eine Gruppe ja hoffen hätte können, nämlich die Wiener ÖVP, die ja ständig und ununterbrochen - und sie hat ja auch ein paar Abgeordnete im Parlament - diese Klassenschülerhöchstzahl-Senkung fordert, plakatiert, ausspricht, aber dann, wenn es wirklich beantragt wurde, siehe da, was machen die Wiener ÖVP-Abgeordneten, wenn es eben nicht um Propaganda, sondern um Taten geht? Sie stimmen dagegen. 

Sie haben es abgelehnt, sie haben es abgeschmettert, sie haben es auf die lange Bank geschoben. Wenn das nicht doppelbödig ist, dann weiß ich nicht. Die ÖVP spricht hier mit gespaltener Zunge. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber auch kein Wunder, wenn man sich die Politik der ÖVP und ihrer nicht amtsführenden Stadträtin, die eigentlich ohne eigene inhaltliche Verantwortung, in dem Sinn also verantwortungslos, vorgeht. Sie lehnt den Stadtschulratstellenplan ab, aber nur in einer Aussendung, die ich mit habe. Sie sendet aus “ich bin dagegen“, sie war aber gar nicht anwesend. Also, auch hierorts Geisthandlung oder telepathische Aktion. Sie schreibt alle Schulen an. Das ist eindeutig parteipolitisch, also etwas, was die ÖVP, wenn sie es nämlich nicht selber macht, ständig kritisiert, attackiert und zutiefst ablehnt. Vom Eigenen her natürlich auch hier doppelbödig. 

Die ÖVP ist ja mit dem gesamten Berufsstand der Lehrerinnen und Lehrer unzufrieden, indem sie behauptet, ein Viertel der Lehrer arbeite nicht. Ich meine, 25 Prozent, das muss man sich vorstellen. Die Wahrheit ist, 30 Personen unterrichten nicht. 30 Personen zum Gesamten und das sind diejenigen, die gesetzlich völlig festgeschrieben sind. Da geht es um Personalvertreter-
Innen und um die EDV‑Betreuung - das steht sozusagen auch gar nicht in unserem freien Willen -, aber alle anderen unterrichten. 

Und wir haben uns schon Gedanken gemacht, wie kommt man auf das Viertel. Dann sieht man, dass damit hauptsächlich die LehrerInnen in den Integrationsklassen gemeint sind. Also das ist der größte Block, dem hier sozusagen die Berechtigung abgesprochen wird oder, dass die Kinder mit Migrationshintergrund keine zusätzliche Unterstützung verdienen. 

Und wie die Ernsthaftigkeit gegeben ist, sieht man ja auch daran, dass hier bei uns behauptet wird, in Wien sind sie, die Steiermark kann es aber nicht, da gibt es eine Aussendung vom dortigen Landesschulrat. Niederösterreich sagt, wir könnten es vielleicht, wenn man es nur ständig ununterbrochen weiterführt, was ja kein anderes Bundesland könne. Die Wiener ÖVP behauptet, wir könnten es. Natürlich weiß sie das besser, aber darum geht es eben gar nicht, sie steht hier für einen neuen Stil, oder sie hat auch einen neuen ÖVP-Stil geprägt, der halt sozusagen in das andere Extrem ausartet. Ich verstehe zwar nicht, warum, weil das sind eh schon einige andere, aber ich stelle es mir ungemütlich vor. Aber in der Frage muss ich sagen, gibt es eben die neue Linie der ÖVP, die wie bei Fred vom Jupiter völlig losgelöst von den Fakten, einfach agiert.

Zum Beispiel: Diese Idee mit dem Verschicken, Versenden von Kindern zwischen den Bezirken. Es ist ohnedies schon wieder stiller geworden, weil man nämlich draufgekommen ist, das funktioniert nur dann, wenn ich aus Währing oder Döbling Kinder sozusagen zwangsweise umsiedle in andere Schulen. Die ÖVP hat jetzt schon realisiert, was das bedeutet und sie ist auch schon ein bisschen von dem wieder abgerückt. Es wäre auch pädagogisch ein Wahnsinn gewesen. Oder man sagt, nun ja, Wien hat ja so viele AHS, Frechheit, da muss nur der Bund zahlen, das erspart doch Wien Geld. Da muss man sagen, dort, wo es regional erreichbar ist, dort gibt es eben viele, die in diese Schulform gehen und die Stadt, die davon am meisten profitiert, ist Mödling, bekanntlich eine nicht wirklich sozialdemokratisch regierte Stadt. 

Oder es werden originelle, aber falsche Rechenbeispiele verschickt, die sich einfach nicht ausgehen können. 

Wenn man nämlich den so vielgeliebten Rechnungshof nimmt, dass man 1,6 Planposten pro Klasse braucht, was ja dort drinnen steht in dem Bericht, dann weiß man, es kann sich nicht ausgehen. Ich will jetzt nicht gemeinsam rechnen, aber es sind dann 2 Prozent für Krankenstände, Karenzurlaub, Weiterbildung et cetera zu rechnen. Das ist vollkommen irreal, das macht kein Bundesland, das macht auch das Ministerium nicht, die nehmen 8 Prozent an. Also, das geht sich hinten und vorne eigentlich nicht aus, aber eines gesichert, wie könnte es sich überhaupt in die Nähe ausgehen, sagen wir, dass dann 300 bis 400 Lehrer fehlen? Das kann sich nur dann ausgehen, wenn man alle Integrationsklassen auflöst, das gesamte Sonderstützlehrersystem zertrümmert, einen einzigen Lehrer rein gibt und alle anderen, die wir an SBS haben. Aber das steht ja gar nicht in unserer Macht, da nix zu machen, wir müssen etwas tun, aber was könnten wir tun? Wenn man das weiterdenkt, könnten wir alle Kinder, die einen besonderen Förderbedarf haben, in die Sonderschule, in das Sonderpädagogische Zentrum stecken. Dann, mit 300 Lehrern, würde sich das ausgehen, aber das ist ja eine ganz andere Schule, die wir nicht wollen, die auch die Eltern und die Schüler nicht wollen. 

Und das ist eigentlich ein Skandal, denn Sie wissen ja, was Sie damit anrichten. Insbesondere diese willkürliche Deckelung mit 2,7 Prozent zum sonderpädagogischen Förderbedarf, der ist ja sozusagen der Hauptgrund von den fehlenden Lehrern, denn wir haben einen 4,1-prozentigen Bedarf. Wir können nur deckeln, weil es willkürlich gedeckelt wurde, obwohl ja das ein Bescheid ist und das ja so auch nicht leichtfertig vergeben wird. Viele der Pisa-Meinungen, gerade die besseren, rechnen übrigens mit so 5 Prozent an Sonderförderung. Sagen wir so, da wären wir durchaus noch gut unterwegs. Kann man gar nichts tun, ist man hilflos? Natürlich nicht. Der Wien-Schnitt in der Volkschule heute, in allen Klassen, ist 23,9. Also im Wien-Schnitt, aber auch in jeder Klasse wirklich, haben wir unter 25. In der Hauptschule ist man mit 25 Komma ein bisschen was darüber, aber wir bräuchten diese zusätzlichen Ressourcen. Da hätte uns die Wiener ÖVP einmal unterstützen können, dann haben wir auch die Möglichkeit, dann können wir auf die 25 real kommen. Aber da gibt es natürlich keine Unterstützung, da wird dem Ministerium die Mauer gemacht. 

Aber es geht ja nicht um die Wiener Kinder, um die Wiener Eltern, um die Wiener Schule, es geht um Wahlkampf, um Desinformation. Und das Schlimme und Traurige ist, Sie wissen es, und das sieht man auch daran - auch im Parlament -, dass die Bürgerinitiative zur Schulqualität ja schon im Juni 2005 getagt hat. 

Und wer ist dort der Vorsitzende? Der Abg Amon, der jetzt wieder diesen Verzögerungs-, Verschleppungsantrag eingebracht hat. Was hat er aber damals gefordert? Eine neuerliche Verhandlung, eine Evaluierung, das ganz Gleiche, was er jetzt fordert. Jetzt haben wir es noch einmal beschlossen. Damals hat er es schon versprochen, es ist nicht evaluiert worden, aber warum macht er es jetzt wieder? Weil er über den Wahltermin rüber kommen will und es eben keine ernsthafte Bestrebung gibt, das auch wirklich umzusetzen. Und so gesehen, ist dieses Wieder und Wieder auch ein Offenbarungseid der ÖVP darüber, wie es aussieht, wenn es konkret wird, wenn es konkret auf die Schülerinnen und Schüler geht, wenn es eine Verbesserung österreichweit sein soll. Und wem schaden Sie damit? Nicht der SPÖ, nicht dem viel geschmähten Stadtschulrat, Sie schaden den Kindern und Eltern und das dazu noch flächendeckend und bundesweit. (Beifall bei der SPÖ.) Und die Wiener ÖVP betreffend muss man sagen, ohne eigentliches Gegenmodell. 

Außer man sagt, es ist ein Modell, dass man alle in die Sonderschule schickt und mit 25, 24, meinetwegen auch 22,8 Kindern und einer einzigen Lehrerin, ohne jede Unterstützung, egal, mit welchen besonderen Bedürfnissen und welchen Schwierigkeiten, kommen wir durch. Aber das wird nicht gehen, das sagt auch keine einzige Lehrervertreterin und kein Lehrervertreter und es glaubt niemand und ich sage, nicht einmal die ÖVP, sie will nur in dem Fall das bewährte Wiener Schulsystem zertrümmern, das in Wien diese individuelle Förderung vorsieht. Dadurch wird auch kein begabtes Kind, geschweige denn ein schwächeres, mehr gefördert. 

Als Sozialdemokrat sage ich, wir wollten hier die ÖVP beim Wort nehmen, aber es hat sich auch in dieser Frage gezeigt: Auch in Schulfragen gilt, wer sich auf die ÖVP verlässt, der ist verlassen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen mit fünf Minuten begnügen müssen und sich nur einmal zum Wort melden dürfen. Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Jung gemeldet. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Eine Eingangsbemerkung zu meinem Vorredner: Ich kann mir schon vorstellen, dass Sie zur Zeit mit Wahlkampf und Wahlterminen Ihre Probleme haben, das ist verständlich, aber Sie brauchen mir nicht einreden, dass Sie so was sonst nicht betreiben. (GR Heinz Hufnagl: Das sind marginale Bemerkungen !) Nun, werden wir sehen. 

Sie machen sich also große Sorgen um die Qualität an den Wiener Schulen, offenkundig ein Ergebnis der PISA-Studie und fragen nach den Klassenschüler-Höchstzahlen. Ich bin der Letzte, der die Frau Unterrichtsministerin hier verteidigen will, sie ist wahrscheinlich nach dem unseligen Angedenken des Herrn Hurdes die schlechteste Unterrichtsministerin, die wir bisher gehabt haben, aber das Hauptproblem liegt hier zweifellos nicht bei der Klassenschülerhöchstzahl - wir hatten in der Vergangenheit wesentlich größere Schülerhöchstzahlen und haben gute Ergebnisse gehabt - das Hauptproblem liegt an der zu wenig geregelten beziehungsweise an der ungeregelten Zuwanderung und das hat, im Gegensatz zur Wiener Stadt-SPÖ, die Bundes-SPÖ offenkundig erkannt. Wenn Sie sich jetzt die gestern propagierte geänderte Haltung zur Zuwanderung anschauen, in der die SPÖ - man könnte ja fast glauben, es kommt aus freiheitlichem Munde - sagt: „Die Zuwanderung ist kein Recht, die Zuwanderung ist ein Privileg, ja ein Privileg, und die Zuwanderung muss abhängig von den Bedürfnissen der Österreicher gemacht werden." 

Bitte, vergegenwärtigen Sie sich das sehr genau, wenn Sie uns in Zukunft kritisieren wollen. Die Bundes-SPÖ nimmt nun eine ganz andere Position ein, wie man ja auch an der Feuerung des Abg Posch gesehen hat, der die Sprecherfunktion verlieren und in Zukunft nicht mehr im Parlament aufscheinen wird. 

Diese geänderte Haltung spiegelt die Realität wider, denn diese Realität sagt uns, dass jemand einfach in der Schule nicht integriert werden kann, der die Sprache nicht beherrscht. Das ist das Grund- und das Hauptproblem, an dem wir überall scheitern. Wie wollen Sie jemandem Wissen vermitteln, der es einfach nicht versteht? Und da ist auch nicht das Hauptproblem die Frage der Begleitlehrer oder Ähnliches, sondern sie müssen sich vor dem Eintritt in die Schule die Sprachkenntnis verschaffen. Entweder in den vorschulischen Einrichtungen, die besser geführt werden müssen oder für solche, die später zu uns kommen, in entsprechenden Kursen, die vor dem Eintritt in die Schule, in die Klassen, absolviert werden müssen. 

Alles andere ist sinnlos, ist Augenauswischerei und schädigt und erschwert vor allem für alle anderen das Mitkommen im Unterricht, weil so ein geordneter Unterricht einfach nicht möglich ist. Dabei ist es aber der falsche Weg, den Sie damit gehen, dass Sie in den vorschulischen Einrichtungen in großem Ausmaß Mehrsprachlichkeit und somit die Muttersprache fördern wollen. Die Muttersprache beherrschen die Kinder normalerweise von Haus aus. Sie sollen in den vorschulischen Einrichtungen die Landessprache erlernen, denn nur dann können sie in dem Land, in dem Sie leben wollen, eine Zukunft haben, und die wollen wir ihnen ja schließlich alle geben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und wenn Sie dann so großartige pädagogische Hilfen in den Schulen fördern, wie die hier, nämlich die Dreisprachigkeit, und glauben, den Kindern etwas beizubringen, wenn die vielleicht lernen, “meine Schwester oder mein Bruder oder sonst irgend jemand ist ein blödes Luder“ in drei Sprachen zu sagen, dann bitte sei das Ihre Sache. Wir sind nicht dieser Meinung. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wir glauben, dass hier auf diesem Gebiet nur ein einziger Weg zum Ziel führt und das ist eine möglichst gute Vermittlung der deutschen Sprache. Und interessant ist dabei, dass auch – um wiederum auf die SPÖ zurückzukommen - Ihr Vorsitzender Gusenbauer gesagt hat, die Sprachvermittlung muss für die Zuwanderer leistbar sein. 

Das heißt, er verlangt ein Mindesteinbringen auch von finanziellen Mitteln für das Erlernen der Sprache, um zu zeigen, dass man auch will, denn das Erlernen der Sprache ist eine Holschuld und nicht eine Bringschuld. Nicht wir sind verpflichtet, jemandem das beizubringen, sondern derjenige, der zu uns kommt, hat die Verpflichtung - und ich betone das -, die Verpflichtung, diese Sprache zu lernen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Das ist einer der seltenen Fälle, wo ich Ihrem Vorsitzenden Gusenbauer wirklich einmal Recht geben muss, wenngleich er mir schon ein bisschen Leid tut, denn er wird gewisse Schwierigkeiten mit der Wiener SPÖ nicht nur wegen seines Verhältnisses mit dem Bgm Häupl haben. Aber wenn er jetzt die Linken, wie den Herrn Posch und die Gewerkschafter - wie bekannte Namen hier auch im Hause sagen - aus der SPÖ-Liste ausstreichen wird, dann wird er in Wien wahrscheinlich niemanden mehr auf die Liste hinaufbringen können. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Nachdem jetzt die rassistische und sexistische 
Übung der FPÖ abgeschlossen ist (Beifall bei den GRÜNEN, Heiterkeit bei der FPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Das ist ja das Thema der Frau Jerusalem!) Können wir uns möglicherweise jetzt wieder sinnvolleren Dingen zuwenden und tatsächlich über Wien und das Wiener Schulsystem sprechen. 

Noch eine Bemerkung: Tatsächlich leben in Wien sehr viele Menschen, die eine andere Muttersprache haben als Deutsch. Das ist gut so und wir sollten alles daransetzen, diesen Menschen ganz deutlich zu signalisieren, wir sind froh, dass ihr da seid und wir wollen euch alles bieten, damit Integration tatsächlich stattfinden kann. 

Integration hat nämlich die Voraussetzung, dass man den anderen akzeptiert und respektiert. (Beifall bei den GRÜNEN.) Und das kann das Schulsystem, und das können wir alle signalisieren. Und es wäre sehr erfreulich, wenn das auch alle Mitglieder dieses Gemeinderats tun könnten. So viel zu dem einem.

Jetzt zu dem, was eigentlich Anlass für diese wieder unendlich originelle aktuelle Stunde ist: Der Balkan naht, wir wissen es alle und jetzt kriegen wir halt einen Teil des Polithickhacks zwischen SPÖ und ÖVP ab. (GR Dr Herbert Madejski: Ihr seid ja schon eingekauft!) Wir Grünen brauchen das überhaupt nicht, aber natürlich reden wir auch in einer Aktuellen Stunde dazu. (GR Dr Herbert Madejski: Warum meldet Ihr euch überhaupt!) Das ist die Frage, wozu man zu so was überhaupt redet, aber wir reden, um eindeutig festzustellen, jawohl, die Grünen wollen eine Höchstgrenze der Zahl der Kinder, die in einer Klasse sitzen dürfen. 25 wäre in einem ersten Schritt einmal ein praktikables System. Könnten wir zurückkehren zu jenem Schüler-LehrerInnen-Schlüssel den wir bis zum Jahr 1999 hatten, wäre auch 22 durchaus denkbar und machbar. 

Aber für alle jene, die es immer noch nicht verstanden haben: In Wien ist es im Pflichtschulsystem so, dass nahezu die Hälfte der LehrerInnen KlassenlehrerInnen sind und etwas mehr als die Hälfte der LehrerInnen sind zusätzlich im Einsatz für Förderunterricht, Integrationsunterricht und alles, was es noch gibt, um zusätzlich Angebote setzen zu können. Immer wenn man an der Schraube dreht, verändert sich dieses Verhältnis. Habe ich kleinere Klassen, habe ich weniger Zusatzangebote, habe ich größere Klassen, habe ich mehr Zusatzangebote. Insgesamt unter dem Strich kommt derzeit immer dieselbe Zahl an LehrerInnen heraus. 

Und, sehr geehrte ÖVP, diese LehrerInnen verschwinden in Wien nicht in einem schwarzen Loch, sie sind tatsächlich im Einsatz. Was Sie in den letzten Wochen und Monaten auf dem Gebiet an unrichtigen Darstellungen geboten haben, ist ja wirklich schon sagenhaft (GR Dr Matthias Tschirf: Aber, aber!) und es zahlt sich echt nicht aus, ja es zahlt sich echt nicht aus, sich damit auseinander zu setzen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Was fehlt, ist eine echte Auseinandersetzung mit Pädagogik und mit dem, was die Kinder und Jugendlichen brauchen, um optimal lernen zu können. Das ist der Ansatzpunkt für die Überlegungen, die wir anstellen müssen. Und jetzt sage ich es noch einmal, weil es den Grünen wichtig ist: Am Anfang dieses Dramas der politischen Hickhack-Auseinandersetzung zwischen SPÖ und ÖVP stand, dass sie Hand in Hand gemeinsam den Finanzausgleich beschlossen haben, der zu dieser elenden Reduktion geführt und die Wiener Pflichtschulen in die 50er Jahre zurückgeworfen hat. Damit fing es an. 

Dass Sie jetzt darüber streiten, wer die Schuld in erster Linie trägt, verstehe ich. Aber lassen Sie uns bitte in Ruhe damit, lassen Sie uns bitte in Ruhe damit und machen Sie seriöse Arbeit im Interesse der Kinder. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die nächste Rednerin am Wort ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. 

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das doppelte Spiel der ÖVP ist nicht ein Spiel, sondern eine doppelte Anstrengung für die Senkung der Klassenschülerzahl in Wien auf 22. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das deklarierte Ziel der Bundes-ÖVP und der Wiener ÖVP ist es, (GR Christian Oxonitsch: Zweiundzwanzig wollen Sie!) dass in allen Schultypen die Klassenschülerhöchstzahl von 25 eingehalten wird. Dazu sind die entsprechenden legistischen, organisatorischen und per-
sonellen Voraussetzungen zu schaffen und dazu wurde ein Entschließungsantrag seitens der ÖVP eingebracht (GR Christian Oxonitsch: Ja, ja!) und mittels der Mehrheit auch beschlossen, was hingegen die Wiener SPÖ im Dezember vergangenen Jahres und im März des heurigen Jahres hier im Gemeinderat abgelehnt hat, meine Damen und Herren. 

Sie haben es abgelehnt. Das heißt, der Parteivorsitzende Gusenbauer und der StR Rieder sind schon wieder nicht einer Meinung, wenn es darum geht, die Klassenschülerzahl zu senken. (GR Christian Oxonitsch: Unglaublich!) 

Also, um wen geht es jetzt? Hat Parteivorsitzender Gusenbauer Recht, hat Bgm Häupl Recht, wollen Sie die Klassenschülerzahl senken oder wollen Sie sie nicht senken. Sie müssen sich halt einmal entscheiden, was Sie politisch wirklich wollen. (Beifall bei der ÖVP) 

Aber hat uns der Herr StR Rieder verschwiegen, dass er schon ein Abkommen mit dem Parteivorsitzenden Gusenbauer hat, denn er müsste ja Schulraum schaffen. (Das Mikrofon ist zu stark eingestellt. GR Franz Ekkamp: Ein bisschen leiser, bitte!) Er müsste Schulraum schaffen, meine Damen und Herren, um 22 Schü-
lerinnen und Schüler pro Klasse sofort zu ermöglichen, denn wenn es nach der Bundes-ÖVP geht, dann müssten Sie heuer im Herbst um 16 Schulstandorte mehr haben. Ihr Parteivorsitzender Gusenbauer stellt sich ja ab kommendem Schuljahr bereits die Senkung vor, das heißt, Sie haben um 16 Schulstandorte in Wien im kooperativen Mittelschulbereich und Volksschulbereich zu wenig. Sie schließen Schulstandorte, bedrohen Schulstandorte mit der Schließung und fordern gleichzeitig auf Bundesebene eine Senkung der Klassenschülerzahl. Entscheiden Sie sich doch. Das ist der Skandal, der wahre Skandal der Wiener SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich komme nun zu den Grünen. Unsere Bildungspolitik heißt Individualisierung des Unterrichts, heißt aber auch Transparenz im Dienstpostenplan. Offensichtlich gibt es in Wien eine rot-grüne Koalition, weil die Grünen haben einen Dienstpostenplan, der ausweist, welche Lehrerinnen und Lehrer in welcher Schule eingesetzt werden, die ÖVP hat diesen Dienstpostenplan nicht. 

Machen Sie Demokratie in Wien, geben Sie uns allen dieselben Unterlagen, hören Sie mit dieser rot-grünen Bildungspolitik auf und entscheiden Sie sich für Demokratie und Transparenz im Einsatz der Lehrerinnen und Lehrer im Pflichtschulbereich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir von der Wiener ÖVP wenden uns daher an die Schulpartner, an die Eltern, an die Schülerinnen und Schüler, an die Lehrerinnen und Lehrer und informieren sie über ihre Rechte, über die Budgetmittel, die der Bund Wien zur Verfügung stellt und über die Budgetmittel, die nicht in den Schulen ankommen. Überzeugen Sie nicht uns, überzeugen Sie die Lehrerinnen und Lehrer vor Ort, wo die Ressourcen sind, denn damit sie hier auch nachlesen können für PISA, ich komme auf diese zurück, PISA heißt Lesekompetenz. Wer einen sonderpädagogischen Förderbedarf hat, 3,2 Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben eine Lehrerin und einen Lehrer. Ob dieser Unterricht in einem sonderpädagogischen Förderzentrum oder in der Integrationsklasse stattfindet, es bleiben immer 3,2. (GR Heinz Vettermann: Ja, ja!) Das heißt, meine Damen und Herren, die SPÖ kennt sich immer noch nicht beim Dienstpostenplan aus und glaubt, dass Integrationsklassen nicht mit 3,2 Schülerinnen und Schülern von jeweils einem Lehrer betreut werden. 

Schaffen Sie die Integrationsklassen, bauen Sie diese aus, das ist ganz in unserem Sinne, finanzieren Sie auch die Nachmittagsbetreuung für diese Kinder, denn gerade die Kinder, die eine Behinderung haben, und deren Eltern brauchen unsere besondere Unterstützung. Schaffen Sie Integrationsklassen, bauen Sie diese auf, rechnen Sie nach, erhöhen Sie die Lesekompetenz, dann wird auch die Wiener Qualität des Bildungssystems besser werden, dann werden auch die PISA-Ergebnisse in Wien besser werden, dann werden auch unsere Kinder und Jugendlichen mehr Chancen haben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Gudenus. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hoher Gemeinderat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das heute gewählte Thema der Aktuellen Stunde stellt ganz offensichtlich ein reines Ablenkungsmanöver dar. Es ist ein Scheingefecht und ich finde, es ist auch eine reine Schmierenkomödie. Abgespielt wird eine Schuldzuweisung zwischen Wien und Bund, das alte Spiel, nimm die Schuld, nur wird abgeputzt zwischen Bund und der Landeshauptstadt Wien, zwischen SPÖ und ÖVP, aber das ist wirklich nicht der Weg der FPÖ. Es geht hier um Bildung, es geht um die Zukunft unserer Kinder und nicht darum, dass Sie einfach sagen, der eine ist schuld oder der andere.

Die SPÖ will nämlich nur von Ihren eigenen Versäumnissen und den Missständen im Schulbereich in Wien ablenken. Natürlich gibt es auch im Bund Versäumnisse, natürlich gibt die Bundesministerin Gehrer - keine Frage, da bin ich voll bei Ihnen - den Jugendlichen durch zu wenig Bildung, durch zu viel Einsparung, wenig Chancen. Und natürlich ist auch die PISA-Studie im Jahre 2000, was jetzt Evaluierungen festgestellt haben, genau so schlecht ausgefallen wie schon die PISA-Studie 2003. 

Aber wenn schon die PISA-Studie 2000 so schlecht ausgefallen ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, dann sieht man doch, dass die SPÖ keinerlei Bildungskompetenz hat, denn wir hatten bis 2000 einen roten Bundeskanzler. Und die SPÖ hat auch deswegen keine Bildungskompetenz, weil eine Partei, die sich so vehement für die Einführung der Gesamtschule einsetzt, in meinen Augen keine Bildungskompetenz hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir sind aber heute beim Thema Senkung der Klassenschülerhöchstzahl. Natürlich ist das ein sehr wichtiges und akutes Thema und steht auf der Prioritätenliste vor allem der Eltern und der Schüler ganz oben. Laut “Kronen Zeitung“ vom 1. Juni des heurigen Jahres fordern die Eltern eine Senkung der Klassenschülerhöchstzahl und kleinere Klassen, damit eine individuelle Förderung möglich ist. Und da ist man sich auch im Nationalrat einig. 

Es ist schon unverständlich, dass man das Problem nicht sofort anpacken kann und ich verstehe die ÖVP nicht, dass es nicht jetzt schon möglich war, nämlich ab Herbst, eine Senkung der Klassenschülerhöchstzahl ein-
zuführen, sondern dass man das Problem auf den nächsten Finanzausgleich im Jahre 2008 vertagt. Da ist ja noch viel Zeit bis dahin, die Probleme werden sich dadurch verschärfen und die nächste PISA-Studie im Jahr 2009 steht dann vor der Tür und ich möchte gar nicht wissen, wie diese dann ausfallen wird.

Aber die Senkung der Klassenschülerhöchstzahl ist ja nur ein Stein im Mosaik. Von den wahren Problemen in Wien wird wie immer abgelenkt, weil unangenehm und weil ja nicht sein kann, was nicht sein darf, zum Beispiel die einstürzenden Schulbauten. Der desolate Zustand der Wiener Schulen, ein an Fahrlässigkeit grenzender Zustand der Wiener SPÖ, deren Untätigkeit den Schülern regelrecht auf den Kopf fällt. Und da hat sich die SPÖ-Stadtregierung auch abgeputzt, nämlich nicht am Bund, sondern an den Bezirken und das ist wirklich ein Zustand, den wir Freiheitlichen nicht goutieren, den Schwarzen Peter den Bezirken zuzuschieben. (Beifall bei der FPÖ.) Das Spiel ist genau das gleiche. Einerseits regt man sich auf, der Bund habe zu wenig Mittel bereitgestellt und dann regen sich die Bezirke auf, dass sie zu wenig Mittel von der Gemeinde Wien bekommen.

19 Millionen EUR weniger seit 2002 als Zuweisung für die Generalsanierung von Pflichtschulen. Das ist eine Bilanz der Wiener SPÖ, das hat sich auch herausgestellt durch den Rechnungsabschluss und genau das ist der Betrag, der zu wenig ist für die Erhaltung und Instandhaltung der Schulgebäude. Und das ist genau der falsche Ort zu sparen. Bildung und Schule scheinen im roten Wien wirklich nicht groß geschrieben zu sein, im Gegenteil, sie werden mit Füßen getreten und das lehnen wir Freiheitlichen ab. 

Weitere kulturelle Probleme werden auch unter den Tisch gekehrt, zum Beispiel der Ausländeranteil in den Schulklassen, wie schon von Kollegen Jung erwähnt. Wir verlangen natürlich eine Deutschprüfung oder einen Deutschkurs vor Schuleintritt, weil sonst eine Integration in den Schulklassen und eine Bildungs- und Wissensvermittlung in den Schulklassen nicht möglich ist. Und das wiederhole ich deswegen, weil heute schon festgestellt wurde, dass ständiges Wiederholen den Unterrichtsertrag sichert. 

Wir Freiheitlichen sind für Deutschkenntnisse vor Schuleintritt, weil sonst das Bildungsniveau in den Schulklassen den Bach hinunter geht. (Beifall bei der FPÖ.)
Und laut Statistik sieht man auch schon, dass der Großteil der Gewalttätigkeiten in der Schule von Migrantenkindern ausgeht. Jetzt sind wir beim Thema Gewalt in den Schulen. Im Jahre 2005 gab es 3 379 Kriminalfälle und dabei einen Messermord. (Zahlreiche Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Sie wollen es nicht hören, ich weiß es, es kann nicht sein, was nicht sein darf, vollkommen richtig. Aber Ihre Bilanz, vor allem von den GRÜNEN, die immer so eine Multikulti-Gesellschaft fordern, das ist wirklich nicht unser Weg. (Beifall bei der FPÖ.)
Erpressung, Schutzgeldforderungen in Schulen, das ist die Bilanz, die traurige Bilanz, die sich heute in den Wiener Schulen abspielt.

Und jetzt abschließend: Der Arbeiterkammerpräsident Tumpel hat in der “Kronen Zeitung“ gesagt, es wurde keine Lehre aus der PISA-Studie gezogen, je schlechter die Ausbildung desto höher das Risiko der Arbeitslosigkeit. Ich bin vollkommen in dieser Frage beim Präsidenten der Wiener Arbeiterkammer, in anderen Fragen nicht. Unsere Kinder müssen es uns wert sein, dass mehr in die Ausbildung investiert wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun. 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

In welcher Situation befinden wir uns heute in der Bildungspolitik? Wir haben eine Bildungsministerin, die ihre Bildungspolitik mit dem Satz rechtfertigt: „Ich habe ein Budget zu sanieren und basta.“ Zitat Ende.

Wir haben eine Bildungsministerin, die, wenn die schlechten PISA-Ergebnisse, die Ergebnisse Österreich betreffend bei der PISA-Studie, veröffentlicht werden, mehr oder weniger sagt: „Nun ja, an den schlechten PISA-Ergebnissen sind die Schüler und Schülerinnen mit nichtdeutscher Muttersprache schuld“ ganz nach dem altbewährten Motto, “der Mohr ist schuld“, “der Ausländer ist schuld“, egal, was passiert, an allen möglichen Problemen sind angeblich in Österreich nur Ausländer und Ausländerinnen schuld.

Um ein Beispiel zu nennen, wie es auch anders ausschauen könnte und wie es woanders auch anders ausschaut, da kann man Kanada anführen. Kanada nimmt auch an den PISA-Tests teil (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ein Zuwanderungsland, Frau Kollegin!) und in Kanada gibt es laut den PISA-Ergebnissen keine Unterschiede zwischen den Leistungen von Schülern und Schülerinnen mit oder ohne Migrationshintergrund. Kanada investiert aber auch ganz massiv in die Bildung von allen Schülern und Schülerinnen unabhängig von ihrer Herkunft und unabhängig von ihrer Muttersprache.

Es ist eine Tatsache, dass das österreichische Bildungssystem die sozialen Unterschiede und die soziale Herkunft oder die Unterschiede, die aus sozialer Herkunft resultieren, nicht ausgleicht, sondern eher verfestigt und fortschreibt. Und das ist auch das Problem von vielen Kindern mit Migrationshintergrund, vor allem, wenn sie aus sozial schwachen Familien kommen. Und mit der Bildungspolitik, die durch die Bundesregierung in den letzten sechs Jahren gemacht wurde, wurden auch über die Sparmaßnahmen etliche Lehrerposten gestrichen. Das Problem ist, dass die ÖVP bei den Bildungsausgaben kürzt - Zitat Gehrer von vorhin -, das Problem in Wien ist aber auch, dass die Wiener SPÖ einem Bund/Länder-Finanzausgleich zugestimmt hat, wissend, dass dieser Finanzausgleich ungefähr 1 400 Lehrer- und Lehrerinnenposten kosten würde und das ist auch eingetreten. 

Wir haben derzeit viel weniger Lehrer- und Lehrerinnenposten in Wien, verglichen mit dem Jahr 1999 beziehungsweise 2000, und das nun auf dem Rücken von Schülern und Schülerinnen auszutragen, ist wirklich mehr als billig und unfair. 

Zu den ÖVP-Forderungen und falschen Rechnungen, wie man mit vorhandenen Lehrern und Lehrerinnen angeblich das Auslangen finden könnte, kann man eigentlich auch ganz einfach sagen, es ist ein Faktum, dass man einen Lehrer, eine Lehrerin nur einmal einsetzen kann, weil eine Person logischerweise nicht gleichzeitig in mehreren Klassen und in mehreren Gruppen sein kann, (StRin Mag Cortolezis-Schlager: Aber so was!) außer man klont diese Person. Vielleicht schlägt das die ÖVP vor. Aber ich glaube, das ist auch technisch derzeit noch nicht möglich. 

Tatsache ist, dass Schüler und Schülerinnen mit Förderbedarf völlig unabhängig davon, was ihre Muttersprache und was ihre soziale Herkunft ist, Unterstützung brauchen. Diese Unterstützung finden sie derzeit nicht, weil in Wien über tausend Lehrer und Lehrerinnen fehlen. 

Statt nun auf dem Rücken von Schülern und Schülerinnen, insbesondere mit Migrationshintergrund, Politik zu machen, wie die Frau Gehrer das macht und wie die Wiener ÖVP das auch macht, zum Beispiel mit ihrem Vorschlag, Kinder mit schlechten Deutschkenntnissen mit Bussen durch halb Wien herumzukutschieren, damit sie in anderen Bezirken Schulen besuchen können beziehungsweise besuchen müssen, sollte man sich wirklich auf Bundesebene im Fall der ÖVP und auf Wiener Ebene im Fall der SPÖ Maßnahmen überlegen, um die fehlenden Lehrerinnen- und Lehrerposten wiederherzustellen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Alles andere ist billige Polemik und löst das Problem der betroffenen Schüler und Schülerinnen nicht. Danke (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Aigner. Bitte. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich verhehle nicht, dass mir ein gewisses Schmunzeln über die Lippen gekommen ist, als ich den Titel und das Thema der Aktuellen Stunde seitens der SPÖ gelesen habe. Im Zeitalter der Fußball-WM, und heute ist ja der erste spielfreie Tag, also dass die Entzugserscheinungen nicht allzu groß werden, würde ich fast von einem aufgelegten geschenkten Elfmeter sprechen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und wenn ich mir die dürftige Argumentation von Herrn Kollegen Vettermann noch einmal vor Augen führe, dann würde ich fast so weit gehen zu sagen, sie haben den Tormann auch noch herausgenommen und um so leichter fällt es mir, diesen Elfmeter zu verwerten. 

Aber dass wir nicht beim Fußball bleiben - wir haben ja gerade noch Wimbledon den Tag über -, es war ein sehr schwacher Aufschlag, der gerade mit Mühe den Weg über das Netz gefunden hat und insofern darf ich auf das replizieren, was meine Vorrednerin von der ÖVP, die Frau Stadträtin, die das Thema Bildung und ihre Verantwortung auf das Wiener Tapet gebracht hat: Sie sind für den Pflichtschulbereich verantwortlich, wir haben mit dem dürftigen Zahlenmaterial, das sie uns gegeben haben, nachgerechnet und wir rechnen Ihnen vor, dass eine Senkung der Klassenschülerhöchstzahl im Wiener Pflichtschulbereich schon längst möglich ist, wenn Sie die Lehrer dafür einsetzen, wofür sie Ihnen vom Bund bezahlt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Reden wir über das System vom Intransparenz, das sie über den gesamten Bereich des Stadtmagistrats gelegt haben. Wir befinden uns mit dem Gefühl, dass wir mit dürftigen falschen Zahlen abgespeist werden, in bester Gesellschaft, denn selbst die Profis des Rechnungshofes kommen in einem dicken und für Sie beschämenden Bericht zum Schluss, dass Ihre Zahlen nicht nachweisbar sind, dass sie nicht nachvollziehbar sind, dass es hier Tatsachen gibt, die haarsträubend sind, dass Datenunterlagen vernichtet werden, dass sie nicht gespeichert werden, dass man in Verhandlungen hineingeht und man den Eindruck bekommt - Originalzitat – “dass damit spekuliert wurde, im Verhandlungsweg zusätzliche Planstellen zur Verfügung gestellt zu bekommen.“ 

Das ist die Art und Weise, wie Sie vorgehen und da darf es uns doch nicht wundern, wenn hier Hunderte Lehrer nicht dort eingesetzt werden, wo sie hin gehören, nämlich in den Unterricht, sondern für Zwecke der Jugendwohlfahrt, für Zwecke der Nachmittagsbetreuung, für Dinge, die Sie zahlen müssten. 

Dieses System des Nichtnachfragens hat sich ja schon bei der Bawag und im ÖGB nicht bewährt. Fragen Sie doch nach und lassen Sie es auch als Abgeordnete der Mehrheitsfraktion nicht zu, dass innerhalb Ihrer eigenen Gruppierung die Nichtnachfrager die Mehrheit spielen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Und dieses System des Nichtnachfragens ist offenkundig ansteckend - vielleicht findet sich irgendwo in einem ihrer Parteibücher die Warnung des jeweiligen Parteivorsitzenden, “Nachfragen kann die politische Karriere gefährden“ -, es ist übergesprungen von den Abgeordneten zu den Bezirksvorstehern, die nur mehr die Aufgabe darin sehen, die Direktiven der Zentrale auf der lokalen Ebene umzusetzen. 

Und so kommt es dazu, dass Schulen über Nacht geschlossen werden. Vor den Hauptferien wird einfach gesagt, die Schule wird aufgeteilt und zergliedert und den Schülern wird man vielleicht am Anfang des Schuljahres sagen, wo sie dann den Unterricht fortsetzen können. (GR Heinz Vettermann: Nun ja, die Renovierungen!) 
Das ist Ihre Planlosigkeit, die fast schon tatsächlich eine Methode hat. Und wenn ich mir Ihren eigenen Entschließungsantrag im Parlament ansehe, dann ist er eigentlich an Sie gerichtet. Man will ein Schulentwicklungs- und Bauprogramm für die allgemein bildenden und berufsbildenden höheren Schulen erarbeiten und Sie verwehren seit vielen Jahren ein entsprechendes Programm für den Wiener Bereich. 

Wie viele unserer Anträge sind einfach niedergestimmt worden, weil Sie kein Konzept haben, weil Sie über Nacht Schulen schließen. Prestigeprojekte - wir kommen ja heute noch zum Monte Laa - auf einmal aufsperren und so weiter. Das ist die Wiener Realität, und dieser Realität müssen Sie sich stellen, weil Sie sind in Wien dafür verantwortlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das einzige, was bei Ihnen perfekt funktioniert, und allein das ist ja schon ein Grund, dass wir Sie möglichst lang von der Bundesregierung fernhalten, denn was machen Sie, wenn Sie - Gott behüte - nun doch einmal wieder in einer Bundesregierung aufwachen sollten und nicht mehr sagen könnten, der Bund ist schuld, weil Sie dann vielleicht wieder selber drinnen sitzen. Also über den Bund jammern auf der einen Seite, auf der anderen Seite aber die Verantwortung abschieben. 

Ein Letztes zu den Klassenschülerzahlen: Da muss man schon auch die verschiedenen Schultypen unterscheiden. Gerade im Bereich der Berufsbildenden Höheren Schulen sind ja die 25 schon längst eingehalten. Hier geht es auch um die Fragen der Klassenteilung und so weiter, da kann oft ein Mehr ein Weniger bedeuten, denn wenn die Teilungsziffern entsprechend herabgesetzt werden, dann ist gerade dort, wo man kleine Gruppen braucht, ein Nachteil da. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist völlig falsch!) 
Meine Damen und Herren, die ÖVP und die Frau Bundesminister und wir auf Wiener Ebene, wir sind ein Garant dafür, dass es auch in Zeiten, wo die Mittel knapp sind, einen effizienten Mitteleinsatz für unsere Bildung gibt und wir lassen uns auch nicht vor einen derartig ideologischen Karren spannen, so wie Sie das hier abgezogen haben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Novak am Wort. Ich erteile es ihr. 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Galerie, herzlich willkommen! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich würde ja gerne die Analogie zum Fußball aufnehmen, die Kollege Aigner da angestellt hat. Der Elfmeter wird nicht gelingen, denn was die ÖVP immer gerne macht, sie vergisst auf die hervorragenden, im Bildungsbereich vorhandenen Torfrauen, die wir in der Politik haben und die immer darauf schauen, dass Bildungspolitik Qualität hat, dass Schule Qualität hat und dass auch etwas weitergeht. 

Sie haben ja selbst vorhin erwähnt, dass der Antrag der SPÖ im Parlament ein nicht schlechter war, haben Forderungen vorgelesen, die Sie ja angeblich auch immer schon gestellt haben und unterstützen würden. Da frage ich mich natürlich, warum hat die ÖVP dann im Parlament diesem Antrag nicht zugestimmt, sondern hat wieder einen Rückzieher gemacht, Verschleierungstaktik angewendet, Verlängerung, vor allem Verlängerung. Im Fußball gibt es ja auch die Verlängerung, die ÖVP macht das in der Bildungspolitik permanent. Die ÖVP beschließt lieber einen Antrag, um einmal Gespräche zwischen den Ländern und der Frau Bundesministerin und vielleicht auch mit dem Herrn Finanzminister zu führen. Das wäre ja in dieser Angelegenheit besonders interessant einmal zu hören, wie er denkt, mehr Geld und mehr Ressourcen zur Verfügung zu stellen. (StRin Mag Cortolezis-Schlager: Wir haben keine Kompetenz für die Schule in Wien!) Nun, das ist das doppelte Spiel der ÖVP, hier stellt sie sich heraus, fordert und fordert, stellt vor allem über ihre Parteipropaganda an den Schulen unrichtige Behauptungen auf, rechnet uns Dinge vor und betreibt vor allem ganz besonders gerne Propaganda an Schulen, um dann zu behaupten, es verschwinden Lehrer.

Also ich weißt nicht, was die machen, die gehen den ganzen Tag auf der Kärntnerstraße spazieren oder was auch immer die tun sollen, sie sind auf jeden Fall, sagt die ÖVP, nicht dort, wo sie hingehören, nämlich sie unterrichten nicht in der Schule.

Das ist einfach unrichtig, Frau Kollegin, es ist unrichtig. Und dann haben Sie eine Formel aufgestellt, eine ganz, ganz einfache Formel. Sie behaupten nämlich, es würde sich locker ausgehen, wenn man alle Lehrer einsetzt, 22 Schüler in einer Klasse gehen sich locker aus. Also rechnen wir nach. Wir rechnen jetzt gemeinsam nach: 4 563 Planstellen, wir sind jetzt im Volksschulbereich. Wir machen zwei Rechnungen, eine für die Volksschule, eine für die Hauptschule. 61 000 Schüler, 22 pro Klasse ergibt 2 810 Klassen, das ist nach dem Teilungsschüssel, den wir schon kennen, den Sie auch in ihrer Broschüre haben, ein Überzug von 270 Lehrerinnen für den Volksschulbereich, was wir jetzt schon genehmigt haben. Nun, das geht sich nach Adam Riese nicht aus.

Im Hauptschulbereich machen wir das jetzt auch. 3 535 Planstellen, 33 000 Schülerinnen, 22 wieder pro Klasse, ergibt 1 520 Klassen, macht einen Überzug von 519 Lehrerinnen. Das heißt, die Frau Cortolezis hat eine Rechnung aufgestellt, wonach sich das jetzt schon nicht ausginge, sondern macht noch... (StRin Mag Cortolezis-Schlager: Sie können nicht rechnen!) Ich kann schon rechnen, wissen Sie, das ist der Kollege Strobl - Ihnen ist nämlich die Mathematikkompetenz abhanden gekommen -, der hat gut rechnen können, und da haben wir immer dieselben mathematischen Formeln angewandt und es hat funktioniert. Leider funktioniert das jetzt nicht mehr, also fehlen 800 Lehrer. 

Da haben wir noch überhaupt nicht darüber geredet, dass es StützlehrerInnen gibt, dass es LehrerInnen gibt, die in Integrationsklassen unterrichten, dass es Lehrer-
Innen gibt, die für die sprachliche Unterstützung da sind. Da haben wir noch nicht darüber geredet, dass auch einmal ein Lehrer krank wird. Da haben wir noch nicht darüber geredet, dass ein Lehrer oder eine Lehrerin in Karenz geht. Da haben wir noch nicht darüber geredet, dass es auch Sprachheillehrer, Psychagogen und Beratungslehrer gibt. - Die gibt es einmal alle nicht in der ÖVP, denn die ÖVP hat das Normkind: 22 Kinder in einer Klasse, jedes Kind gleich, ein Lehrer - und das funktioniert schon. - Das ist Blödsinn!

Kinder sind Menschen mit unterschiedlichen Bedürfnissen, mit Stärken und Schwächen, denen man alles bieten muss, damit sie eine Zukunft haben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die ÖVP macht tief, tief, tief schwarze Bildungspolitik, und damit haben unsere Kinder mit Sicherheit keine helle Zukunft. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vier von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen, fünf von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus, neun von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei Anträge, des Grünen Klubs im Rathaus zwei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien ein Antrag eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 bis 13, 16 bis 18, 20, 24, 30 bis 32, 34 und 35, 37 bis 39, 41 bis 51, 54, 58, 59, 62, 64 bis 66, 69, 71, 75 und 76, 78 bis 84, 86, 88, 90 bis 92, 94, 95 und 97 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 68 zum Schwerpunkt-Ver-
handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 68, 60, 61, 63, 67, 70, 72, 73, 74, 77, 96, 93, 56, 57, 85, 87, 89, 14, 15, 19, 21, 22, 23, 25, 26, 27, 52, 53, 55, 28, 29, 33, 36 und 40. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft die Wahl von Dienstnehmervertretern in der Gemeinderätlichen Personalkommission. 

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden.

Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettels vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung, Postnummer 1, vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die mit dieser Wahl einverstanden sind, die Hand zu erheben. – Danke. Mein Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Frau Monika Mauerhofer und Herr Johann Wagner sind als Dienstnehmervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. 

Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für diese Mandate nun Frau Susanne Jonak und Herrn Heinz Kollinger vor. 

Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 68 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7776 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Das mache ich gerne, und ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Was der SPÖ in diesem Hause immer am meisten auf die Nerven geht - nach ihren Worten -, ist das "Gejammer der Opposition", das "Krankreden der Stadt" - "mieselsüchtige Koffer" haben wir uns auch schon nennen lassen müssen; es hat uns nicht allzu sehr weh getan -, denn in dieser Stadt ist "alles zum Besten bestellt". Das wissen wir aus vielen Reden hier von den Mitgliedern der sozialdemokratischen Fraktion. Da brauchen wir nur etwa den Prater als Beispiel zu nehmen, wo "alles bestens" ist.

Herr Kollege Hora! Wie viele Besucher waren am 1. Mai beim traditionellen Praterfest? (GRin Barbara Novak: Die meisten im Jahr!) - 1,6 Millionen? – Das stimmt zwar nicht, es waren offiziell 400 000. 

Ich habe jetzt einmal gedacht, ich rechne wie Prof Kopietz. Ich bin also heute in der Früh der Prof Harry Kopietz gewesen und habe mir die Meldung herausgesucht, in der steht, wie viele es offiziell waren: 400 000 - ich glaube auch diese Zahl nicht ganz. Und ich habe dann à la Donauinselfest gerechnet und habe Folgendes festgestellt:

Ein Praterbesucher am 1. Mai geht, bevor er den eigentlichen Prater, die Vergnügungsstätten aufsucht, zunächst einmal zur Wieselburger Bierinsel und trinkt ein Krügerl, um sich für den anstrengenden Tag zu stärken. Dann schlendert er durch den Prater, geht einmal Dosen werfen, fährt einmal mit der Geisterbahn, und am Schluss geht er ins Schweizerhaus auf eine Stelze und zwei Bier. – Damit hat er an diesem Tag insgesamt vier Besuche geschafft, und wenn man das hochrechnet auf die 400 000, kommen wir auf die 1,6 Millionen.

Ich würde also vorschlagen, Prof Kopietz nächstes Mal in das Organisationskomitee des Praterfestes einzubinden. Er soll für die Statistik zuständig sein. Dann haben wir wieder einen neuen Rekord: Dann hat das Praterfest nächstes Jahr 1,6 Millionen Besucher, und die SPÖ kann sich wieder auf die Schultern klopfen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Denn Sie wissen ja, wie beim Donauinselfest gezählt wird - ich möchte mich heute nur noch ganz kurz damit aufhalten und dann wieder zum eigentlichen Thema zurückkehren -: 

Wenn ein Besucher angibt, er besucht an diesem Tag vier Bühnen, dann wird er mal vier gezählt. So kommt man von einer Besucherzahl – ich zitiere noch einmal das Jahr 2002 - von offiziell 670 000 - nachzulesen in den Informationen, die in der Löwingerstraße jederzeit abzurufen sind... (GR Heinz-Christian Strache: Von der Löwingerbühne!) – Oh, Pardon! Ich entschuldige mich für diesen Freud´schen Versprecher! (GR Heinz-Christian Strache, in Richtung SPÖ: "Löwingerbühne" hat er gemeint bei euch!) - Ich bin noch nicht so lange in diesem Haus, ich habe ihn noch nicht angebracht, Frau Kollegin. Verzeihen Sie mir das, wenn er schon ein paar Mal gefallen ist. - Aber so kommt man von 670 000 offiziellen Besuchern auf 2,5 Millionen im Jahr 2002. 

Ich habe heute noch eine Rechnung angestellt, denn gestern habe ich ja herausgerechnet beziehungsweise herausgelesen, von diesen 670 000 waren 190 000 im Alter von 75 plus. – Das Donauinselfest ist also anscheinend, nach den offiziellen Unterlagen, nicht unbedingt das Jugendfestival auf der Donauinsel, sondern eher ein Pensionistentreff - was ja an sich nichts Negatives ist. Aber ich habe das jetzt auf die offiziellen Zahlen der SPÖ, oder die Propagandazahlen der SPÖ, umgelegt, und wenn wir jetzt von 2,9 Millionen Besuchern - ein "neuer Rekord" nach 3 Millionen im Vorjahr - diese Prozentzahl herausrechnen, waren in diesem Jahr 830 000 Menschen zwischen 75 und 111 Jahren auf der Donauinsel, meine Damen und Herren. Gratuliere zu Ihren Rechnungen, Herr Prof Kopietz! (Beifall bei der FPÖ. – Heiterkeit bei GR Heinz-Christian Strache. – GR Karlheinz Hora: Kollege Mahdalik, sind Sie neidig?)
Ich möchte mir meinen Professorentitel redlich verdienen und fange daher jetzt schon mit den Rechnungen à la Harry Kopietz an!

Und unter diesen Voraussetzungen war dann wohl klar, dass heuer auch am 1. Mai am Rathausplatz ein neuer Rekordbesuch zu verzeichnen war: 120 000. - Ich tippe, es waren 60 000. Man hat imaginäre Linien gezogen, so wie auf der Donauinsel auch, wo ja Linien gezogen werden, und wenn ein Besucher zweimal drübergeht, wird er als zwei gezählt. Am Rathausplatz werden auch imaginäre Linien gezogen worden sein, und jeder hat sich während der Kundgebung irgendwann bewegt, weil es vielleicht teilweise auch ein bisschen langweilig war - das Gleiche wie jedes Jahr. Und so kommt man von 60 000 ganz geschwind auf 120 000. (GR Karlheinz Hora: Das ist nur mehr der Neid! – Neid, Neid, Neid! – ...zu wenig Leute bei euren Veranstaltungen?)
Fritz Verzetnitsch war auch noch dabei, Günter Weninger hat sicher auch noch mit einem großen Tuch von der Tribüne hinunter gewunken. Und da habe ich auch einen Tipp - falls Prof Kopietz dieses Jahr noch nicht eingebunden war -: Wenn vielleicht im nächsten oder übernächsten Jahr alle verbliebenen 40 000 ÖGB-Mit-
glieder am 1. Mai am Rathausplatz erscheinen, man aber eine neue Rekordzahl braucht, dann zieht man mehr imaginäre Linien ein und hat dann 160 000 Be-
sucher am Rathausplatz, auch wenn er nur schütter besetzt ist.

Und einen letzten Tipp noch, weil ja das nächste Großereignis in Wien die EM 2008 ist, und da möchte die Stadt Wien, die SPÖ, sicher auch neue Rekorde vermelden. Die sportlichen werden es nach heutigen Gesichtspunkten leider nicht sein; wir werden da nicht die Welt aus den Angeln heben, obwohl ich anderes erhoffe. Aber da werden wir zumindest bei den Zuschauerzahlen brillieren wollen, und da habe ich auch eine kleine Rechnung à la Kopietz angestellt:

Wenn wir beim Finalspiel in Wien, im Ernst-Happel-Stadion, ungefähr 50 000 Menschen - es sind ein bisschen weniger als 50 000 gerechnet -, 50 000 Besucher haben, dann könnten wir so rechnen: Er besucht einmal den Fanshop, einmal die Kantine und sucht einmal die Toilette auf. Damit war er drei Mal da, und wir haben 150 000 Besuche gehabt - die Zeitungen schreiben dann ohnedies "Besucher" - und haben den Rekord von 1950 in Brasilien, von Brasilien gegen Uruguay, gebrochen, und wir haben einen neuen SPÖ-, einen neuen Stadt Wien-Rekord! (GR Karlheinz Hora: Herr Mahdalik, tut ihr eure Mitglieder so zählen?) Dazu werden wir Ihnen auch recht herzlich gratulieren, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Dem Prater geht es natürlich nicht so gut, wie die SPÖ es uns immer wieder glauben machen möchte. Darum sind ja auch in den letzten Jahren - einmal erfolgreich, einmal weniger erfolgreich - Anstrengungen unternommen worden, eine Attraktivierung, eine Umgestaltung des Praters in Angriff zu nehmen. Ich möchte Sie nicht noch einmal mit den Schwarz-Sallaberger-Proporz-nichts-weitergegangen-Geschichten behelligen - wir haben das von dieser Stelle aus schon öfters gemacht -, ich möchte aber gleich ein Missverständnis ausräumen: Und zwar ist mir heute gesagt worden, dass die FPÖ dem vorliegenden Plandokument, zu aller Überraschung, doch zustimmen wird. (GR Heinz-Christian Strache: Die ÖVP, nicht wahr?) Mir ist das von Journalisten mitgeteilt worden. Ich habe das zwischenzeitlich schon nicht verifizieren können. Ich habe das auch mit FPÖ-Mandataren abgeklärt: Wir haben das natürlich nicht gesagt und werden diesem Plandokument nicht zustimmen. Die Gründe werde ich nachher erläutern. Aber es war ja im Zuge der Beschlussfassung des Bezirks auch der Fall, dass die Schwarzen dort die Propaganda verbreitet haben, dass wir im Gemeinderat zustimmen werden. 

Und damit bin ich schon bei der ÖVP, die bei dieser Behandlung... (GR Heinz-Christian Strache: Die Spielautomaten-Interessen des Herrn Hahn sind gesichert!) - Darum ist er auch bei diesen Tagesordnungspunkten nie im Saal zu sichten, weil es ihm etwas unangenehm sein dürfte. Aber die ÖVP hat in Wien-Leopoldstadt wieder einen eindrucksvollen Beweis ihrer "Steherqualitäten" erbracht. Und zwar ist es in der Bezirksvertretung in Leopoldstadt so, dass die SPÖ 30 Mandatare hat, und die anderen Fraktionen gemeinsam haben auch 30 Man-
datare. Und wenn bei der Beschlussfassung - was selten der Fall ist - alle Mandatare anwesend sind, so kann sich eine Pattstellung ergeben, die wahrscheinlich nachher durch Dirimierung - so genau kenne ich mich da nicht aus - durch den Vorsitzenden dann doch wieder im Sinne der Mehrheitspartei entschieden wird. (GR Karlheinz Hora: Aber bei Ihrer Fraktion haben doch zwei gefehlt, oder? Bei Ihrer Fraktion haben doch Leute gefehlt!) Aber zumindest wäre es eine interessante Sitzung, eine interessante Diskussion gewesen, Herr Hora. Da wäre vielleicht einmal wirklich eine Diskussion, wo das Ergebnis nicht feststeht - so wie hier -, zu beobachten gewesen. Das wäre ja weitaus interessanter, als es die Diskussionen in diesem Haus meistens sind. 

Auf jeden Fall war es in den Wochen vor der Beschlussfassung so, dass sich alle Fraktionen außer der SPÖ einig waren, diesem Plandokument nicht zuzustimmen. Ich habe eine Woche vor der betreffenden Sitzung im Bezirk mit unserem Klub‑ und Bezirksparteiobmann Wolfgang Seidl gesprochen und ihn gefragt: Bist du dir sicher, dass die Schwarzen zustimmen? – Da sagte er: Ja, der Klubobmann hat es mir ja oft und gerne versichert, sie sind dabei beziehungsweise sind dagegen. - Ich habe ihm gesagt: Bei der ÖVP weiß man es immer erst dann, wenn es so weit ist, weil sie - in Österreich, in Wien und in den Bezirken – bekannt dafür sind, dass sie das Kunststück zuwege bringen, auch im Liegen noch umfallen zu können. 

So war es auch in diesem Fall: Einen Tag vor der betreffenden Sitzung hat sich unser Klubobmann beim ÖVP-Klubobmann versichern wollen, ob die Haltung der ÖVP eh noch aktuell ist. Dieser hat dann zum Herumdrucksen angefangen und hat gesagt: Und aus diesen und jenen Gründen, und wir haben uns, und wir mussten, und wir konnten nicht. - Auf jeden Fall war es so: Die ÖVP... (GR Heinz-Christian Strache: Dann kam die Order vom Landesobmann Hahn! Das ist wichtig!) - Das dürfte im Hintergrund natürlich gelaufen sein. Order aus dem Rathaus: Die Spielautomateninteressen sind wichtiger als die Bezirksmeinung. - Und so ist die ÖVP im Bezirk - nicht überraschend, aber wieder einmal - umgefallen. 

Wir verurteilen diese Haltung. Da lobe ich mir schon eher die Haltung der SPÖ, die wenigstens zu ihrem Wort steht, wenn man etwas ausmacht, die zu ihrer Haltung steht. Bei der ÖVP weiß man fünf Minuten später nicht, was sie dann sagen werden, ob das noch aktuell ist, was sie fünf Minuten vorher gesagt haben. Wir verurteilen das! (Beifall bei der FPÖ.)
Aber wenn wir schon bei der Beschlussfassung dieses Plandokuments sind, möchte ich Ihnen auch gleich den Hauptgrund unserer Ablehnung darlegen: Weil nämlich der formale Weg, gelinde gesagt, kurios war. Ich habe es in meiner Zeit, seit ich in der Politik bin, noch nicht erlebt, dass zuerst der Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr über dieses Plandokument berät und es beschließt und danach erst der Bezirk. Der Weg ist normalerweise genau der umgekehrte, denn wieso soll ich nachher noch den Bezirk befragen, wenn die Meinung des Gemeinderats schon feststeht?

Das passt natürlich in das Bild, dass die Bezirke finanziell weniger gut ausgestattet sind als noch vor einigen Jahren. Es hat da auch einen Aufschrei von schwarzen Bezirksvorstehern gegeben - natürlich zum Teil parteipolitisch motiviert, weil der Wahlkampf bevorsteht, aber es ist schon etwas Wahres dran. Ich kann das aus dem Bezirk Donaustadt berichten, wo viele Straßensanierungen und Kanalsanierungen, Kanalbauten seit vielen Jahren auf Eis liegen, weil einfach die finanziellen Mittel nicht da sind. Aber es passt in das Bild, dass die Rechte der Bezirke, die auf dem Papier zumindest vorhanden sind, die Rechte der Bezirksautonomie vom Rathaus, wenn es leicht geht, ignoriert werden beziehungsweise mit Füßen getreten werden. Und das ist auch der Hauptgrund dafür, dass wir dieses Plandokument 7776 heute ablehnen werden, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Und wenn man das Plandokument und den Wiener Wurstelprater bespricht, darf man natürlich nicht die aktuellen Planungen von Emmanuel Mongon aus dem Spiel lassen, weil natürlich diese beiden Themenbereiche eng zusammenhängen: Das Plandokument ist auf diesem Masterplan und auf diesen Planungen aufgebaut. Und das war ja auch einer unserer Kritikpunkte im Laufe dieser Diskussion: Dass dieses Plandokument, der Gründruck und auch der Rotdruck schon lange vorher an die Bezirksräte gegangen sind. Sie haben sich ein Bild machen müssen, ohne den Masterplan zu kennen. Das ist nicht die feine englische Art und entspricht auch nicht unseren Ansichten über die moderne Demokratie im westlichen Europa. Auch das ist mit ein Grund für unsere Ablehnung.

Aber natürlich muss man den Mongon-Masterplan im Zusammenhang mit diesem Plandokument sehen, und da haben wir eine andere, eine gesonderte Meinung. Wir sehen diese beiden Dinge doch ein bisschen differenziert, weil diese Planungen für den Prater aus unserer Sicht eine der letzten Chancen, wenn nicht die letzte Chance darstellen, diese Wiener Institution von Grund auf neu zu gestalten und ihr wieder diesen Stellenwert zu geben, den der Wurstelprater in Wien verdient hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Und wir haben gesagt, nachdem wir uns diesen Masterplan angesehen haben: Er ist ambitioniert, es sind gute Ideen darin verpackt; und es bringt uns allen nichts - es bringt den Praterunternehmen nichts, es bringt der Wiener Bevölkerung nichts und auch diesem Haus nichts -, wenn wir dort ein Haar in der Suppe finden, sagen: Das passt nicht und das passt nicht!, und sagen: Zurück an den Start! und es dauert wieder zwei bis drei Jahre, bis wir diese dringend notwendige Attraktivierung in Angriff nehmen. Wir sagen vielmehr: Jetzt und heute muss gestartet werden! Die Zeit ist mehr als reif dafür. Der Prater ist in einem Zustand, der uns alle hier nicht glücklich machen kann. 

Und daher sagen wir: Diese Masterplanung, diese Planungen von Emmanuel Mongon bilden eine gute Basis für die Attraktivierung des Praters - aber diese Basis allein wird nicht genug sein. Was braucht man vor allem, wenn man die Verhältnisse im Prater kennt? - Man braucht Geld. Nicht nur im Prater, sondern das braucht man überall, wenn man etwas umgestalten, neu gestalten will, aber vor allem im Prater, wo komplizierte Pachtverhältnisse vorliegen, die man zum Teil nur mit viel Geld zurechtrücken kann, sodass dieser Masterplan zumindest in groben Zügen umgesetzt werden kann. Man braucht aber neben diesen Ablösezahlungen auch sehr viel Geld für die Erneuerung der Infrastruktur in diesem Bereich. Die elektrische Infrastruktur, der Kanal und andere Dinge, die Oberflächengestaltung sind teilweise auf einem Stand, der vielleicht in die 70er Jahre gepasst hätte, vielleicht noch in die 80er Jahre, aber sicher nicht ins dritte Jahrtausend. 

Und deswegen sagen wir: Masterplan schön und gut, der findet unser Wohlwollen, bis wir eines Besseren belehrt werden - dass mit dem Masterplan nicht sorgsam umgegangen wird, dass er vielleicht nicht oder sehr spät umgesetzt wird. Der Masterplan ist okay für uns, aber wir brauchen gesicherte finanzielle Mittel für die Umsetzung dieser Maßnahmen, denn sonst ist das Ganze nur ein Stück Papier, das das Papier nicht wert ist. 

Und daher - wir haben es auch schon in anderen Sitzungen angemerkt - wollen wir ein eigenes Praterbudget. Wie das dann schlussendlich genannt wird, ist uns egal, wir haben es einmal "Praterbudget" genannt. Wir haben hiezu auch eine Zahl – wir haben diese nicht "aus dem Grünen gegriffen", haben uns diese nicht einfallen lassen, sondern haben diese Zahl nach vielen Gesprächen mit Praterunternehmern, mit Verantwortlichen festgemacht -: Pro Jahr werden für die Maßnahmen etwa 10 Millionen EUR notwendig sein. Diese sind aus dem laufenden Budget nicht zu begleichen, sie sind auch nicht aus den geringen Mitteln des Pratermanagements zu begleichen, sondern wir benötigen hier in diesem Haus ein eigenes Praterbudget, um die Sanierung des Praters sicherzustellen, meine Damen und Herren! Daran führt kein Weg vorbei. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben daher für heute einen Beschlussantrag vorbereitet, der genau in diese Richtung zielt, und gemeinsam mit meinen Kollegen Heinz-Christian Strache und Dr Herbert Madejski und den Mitunterzeichnern aus dem Freiheitlichen Klub bringe ich daher jetzt diesen Beschlussantrag ein. Er lautet: 

„Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr und der Bürgermeister mögen in Zusammenarbeit mit dem amtsführenden Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke dafür Sorge tragen, dass ein so genanntes Praterbudget in der Höhe von etwa 10 Millionen EUR jährlich zumindest für die nächsten fünf Jahre freigemacht wird, um die notwendige Neugestaltung des Wiener Wurstelpraters auf eine gesicherte finanzielle Basis zu stellen. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung." (Beifall bei der FPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich hoffe, unsere Beweggründe für die Ablehnung dieses Tagesordnungspunktes ausreichend dargelegt zu haben, hoffe aber auch, unser Bemühen klargestellt zu haben, hier nicht Parteipolitik auf dem Rücken der Wiener Bevölkerung oder der Praterunternehmen zu betreiben, sondern dass wir uns in den Dienst der Sache stellen, um eine Sanierung des Wurstelpraters, eine baldige Sanierung des Wurstelpraters sicherzustellen. 

Darum ersuche ich die Mitglieder aller Fraktionen in diesem Haus, unserem Antrag zum Wohle des Praters und zum Wohle der Stadt zuzustimmen. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben ja in letzter Zeit hier schon einige Male über den Wurstelprater diskutiert. Noch einmal kurz zur Erinnerung das Prozedere, das nun zu diesem Flächenwidmungsplan-Entwurf geführt hat:

2003 wurde Emmanuel Mongon beauftragt, einen Masterplan zu erstellen; dieser hätte bis 2006 schon umgesetzt sein sollen, und ein Teil seines Auftrags war es auch, dass er die Umsetzung begleitet. Der letzte Schritt hier im Haus, den ich sozusagen mitgemacht habe, war die Diskussion im Planungsausschuss zu diesem jetzt vorliegenden Flächenwidmungsplan. Ich muss sagen, ich war schon einigermaßen überrascht, als ich unter diesem ganzen Aktenberg den Teil entdeckt habe, auf dem gestanden ist: "Inhalt Masterplan". Der war ungefähr so dünn! Das waren drei Pläne, dann die Rathauskorrespondenz-Meldung vom 26. April 2004 - also eine eigene Pressemeldung quasi abgedruckt, noch einmal dazugelegt - und die Studie, die auch schon seit einem Jahr bekannt war. Da muss ich als Planerin schon sagen, da in diesem Flächenwidmungsplan fortlaufend darauf verwiesen wird, dass das quasi die Vorschreibung sein soll und die Ausformulierung dieses Masterplans im Flächenwidmungsplan erfolgen soll, dass das dann die Grundlage sein soll für diesen Flächenwidmungsplan: Also das kann man nicht ernst nehmen!

Und genau das ist das grundlegende Problem an dieser Sache: Es hat anscheinend keine Koordination zwischen den Geschäftsgruppen gegeben. Es wurde auf einer Seite versucht, Planung zu betreiben, indem man einem seltsamen Verfahren zugestimmt hat, sozusagen einem teils offenen Wettbewerb, wo man sich dann einen herausgepickt hat, von dem immer wieder behauptet wird, er sei der Einzige gewesen, der einen umfassenden Masterplan vorgelegt hat - was nachweislich nicht stimmt -, und dieser wurde dann beauftragt. Nach nunmehr drei Jahren, nachdem immer wieder behauptet wurde, es gibt 100 Projekte, es gibt 200 Projekte, diese Projekte aber unter absoluter Geheimhaltung stattgefunden oder eben nicht stattgefunden haben, hat es jetzt endlich - ich glaube, es war vor zehn Tagen - diese Präsentation des Masterplans gegeben.

1,5 Millionen EUR für ein Papier dieser Art?! – Zugegeben, es sind teilweise gute Ideen drinnen, allerdings: Wenn ich mir dann die Kostenaufstellung anschaue, wie sich also quasi diese 1,5 Millionen Honorar zusammensetzen, und der erste Punkt ist: "Mongon als Masterplaner: 207 000 EUR" und der zweite Punkt ist: "Masterplanung Wurstelprater: 376 000 EUR", dann frage ich mich: Für wie blöd halten Sie uns? Was soll das für eine Kostenaufstellung sein, wo quasi nichts drinnen steht, an dem man nachvollziehen könnte, wozu er dieses Honorar verwendet hat? – Oh ja, das einzige, was ich nachvollziehen kann, ist das Modell, das er für den Riesenradplatz gebaut hat - um 60 000 EUR; ist auch nicht ganz billig. - Aber so etwas kann man nicht ernst nehmen! 

Dann ist hinten eine Auflistung, welche Mitarbeiter mitgewirkt haben. Das sind also angeblich 30 fixe Mitarbeiter plus 300 andere. Da frage ich mich schon: Und dann kommt so etwas heraus? Das ist ein guter Marketing-Gag, aber sicher keine ernsthafte Planung! 

Ein Teil dieses Masterplans ist auch, wie man in Zukunft Projekte abwickeln will, also der Projektablauf. Das sind etwa zehn Seiten, wo immer wieder Kontrollschleifen eingebaut sind: Sollte ein Praterunternehmer etwas vorhaben, was die Stadt nicht will, wie zwinge ich ihn, das nicht zu machen? - Es ist also gekennzeichnet durch einen Kontrollwahn, würde ich fast meinen, und das Wort Reduktion kommt auch ständig vor. - Ich glaube nicht, dass es so funktionieren kann. Man kann die Leute nicht in so einer Art und Weise dazu bringen, etwas für's Gesamte zu tun: Mit hunderten Kontrollschleifen, quasi nach dem Motto: Wie schränke ich die Investitionslust der Praterunternehmer ein?, anstatt sie aufzufordern mitzutun. Und das wäre meiner Ansicht nach auch von Anfang an der Weg gewesen. Ich glaube, ein Mediationsverfahren um dieses Geld hätte weitaus mehr gebracht als diese Masterplanung. 

Ein Teil ist dann, neben diesen hundert schon abgeschlossenen Projekten, auch ein Inhalt mit zehn Plandarstellungen, die quasi immer dasselbe aussagen, nur einmal hat man halt die Liliputbahn farbig angelegt, und beim nächsten sind es dann die Grünflächen, und beim Gesamtplan sind es dann die Wasserflächen. Das heißt also, diese ganze Information könnte man, glaube ich, statt in zehn Blättern auch in drei Blättern darstellen, und ich meine, die Grundlagen, die die MA 21 für diesen Masterplan erarbeitet hat, waren schon weitaus detailreicher, genauer und besser als das, was jetzt hier herausgekommen ist. 

Zu den hundert abgeschlossenen Projekten: Diese Auflistung, die sich hier jetzt endlich findet, nachdem wir ja schon seit Jahren fragen, was diese hundert Projekte sein sollen... - So, wo finde ich sie? (Die Rednerin sucht in ihren Unterlagen.) Es sind nämlich kuriose Sachen angeführt, die würde ich Ihnen ganz gerne vorlesen, nur habe ich mein Zetterl verloren. - Tja, blöd.

Also: Neben den Toiletteanlagen - zugegeben, das ist eine wichtige Reform, dass man jetzt auch den Park benutzen kann und nicht weiß Gott wohin muss, um auf die Toilette zu gehen - ist eines dieser hundert abgeschlossenen Projekte: "Zulieferstraßen". Das nächste ist die Straßenbeleuchtung. Das dritte ist: "Bäume- und Blumenbepflanzung". Da frage ich mich: Meinen Sie das ernst, dass das Teile dieser hundert Projekte sein sollen? Das kann es doch nicht sein, dass zum Beispiel ein Projekt heißt: "Weltklassiger Freizeitpark". - Was soll das, bitte, bedeuten? - Dann hinten: "Benchmark Parc Asterix", "Benchmark Disneyland Paris" - das sind alles einzelne Projekte dieser hundert abgeschlossenen Projekte -, "Benchmark Tivoli", "Benchmark Bakken", "Benchmark Liseberg", "Benchmark Hannover Zoo". Ein Projekt, das Projekt 0654, nennt sich "Neu 2004", das nächste "Neu 2005". - Bitte, meinen Sie das ernst? - Es ist unglaublich!

Nun aber zum Flächenwidmungsplan - denn deswegen sind wir heute hier -: Wenn dieser Masterplan zum Flächenwidmungsplan gepasst hätte, dann hätte man noch einmal darüber nachdenken können. Nur: Was mich wirklich ärgert, ist, dass noch dazu in diesem Flächenwidmungsplan jetzt Widersprüche zu dem Masterplan enthalten sind. Es ist zum Beispiel die Allee des Ersten Mai im Masterplan als wunderbare Flaniermeile beschrieben, die auch erhalten werden soll. – Das sehe ich auch so. Das ist total wichtig. – Wieso, bitte, sieht dann der Flächenwidmungsplan vor, dass man sie teilweise überbauen kann, die Breite von derzeit 20 m bis auf 8 m einschränken kann? - Das passt nicht zusammen! 

Was den Wurstelplatz betrifft, der schon gestaltet wurde - eine konkrete Maßnahme, die zu begrüßen ist -, so ist im Flächenwidmungsplan nicht einmal eingezeichnet, dass sich dort jetzt ein Platz befindet! Bitte, sprecht ihr nicht miteinander, oder was ist los? 

Das Dritte ist: Die Wasserflächen, die jetzt aufscheinen - auch eine gute Idee. Ich merke an keinem Strich hier, dass der öffentliche Raum in diesem Flächenwidmungsplan irgendwo eine besondere Bedeutung hat, dass man da vor hat, irgendwann Wasserflächen einzurichten. 

Und abschließend: Was sich auch im Masterplan findet, ist diese Seilbahn, die parallel zur Liliputbahn verläuft. - Kein Strich im Flächenwidmungsplan zeigt mir irgendwo eine Basisstation dieser Seilbahn, noch ist sie sonst wie ausgewiesen. 

Und damit Sie nicht glauben, dass wir nur Kritik üben und alles schlecht reden - wie das, wie der Kollege gesagt hat, immer wieder behauptet wird -, habe ich jetzt eine Reihe von Beschlussanträgen und Abänderungsanträgen vorbereitet, von denen ich meine, dass der eine oder andere vielleicht auch für Ihre Fraktionen eine Überlegung wert sein könnte.

Es wird ja auch immer behauptet, dass nie angedacht wird, den Prater zu sperren und generell Eintritt zu verlangen, und das würde ich ganz gerne in einem Beschlussantrag festhalten:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass der öffentliche Raum im Wiener Wurstelprater für die Öffentlichkeit jederzeit zugänglich und die Durchlässigkeit ganzjährig und rund um die Uhr kostenfrei erhalten bleibt. - Zur sofortigen Abstimmung.“

Ein weiterer wichtiger Punkt, der jetzt auch auf den Flächenwidmungsplan konkret abzielt, ist folgender: Es sind ja jetzt wieder neue Parkmöglichkeiten vorgesehen, die natürlich Folgen haben werden, was den motorisierten Individualverkehr vor Ort betrifft. Die U-Bahn wird bald fertig gestellt. Insofern erwarten wir uns, dass endlich ein Verkehrskonzept erarbeitet wird, das unter Einbindung auch der Messe Wien, der Krieau, des "Viertels 2", des Ernst-Happel-Stadions et cetera wirklich das gesamte Gebiet einmal genau aufreiht. Der Beschlussantrag lautet: 

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr sowie die zuständigen Stellen der Stadt Wien werden ersucht, ein Gesamtverkehrskonzept zu erstellen, welches den politischen EntscheidungsträgerInnen des Bezirks Leopoldstadt sowie dem gemeinderätlichen Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr präsentiert wird und für weitere Planungsentscheidungen im betroffenen Gebiet als Grundlage dienen kann." 

Und jetzt zu den Abänderungsanträgen. Diese beziehen sich ganz konkret auf den Flächenwidmungsplan, den ich wirklich für einen der übelsten der letzen Jahre halte. Ich sage das wirklich selten, weil ich doch in jedem Plan auch etwas Positives erkennen kann. In diesem, muss ich sagen, kann ich es wirklich nicht nachvollziehen. Deswegen diese Abänderungsanträge, die auch extra einzeln gestellt sind, sodass Sie vielleicht bei dem einen oder anderen auch mitgehen können.

Der erste bezieht sich auf das Parkhaus an der Ausstellungsstraße und die Parkflächen auf dem Areal des Hockeyverbandes. Unser Antrag bezieht sich darauf, dass diese Parkmöglichkeiten in unseren Augen kontraproduktiv sind und somit auf dem Plan entfallen sollen. 

Der zweite Antrag bezieht sich auf die Wegeführung - schon angesprochen -, die Allee des Ersten Mai. Der öffentliche Raum Wurstelprater ist ein einzigartiger Stadtraum, hat enorme Qualitäten, und wir befürchten, dass durch diese Überbauungsmöglichkeiten und vor allem auch die Verengungen diese Qualität massiv beeinträchtigt werden könnte. Deshalb verlangen wir, dass diese besonderen Bestimmungen, eben diese Einschränkungen der Wege und diese Überbauungsmöglichkeiten, entfallen sollen. 

Der dritte Abänderungsantrag bezieht sich auf den Raum zwischen Wurstelprater und Grünem Prater. Es ist zwar eine Art Pufferzone vorgesehen, diese ist aber in unseren Augen zu schwach. Besonders die Grünfläche zwischen Liliputbahn, Remise und Hauptallee sollte in unseren Augen auf jeden Fall Grünraum bleiben. 

Und der letzte bezieht sich auf die Höhenentwicklung. Ich bin ja auch schon neugierig - es passt dazu -, wie die ÖVP-Fraktion jetzt begründen wird, dass sie plötzlich umschwenkt. Ich glaube auch, dass es sehr viel mit der Firma Novomatic zu tun hat, die ja in dem Masterplan auch an prominenter Stelle vorkommt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Unsinn!) 

Der Antrag, den wir stellen, bezieht sich auf die Höhenentwicklung der Gebäude - also nicht der Schauanlagen, die natürlich hoch sein müssen, um besonders schaurig und attraktiv zu sein. Das bezieht sich also ausdrücklich auf die Gebäudehöhe. Wir sehen nicht ein, warum es im Wurstelprater Gebäude mit 30 m oberstem Gebäudeabschluss geben soll, und würden deshalb vorschlagen, hier auf maximal 22 m herunterzugehen. 

Abschließend auch zum Antrag der FPÖ. Ich muss Ihnen ehrlich sagen: 10 Millionen EUR herzugeben dafür, dass so pfuschermäßig geplant wird - da haben wir schon ärgste Bedenken. Es soll gezielt Geld eingesetzt werden, da bin ich auch dafür, vor allem in den öffentlichen Raum. Wenn man da Geld in die Hand genommen hätte, hätte man wirklich schon einiges konkret zum Positiven verändern können, nämlich schon in den letzten drei Jahren. Aber jetzt da auszuschütten und von der Planung selbst nicht überzeugt zu sein, das halte ich für nicht so clever. Deswegen werden wir diesem Plan nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Hoch zum Wort. - Bitte. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte gleich am Beginn die Gelegenheit nutzen, um Folgendes anzumerken, weil ich mir gestern das Protokoll der Rede des Herrn Stadtrats ausheben habe lassen, der meine kurzfristige Abwesenheit kritisiert hat: Ich hatte einen dringenden privaten Termin. Und ich habe in meiner Rede gestern auch nicht gesagt, dass es keinen Flächenwidmungsplan Prater gibt. Dazu stehen wir ja heute hier! Ich habe nur gesagt beziehungsweise ich habe kritisiert, dass es ein Wahnsinn war, in einem Ausschuss einen Flächenwidmungsplan abzustimmen, wenn der Masterplan noch gar nicht offiziell bekannt war. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum Kollegen Mahdalik: Die ÖVP ist sicher nicht umgefallen. Wir werden heute zustimmen. Aber Sie waren ja damals in dieser Ausschusssitzung anwesend - Sie wirkten nicht gerade vorbereitet, das gebe ich zu, aber Sie werden sich sicher erinnern können, dass wir gemeinsam mit den GRÜNEN einen Antrag gestellt haben, dieses Poststück abzusetzen, eben aus dem Grund, weil der Masterplan nicht bekannt war (GR Dr Herbert Madejski: Wir nicht! Ihr habt es zurückgezogen!) und weil es aus unserer Sicht einfach nicht notwendig ist. - Sie waren gar nicht bei der Sitzung dabei. (Widerspruch von GR Dr Herbert Madejski.) - Sie waren nicht dabei bei der Sitzung! (GR Dr Herbert Madejski: Herr Hoch, ich würde mir einmal die Brillen aufsetzen!) Nein, passt schon. Sie sind sehr selten in den Ausschusssitzungen, das ist mir aufgefallen, da brauche ich gar keine Brille dazu. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Herbert Madejski: Unglaublich! Sie wissen nicht einmal, bei welcher Sitzung...!)
Auch an Kollegin Gretner: Die ÖVP ist nicht umgefallen, sondern wir sind eindeutig bei unserer Linie geblieben! 

Was unseren Landesparteiobmann Hahn betrifft, weil diese Bemerkung jetzt nämlich von zwei Fraktionen gekommen ist, so kann ich sagen: Wir sind als Wiener ÖVP in der glücklichen Lage, einen Landesparteiobmann zu haben, der ein erfolgreicher Manager in der Privatwirtschaft war. Ich weiß nicht, wie viele andere Gemeinderatsparteien das von sich behaupten können. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von StR David Ellensohn.) - Da er hier dieselbe Funktion hat wie Sie, Herr Ellensohn, werden Sie über die beruflichen Wege des Herrn Hahn wahrscheinlich genau Bescheid wissen. 

Jetzt zum Flächenwidmungsplan. - Sehr geehrte Damen und Herren! Sie geben mir sicher Recht, wenn ich sage, dass der Wiener Prater mit seinem Umfeld zu den spannendsten Entwicklungsgebieten der Stadt zählt. Vor allem durch die zentrale Lage - ich habe das schon das letzte Mal auch erwähnt - dieses Areals unterscheidet er sich von den Freizeitoasen vergleichbarer Städte, und das macht dieses Areal umso wertvoller für die Wienerinnen und Wiener und vor allem auch für den Tourismus.

Aus diesem Grund war der Standpunkt der ÖVP immer klar, nämlich dass bei einer notwendigen Modernisierung behutsam und – das betone ich jetzt – mit Einbindung der Anrainer und Praterunternehmer vorgegangen werden muss. Die Multifunktionalität des Gebiets, das heißt, wirtschaftliche Nutzung und Freizeitnutzung, muss auch in der neuen Flächenwidmung gesichert sein.

Das Grundproblem des Praters ist – das konnte man ja in den letzten Wochen und Monaten medial verfolgen -, dass die Besucherzahlen stagnieren beziehungsweise leicht rückläufig sind und dass es dort einen Stammkundenanteil von 70 Prozent gibt. Das ist relativ hoch im Vergleich zu den Vergnügungsparks anderer Städte.

Einzelne Attraktionen wirken zwar attraktiv für die Gäste, haben aber keine positiven Auswirkungen für die anderen Schausteller und Anbieter. 

Einige Zahlen dazu zur Untermauerung: Das Riesenrad hat jährlich 650 000 Besucher, aber es gelingt nur, 15 Prozent dieser 650 000 Besucher auch in den Wurstelprater umzuleiten. Auf der anderen Seite das allseits bekannte und wahrscheinlich auch beliebte Schweizerhaus mit 820 000 Besuchern: Von diesen 820 000 Be-
suchern gelingt es nur, zirka 20 Prozent zu den Attraktionen des Wurstelpraters umzuleiten.

300 000 – damit Herr Mahdalik, der jetzt nicht da ist, auch seine Freude hat – Besucher pro Jahr benutzen das kleine Glücksspiel der Casinos, und auch hier: Nur ein verschwindend kleiner Teil verirrt sich dann in den Wurstelprater.

Wirtschaftsfaktor Prater: Über 4 Millionen Besucher geben pro Jahr an die 100 Millionen EUR aus, und 1 000 Mitarbeiter sind bei den Betrieben beschäftigt. Die Zahlen, glaube ich, belegen eindeutig, dass es sich um einen interessanten und vor allem lukrativen Wirtschaftsstandort handelt, der gepflegt und unterstützt gehört. Immerhin beträgt die Wertschöpfung 60 Millionen EUR pro Jahr.

Daher ist es für mich doppelt verwunderlich, warum bei der Erstellung des Flächenwidmungsplans und bei der Masterplanung nicht eine verstärkte Kommunikation mit den Praterbetreibern gesucht wurde. Dadurch hätte man viele Probleme und Diskussionen, vor allem die mediale Unruhe im Vorfeld, ausschließen können.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wie so oft bei den Projekten der Gemeinde Wien werden, bevor man mit den Experten, also den Schaustellern vor Ort, verhandelt, teure Konzepte zugekauft. Ob die 1,5 Millionen EUR – sie wurden heute schon öfters erwähnt – in Emmanuel Mongon gut investiert waren, wird sich erst nach der Umsetzung seiner Pläne zeigen. Zusätzlich prüft ja der Kontrollausschuss, ob die Leistungserbringung des Herrn Mongon auch seinem Honorar entspricht. Da denke ich, dass schon einige den Bericht des Kontrollausschusses mit einer gewissen Spannung erwarten. 

Fakt ist, dass durch die Verschleppung des Masterplans und durch die kommende Europameisterschaft die Stadt natürlich unter Zugzwang geraten ist. Daher auch das Durchpeitschen des Flächenwidmungsplanes im Ausschuss. Als 2004 Emmanuel Mongon der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, war nämlich davon die Rede, dass bis 2008, also bis zum Beginn der Fußball-Europa-
meisterschaft der komplette Wurstelprater in neuem Glanz erscheinen wird. Jetzt bleibt zu hoffen, dass bis zur Europameisterschaft wenigstens das Tor des Praters - das ist der Platz vor dem Riesenrad - ordentlich umgestaltet sein wird. Ich meine, es wurde schon in kleinen Schritten begonnen; hoffen wir, das es sich bis 2008 ausgeht, dass wir ein schönes, attraktives Tor haben.

Was angestrebt werden muss, ist eine Entwicklung des Praters hin zu einem modernen Freizeit- und Erholungsgebiet. Die Flächenwidmung, auch wenn sie Schwächen aufweist, gibt Anlass, daran zu glauben, dass sich dies in die Realität umsetzen lässt. Leicht wird es nicht, denn die Investitionen nach dem Masterplan - wenn man genau nach dem Masterplan vorgeht - werden kostenintensiv sein. Bekanntlich sind die Anlagen, die das Wasser zum Thema haben, besonders teuer und rentieren sich für den jeweiligen Betreiber beziehungsweise Schausteller jahrelang nicht.

Wir von der Wiener ÖVP unterstützen den Wunsch der Wienerinnen und Wiener nach einer Neustrukturierung und Modernisierung des Praters unter Beibehaltung des traditionellen Charakters. "Modern" und "traditionell" müssen in diesem Zusammenhang kein Widerspruch sein. Daher ist die Thematisierung "Wien um 1900" ein interessanter Ansatz. Wir werden uns genau anschauen, wie das umgesetzt wird.

Wir wollen eine Freizeit- und Erholungsanlage, die den Ansprüchen der Besucher gerecht wird. Einerseits soll natürlich niemand in seiner Urbanität behindert werden, anderseits muss auch die klassische Freizeitgestaltung gewährleistet werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Eines muss ich natürlich schon sagen: Die Geheimniskrämerei um diese Flächenwidmung und um die Masterplanung wurde in der Öffentlichkeit als Projektstillstand gewertet. Dazu kommt, und das ist unser Kritikpunkt – wir werden diesbezüglich dann auch einen Antrag einbringen -, dass es kein Verkehrskonzept für dieses Gebiet gibt. Das macht den Mongon-Plan für die Anrainer gefährlich. Die Aufwertung des Praters bringt in Verbindung mit dem Besucherverkehr des Prater-Stadions, dem Ausbau des "Viertels 2" sowie der Wiener Messe eine enorme Zunahme des Verkehrsaufkommens. Als Folge werden hier vermehrt Staus, insbesondere an Veranstaltungstagen, erwartet. Das wird besonders für die Anrainer belastend, und da wird auch der Bezirk noch einiges zu tun haben. 

Ich bringe hiezu gemeinsam mit den Kollegen Norbert Walter, Wolfgang Gerstl einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Erstellung eines Verkehrskonzepts für den Wiener Prater ein:

„Beschlussantrag: Die zuständigen Stadträte werden dazu aufgefordert, auf Grund der besonderen Verkehrsentwicklung im Bereich des Praters, des Pratersterns, des Prater-Stadions und des Stadtentwicklungsgebiets Wehlistraße ein Verkehrskonzept für den öffentlichen und Individualverkehr auszuarbeiten, das darauf abzielt, für eine flüssige Verkehrsabwicklung, insbesondere an Veranstaltungs- und Messetagen, zu sorgen.

In formeller Hinsicht verlangen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr sowie an den Finanzausschuss." (Beifall bei der ÖVP.)
Zusätzlich bringen wir einen Abänderungsantrag der GRe Hoch, Walter, Kenesei, Novak, Hora, Schieder betreffend Flächenwidmungsplan "Wurstelprater" ein.

„Abänderungsantrag:

1. BB 23 bestimmt, dass die Gebäudehöhe auf 9 m beschränkt wird und gleichzeitig die Begrünung des zu errichtenden Flachdachs mit 80 Prozent festgelegt wird.

2. Auf der Fläche BB 13 ist das Niveau vom Tiefenweg zur Heranziehung der Gebäudehöhe relevant.

3. Der zur Errichtung gelangende Radweg wird so angelegt, dass eine durchgehende Verbindung zwischen Praterstern und Messe Wien Neu sichergestellt ist.

4. Im gesamten Planungsgebiet ist die Erhaltung des Baumbestandes vorrangig zu beachten und gleichzeitig Vorsorge zu treffen, dass zwischen dem Tiefenweg und der Ausstellungsstraße entsprechende Baumpflanzungen möglich sind.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt." (Beifall bei der ÖVP.)
Ein paar Worte noch, wie eingangs erwähnt, zu den Vorgängen im Ausschuss. Die Vorgangsweise - meine beiden Vorredner haben das ohnedies schon festgehalten -, einen Flächenwidmungsplan ohne den Masterplan zu beschließen, halten wir für falsch. Vor allem wurde die Glaubwürdigkeit, was das Projekt betrifft, erschüttert - nicht bei uns, aber man merkt es bei den Anrainern und auch bei den Praterbetreibern. Erschwerend kam auch noch dazu, dass die Stellungnahme der Bezirksvertretung Leopoldstadt nicht eingearbeitet werden konnte, weil sie nicht bekannt war. Kurz: Mit dieser Vorgangsweise wurde dem ganzen Projekt kein guter Dienst erwiesen. Es hat irgendwie gewirkt - und wirkt auch jetzt noch so nach - wie eine Husch-Pfusch-Aktion. 

Die ÖVP wird dem Flächenwidmungsplan 7776 zustimmen, da damit dem Wurstelprater einige Optionen öffnet werden und er für die Zukunft modernisiert wird und damit er modernisiert in der Zukunft wieder Anziehungspunkt für die Wienerinnen und Wiener und vor allem auch für die Touristen sein wird. 

Zugleich appellieren wir aber auch an die Stadtverwaltung, wieder verstärkt den Kontakt zu den Praterbetreibern zu suchen, und richten an sie die Bitte, sich mit deren Anliegen und mit deren Ängsten wirklich zu befassen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Hora zum Wort. Ich erteile es ihm. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! An und für sich habe ich mir zuerst überlegt, mich mit Herrn Mahdalik nicht zu beschäftigen; ich habe aber jetzt mitbekommen, wie die FPÖ Wahlergebnisse hochrechnet - auch wenn sie versucht, das jetzt auf Besucherzahlen vom 1. Mai oder vom Maifest oder vom Donauinselfest anzuwenden. Ich kann mich nämlich erinnern, Herr Kollege Mahdalik – jetzt sind Sie schon weg, Sie haben sich also schon weggezaubert -, dank Ihrer Rechenkünste haben Sie ja behauptet, die letzten Wiener Gemeinderatswahlen gewonnen zu haben. - Sicher, mit dieser Vorgangsweise und mit dieser Rechenoperation stimmt es! Ich habe Ihnen von dieser Stelle aus ja auch schon einmal empfohlen, die nächsten Gemeinderatswahlen in gleicher Weise wie die Gemeinderatswahlen 2005 zu gewinnen. So wie der Zauberer, Herr Mahdalik, jetzt schon weg ist, ist auch die FPÖ dann irgendwann weg! (GR Dr Herbert Madejski: Er kommt wieder!)

Meine Damen und Herren! Kommen wir jetzt aber wirklich zu dem Thema, das wir heute zu behandeln haben: Im Jahr 2006 feiern wir 240 Jahre Prater. Warum 240 Jahre? - Weil genau vor 240 Jahren der Prater, damals vom Kaiser, freigegeben wurde und das erste Ringelspiel entstanden ist. Das war damals allerdings noch zu einer Zeit, wo der Prater, und zwar bis 1775, am Abend mit Gitter geschlossen wurde. - Und, liebe Kollegin Gretner, Sie haben etliche Anträge gestellt und Sie haben immer wieder behauptet, er wird geschlossen. Ich will Ihnen ja nicht nahe treten, aber manchmal habe ich so den Eindruck, wenn ich mich mit Ihnen beschäftige, dass ich an Dornröschen erinnert werde.

Wie gesagt, aber 1775 sind die Tore bereits weggekommen, der Prater ist öffentlich zugänglich, er ist durchgängig, er ist ganz locker passierbar. Also die Leopoldstädterinnen und Leopoldstädter gehen durch, aber nicht nur diese, all die Wiener und all die Touristen gehen durch: 4,2 Millionen Menschen besuchen den Wiener Prater im Jahr - und haben keine Probleme, vor irgendwelchen geschlossenen Toren zu stehen, sondern die können alle durchgehen. Sie aber, Kollegin Gretner, behaupten die ganze Zeit... (Zwischenruf von GRin Dipl Ing Sabine Gretner.) - Nein, Sie behaupten es nicht, aber Sie stellen Anträge, so als ob irgendjemand vorhätte, den Prater zuzusperren; diesen Eindruck versuchen Sie zu erwecken. 

Und eines ist mir schon aufgefallen - da komme ich jetzt auf einen Nebenschauplatz -: Es wurde heute das 1. Mai-Fest angesprochen, bei dem Zigtausende, Hunderttausende, ja Millionen Menschen am 1. Mai im Prater waren. (GR Alfred Hoch: 500 000 waren es!) Ich weiß nicht, ob Sie von der Freiheitlichen Partei selbst am 1. Mai im Prater waren - vermutlich gehen Sie ja dort nicht hin -, aber es war diesmal wirklich ein sehr starker Besuch. Und ich verstehe, die GRÜNEN hätten ja auch am 1. Mai eine Veranstaltung im Prater machen wollen; und erlauben Sie mir, in diesem Zusammenhang aus einem Mail zu zitieren:

„Die Zentralanstalt sagt für Sonntag Dauerregen und maximal 10 Grad voraus. Daher wird das Fest zum Tag der Arbeitslosen in den 7. Bezirk in den Innenhof, 1. Stock, verlegt." 

Das heißt, um die Wahrheit zu sagen... (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war der 30. April, aber du kennst dich mit dem Kalender nicht aus, offensichtlich!) Es steht hier: „1. Mai". - Ich kann nichts dafür, aber das ist euer Mail. Ich kann es euch ja gerne geben, damit ihr seht, von wem das ist. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)

Mit anderen Worten heißt das: Sie haben ja gar kein Interesse, den Prater wirtschaftlich zu stärken! Ich weiß schon, dass bei Ihren Veranstaltungen nur ganz wenige Menschen hinkommen, aber diese wenigen Menschen hätten ja, hätte es wirklich so ein schlechtes Wetter gegeben, dann die Möglichkeit gehabt, durch den Prater zu gehen, den Prater zu besuchen und diesen Unternehmen, die dort auch bei Schlechtwetter geöffnet haben, entsprechende Umsätze zu bescheren! Aber da hat man halt Angst, dass es zu kalt ist. - Wir haben natürlich am 1. Mai unser Maifest nicht abgesagt, obwohl auch die Aussichten schlecht waren. Aber wie Sie mitbekommen haben, hat es dann am 1. Mai am Nachmittag ein entsprechend schönes Wetter gegeben, und Tausende waren dort, Tausende konnten die Attraktionen des Wiener Praters nützen und benützen. Und ich glaube, das war auch ein Tag, der den Unternehmern dementsprechend Spaß gemacht hat und der dementsprechend gewirkt hat. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! Was ganz wichtig ist: Dieser neue Flächenwidmungsplan hat Möglichkeiten aufgezeigt, und er hat gezeigt, was der Unterschied zwischen einem Masterplan und einer Flächenwidmung ist. Sie können uns einen einzigen Vorhalt machen: Dass der Masterplan Wurstelprater "Masterplan" heißt. Und das ist ja das Gefühl, das ich nicht loswerde: Dass Sie sich die ganze Zeit auf das Wort Masterplan konzentrieren. Ich habe aber hier an dieser Stelle schon einmal erklärt: Das sind lauter selbstständige Unternehmer, die selbstständig dort ihre Geschäfte, ihre Attraktionen betreiben, bewirtschaften und durchführen. Da kann man nicht drüberfahren und sagen: Du musst das wegreißen, das muss jetzt weg! - Man kann ihnen einen Rahmen geben, um überhaupt Möglichkeiten aufzuzeigen, wie eine Attraktivierung, wie eine Verbesserung vonstatten geht, wie eine Grundlage, wie wirtschaftliches Leben auch geschaffen werden kann. 

Und mit diesem Flächenwidmungsplan, liebe Frau Dipl Ing Gretner - denken Sie auch einmal ein bisschen wirtschaftlich!, es wäre an der Zeit, dass Sie auch einmal ein bisschen an die Wirtschaft denken -, mit dieser Änderung des Flächenwidmungsplans ist es erstmals möglich, dass zum Beispiel alle Bebauungen nach § 71 der Bauordnung bewilligt werden! Derzeit sind sie es nach § 70 auf jederzeitigen Widerruf, was ja bedeutet, dass das eingesetzte Kapital, der eingesetzte Wert jederzeit weggerissen werden kann. Das heißt, wir geben mit diesem Flächenwidmungsplan auch all den Praterunternehmungen überhaupt eine wirtschaftliche Grundlage, eine sichere, langfristige wirtschaftliche Grundlage. Und das sollte man, bitte, bei dieser ganzen Geschichte nicht vergessen. 

Und es kommt ja gerade von den GRÜNEN permanent die Behauptung, dass die Vorgangsweise dem Motto entspreche: "Sie planen, wir widmen." - Genau dort ist es aber umgekehrt: Dort gibt man einen Rahmen vor, man schafft eben entsprechende Möglichkeiten, sich hier auszuweiten, sich auszudehnen, aber auch das Gesicht, das Eingangsgesicht des Praters, das Wegekonzept des Praters neu zu gestalten. 

Und was Ihre Anträge betrifft, so sage ich Ihnen: Bis auf den Antrag zum Verkehrskonzept, bei dem wir mitgehen, können wir alle Ihre Anträge nur ablehnen, weil das alles entweder ohnedies selbstverständlich ist oder jeder Realität entbehrt. Wenn wir heute dort die Möglichkeit schaffen, dass wir zum Beispiel Wege auch anders gestalten, nicht nur geradlinig, so haben wir in der Fläche natürlich die wichtigsten Verkehrswege drinnen, aber für die anderen Wege gibt es eben einen Gestaltungsspielraum. 

Nehmen Sie doch den Wurstelplatz als Muster, wie hier gestaltet wurde, wie hier eine Möglichkeit geboten wurde, auch unter der Woche dort zu sitzen, sich in aller Ruhe dort auszubreiten. Viele Leopoldstädter und Leopoldstädterinnen aus dem Stuwerviertel, aber auch aus der Engerthstraße gehen bereits dorthin, weil das eine Ruhezone ist, eine Ruhezone, wo man auch sich aufhalten kann, was man zum Beispiel in den anderen Teilen der Straße des 1. Mai noch nicht kann. Aber ich hoffe, dass die Gestaltung auch dort greift.

Und das Tor zum Prater: Wenn zum Beispiel auch drinnen steht, dass das Riesenrad eine Einsichtachse hat, die nicht verstellt werden darf, ist das auch ein wichtiger Aspekt für den Prater, ein wichtiger Aspekt für diese Sehenswürdigkeit. (GR Mag Christoph Chorherr: Auch dann, wenn man nichts anderes mehr sieht!) 

Und ganz wichtig ist es auch, diesen Vorplatz entsprechend gestalten zu können, eben ein Tor zu schaffen, eben dort die Parkplätze zu entfernen, die Tankstelle zu entfernen. Das wird aber von heute auf morgen nicht passieren. (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist genial, die Tankstelle zu entfernen!) Sie wissen ganz genau, dass das nicht unbedingt die Attraktion ist, die wir heute dort haben. Herr Chorherr, ich glaube, da sind wir d'accord, dass es schöner wäre, dort einen andern Eingangsbereich zu haben.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir haben, gerade, was den Wurstelprater betrifft, nicht nur heute bei diesem Flächenwidmungsbeschluss eine entsprechende Diskussion gehabt, wir haben auch schon im Vorfeld etliche Diskussionen gehabt. Interessant ist hier für mich die Haltung ganz besonders von den GRÜNEN, die immer behauptet haben, die Bevölkerung hat so viel mitgesprochen. Ich habe das akzeptiert und ich habe viele Gespräche geführt mit Praterunternehmern, mit den Vertretern et cetera. Ich muss Ihnen ganz offen sagen, zum Flächenwidmungsplan hat die Bevölkerung sich in direkter Weise nur informiert, aber nichts dazu gesagt. Die war damit zufrieden. 

Interessant ist, dass jeder Ihrer grünen Bezirksräte nicht nur in der Bezirksvertretung redet, nicht nur Anträge stellt – das darf er ja alles –, sondern Eingaben macht zum Flächenwidmungsplan. Das ist doppelt gemoppelt. Sie wollen uns weismachen, dass ein grüner Mandatar drei oder fünf oder zehn Leben hat. Das gibt es in der Realität nicht, und das sehen Sie ja auch an dem Verhältnis, wie Sie hier sitzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Liebe Frau Gretner! Es ist nicht möglich, in einem Flächenwidmungsplan jedes Detail einzeln einzutragen. Das hätten Sie gerne. Sie sehen das alles sehr technokratisch. Ich bin überzeugt davon, Sie sind sicher eine gute Stadtplanerin, aber an dieser Stelle sollten Sie eigentlich Politikerin sein und auch für die Zukunft denken und schauen, wie diese Stadt in der Gestaltung etwas weiterbringt.

Meine Damen und Herren! Der Wurstelprater hat jetzt 240 Jahre hinter sich, er wird sicher dieselbe Zeit noch weiter überleben. Tausende Fremde werden gerne zu uns kommen und auch den Wurstelprater besuchen und für den Tourismus und für unsere Stadt die entsprechende Wirtschaftskraft schaffen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. Drei Minuten.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Nur in aller Kürze, aber ich denke, dass die tatsächliche Berichtigung unterstreicht, mit welchem Wahrheitsgehalt der Kollege Hora die ganze Zeit spricht. Die anderen Geschichten, die er erzählt, haben wahrscheinlich in etwa denselben Wahrheitsgehalt.

Am 1. Mai war niemals der Tag der Arbeitslosen geplant. Wenn Sie ein bisschen die Zeitungen und die mediale Berichterstattung verfolgen, die seit Jahren darüber berichten – das ist in Funk und Fernsehen nachzulesen und nachzuhören –, wüssten Sie, es ist der 30. April, den wir als Tag der Arbeitslosen begehen, um auf die Arbeitslosigkeit aufmerksam zu machen. 

Wenn Sie tatsächlich die Wetterentwicklung um diese Zeit mitverfolgt haben, wüssten Sie, es war nicht der 1. Mai. (Zwischenruf von GRin Barbara Novak.) Nein, ich erzähle Ihnen noch zusätzlich eine Geschichte. Wir wollten nämlich ursprünglich für den 30. April tatsächlich die Veranstaltung auf der Zirkuswiese machen. Wir haben auf der Zirkuswiese schon einmal den Tag der Arbeitslosen begangen, und es hat wunderbar funktioniert. Und wissen Sie, warum wir die Zirkuswiese nicht bekommen haben? Weil die Wiener SPÖ für den 1. Mai sowieso alles schon besetzt gehabt hat. Und da war es ganz egal, ob irgendjemand anderer kommt. (GR Johann Herzog: Ach deswegen war das nicht frei!) Deshalb war es dann auf der Jesuitenwiesen geplant und wurde auf Grund des Schlechtwetters in den 7. Bezirk verlegt.

So viel zu Ihrer Glaubwürdigkeit, wenn Sie versuchen, mit irgendwelchen an den Haaren herbeigezogenen Fakten zu argumentieren. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz noch einmal zurück zum Kollegen Hora und auf seine Rechnung. Jeder hat seine eigenen Rechnungen. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Das Gute ist, dass auf der Donauinsel so viele Leute waren, nämlich 2,9 Millionen. Wir haben uns das ausgerechnet, um die alle hinzubringen, braucht man 6 000 U-Bahn-Züge, und zwar zum Hin- und Zurückfahren. Die gibt es natürlich leider in Wien nicht. – Das nur einmal dazu, dass es unmöglich ist, 2,9 Millionen Besucher dort zu haben.

Am 1. Mai, Kollege Hora, mag schon sein, dass so viele Leute am Rathausplatz waren, aber da haben Sie noch die Unterstützung des ÖGB gehabt. Ich glaube, die haben Sie heute nicht mehr. Daher werden nächstes Jahr wesentlich weniger Leute zum 1. Mai und zum Praterfest kommen. (GR Kurt Wagner: Da brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen!) Das ist ja das Thema. Er hat ja das Gleiche gesagt. Das darf ich ja wohl, ich darf das sehr wohl auch zur Einleitung sagen.

Meine Damen und Herren! Zur Rolle der ÖVP: Ich möchte nur sagen, natürlich war ich im Ausschuss, (GR Günter Kenesei schaut verwundert drein), aber der Kollege war so konzentriert mit seinem Antrag auf Absetzung des Antrages auf Flächenwidmung, dass er mich nicht gesehen hat. Er hat halt den typischen Tunnelblick gehabt. Da gibt es ja die Studien, dass die Männer den Tunnelblick haben. Er hat ihn dort gerade perfekt angewendet. Du hast wirklich den Tunnelblick dort gehabt. Aber gut, hast mich halt nicht gesehen, aber ich war dort. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Was ich nicht ganz verstanden habe bei diesem Ausschuss: Ihr habt mit den GRÜNEN für die Absetzung plädiert, wir waren dagegen, dann habt ihr aber beim Antrag auch dagegen gestimmt. Das war es mir schon wert, im Ausschuss die Meinung zu sagen und kundzutun, und die Meinung zum Flächenwidmungsplan haben wir auch behalten. Ihr habt euch nicht daran gehalten. Ihr habt bei der Vorlage des Flächenwidmungsplanes im Bezirk dagegen gestimmt, obwohl bis heute kein Strich geändert wurde. Auf das gehe ich noch einmal ein. Also das hat mich schon ein wenig verwundert. Aber soll so sein, so ist halt die ÖVP mit ihren Zustimmungen oder Ablehnungen.

Der Kollege Mahdalik hat gesagt, warum wir diesen Flächewidmungsplan ablehnen. Das hat wirklich formale Gründe. 

Erstens, weil es wirklich nicht geht, dass man das zuerst im Ausschuss und dann im Bezirk abstimmt. – Das ist das eine.

Das Zweite, meine Damen und Herren: Wir glauben, es wäre sinnvoll, in Zukunft für solche großen Projekte, für solche Sondergebiete, eine neue Art des Flächenwidmungsplanes zu konzipieren, denn es hat überhaupt keinen Sinn, in einem Flächenwidmungsplan die größten Details einzuzeichnen. Das wäre genauso, als würde ich in einen Flächenwidmungsplan für einen Fußballplatz den Elfmeterpunkt einzeichnen. Das würde ja niemandem einfallen, dass man dort einzeichnet, wo das Tor steht, wo der Elfmeterpunkt ist und wo die Mittellinie ist. 

Das Gleiche, habe ich ein bisschen das Gefühl, geschieht hier beim Flächenwidmungsplan im Prater. Denn was der Kollege Hora gesagt hat, stimmt nicht ganz. Entscheidend beim Flächenwidmungsplan – wir haben ihn uns dann auch genau angeschaut – ist ja nicht, dass man dem Praterunternehmer jetzt sagt, was er dort tun soll. Das steht ja nicht drinnen, sondern es steht drinnen, wo er die Möglichkeit hat, wo er, wenn er umsiedelt und sich mit anderen Praterbesitzern zusammentut, was machen kann. Aber das steht jetzt nicht drinnen, dass er sein Geschäft dort wieder aufmachen kann, sondern es gibt ja Bereiche, es gibt Zonen, Erlebniswelten und und und.

Das ist geplant, und das halten wir für gut so, dass es endlich im Prater ein Konzept gibt und nicht drei Gokart-Bahnen nebeneinander, die vierte steht irgendwo anders, drei Glücksspiele irgendwo und am Rande ist das nächste Glücksspiel und fünf Gastronomiebetriebe, wobei vier davon sterben, weil einer so gut ist. Das ist nicht sinnvoll.

Daher glaube ich, dass der Plan von Mongon, den wir dann auch, spät, aber doch, einsehen durften und sehr fachkundig erklärt bekommen haben, durchaus Sinn macht, dass er eine Diskussionsgrundlage ist, allerdings abhängig erstens vom Geld und zweitens von den Praterunternehmern. 

Das eine können wir selber beeinflussen, das ist das Budget. Das Budget können wir selber beeinflussen, wenn wir gemeinsam sagen, wir brauchen hier zukünftig mehr Mittel, damit es vielleicht ein bisschen schneller vorangeht, damit man vielleicht auch einigen Praterunternehmern, die ja nur darauf warten, dass sie abgesiedelt werden und vielleicht noch die eine oder andere ausgehandelte Ablöse kriegen, etwas zahlen kann. So ist das Leben halt einmal, das ist so, weil die Verträge so alt und rechtlich so ausgestattet sind. Ob es damals sinnvoll war, weiß ich nicht, das war vor meiner Zeit. Da wird man Geld in die Hand nehmen müssen, wenn man den Plan durchsetzen will, und ich bin der Meinung, es wäre für alle beteiligten und verantwortlichen Politiker günstig, mitzustimmen, dass man hier Geld in die Hand nehmen muss. Das ist überhaupt keine Frage. 

Vor allem gibt es ja zwei Drittel der Praterunternehmer, mit denen ich prinzipiell – das sage ich hier von dieser Stelle aus und das habe ich auch schon anderswo gesagt – hinsichtlich des Finanziellen überhaupt kein Mitleid habe, wenn ich weiß, was die jetzt zahlen, während alle anderen Unternehmen wesentliche höhere Pachtmieten zu zahlen haben. Alle anderen haben auch wesentlich andere Auflagen als die. Da frage ich mich, ob das so sein kann. Aber es ist halt einmal so, dass ein Drittel nicht will, ein Drittel wird es ausnützen, dass sie abgesiedelt werden können, die wollen beim neuen Konzept nicht mitspielen. Soll so sein. 

Da brauche ich aber Geld, meine Damen und Herren. Daher bitte ich Sie, dass Sie bei unserem Praterbudget hier mitstimmen. Es muss dem Herrn Vizebürgermeister und Finanzstadtrat möglich sein, dass er diese Mittel frei macht. (Beifall bei der FPÖ.)
Mir gefällt sehr gut im Masterplan, dass der Parkplatz wegkommt, die Garage wegkommt, dass endlich auch ein Parkhaus kommt, und zwar standortmäßig an sich sehr gut positioniert. Mir gefällt auch die Gastronomie, bei der ich sehe, dass man die ein bisschen anders einteilt. Mir gefallen die Wasserplätze, und vor allem eines ist wichtig, dass man die Liliputbahn vielleicht auch wieder als Verkehrsmittel einsetzt, vor allem im Hinblick auf die EM 2008. Es wäre sinnvoll, dass man hier vielleicht für die Verlängerung dieser Strecke, die ja sowohl von der Besitzerin als offensichtlich auch von der Stadt angedacht ist, Hilfestellung leistet. 

Auch dazu braucht man natürlich Geld, denn man muss das ja vorschießen. Man kann ja der Besitzerin nicht sagen, du baust jetzt da einen kleinen Bahnhof und dort einen, und vielleicht planen wir noch eine Verlängerung. Wenn, dann soll das in einem Guss sein. Die Liliputbahn soll ein Verkehrsmittel und ein Erlebnismittel sein für die Kinder, aber im Hinblick auf die EM 2008 und im Hinblick auf den Masterplan sollte sie eine wertvolle Bereicherung sein. 

Es freut mich, dass der Tobogan unter Umständen denkmalgeschützt wird. Das ist ein altes Wahrzeichen des Praters, das ich als Kind schon gekannt habe. Die meisten haben sich einen Schiefer eingezogen, wenn sie hinuntergefahren sind. Da hoffe ich ja, dass das in der Zukunft nicht sein wird, wenn es hier Projekte gibt, wie man das wieder richtig instand setzt.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, neben dem Budget werden Sie auch Sponsoren finden müssen, denn alleine das wird es nicht sein. Sie werden die Sponsoren ansprechen müssen aus der Gastronomie, aus dem Handel, aus den Versicherungen, aus den Banken, Bäckereien, aber auch aus der Glücksspielszene, die ja dort sicher nicht zu klein etabliert sein wird. Ich bin aber sicher, dass die gerne bereit sind, hier ihren Beitrag zu leisten, damit sie auch im Wiener Prater ihren Geschäften nachkommen können. 

Es ist nur zum Vorteil Wiens, diesen Masterplan durchzuführen. Der Flächenwidmungsplan ist, wie gesagt, nicht sinnvoll, daher lehnen wir diesen Flächenwidmungsplan ab. Wir sind der Meinung, Wien muss Geld zuschießen, denn wir haben nicht mehr sehr viel Zeit. 

Ich bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen im Sinne von Wien, im Sinne der Kinder, die dort gerne hingehen, im Sinne der Touristen, die dort noch vermehrt hingehen sollen, und im Sinne der Europameisterschaft 2008. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Novak hat sich gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich freue mich sehr, dass wir wieder einmal Gelegenheit haben, über den Prater zu sprechen, und werde auch gleich zu Beginn noch einmal den Versuch unternehmen zu erklären, dass der Masterplan kein Plan ist, den man auffaltet, so wie zum Beispiel den Flächenwidmungsplan, und aus dem man dann herauslesen kann, was am Ende wo passiert, sondern dass der Masterplan ein Prozess ist: Ein Entwicklungsprozess, ein Erhebungsprozess, ein Diskussionsprozess, ein Prozess, bei dem Projekte gemeinsam erarbeitet wurden, ein Brainstorming-Prozess und schlussendlich auch ein Prozess, bei dem einzelne Projekte vorgestellt werden, bei dem Rahmenrichtlinien für diese Projekte, für eine Vision, wie ein Themenpark ausschauen kann, erarbeitet werden. Damit ist der Flächenwidmungsplan auch ein Teil des Masterplanes, der als Prozess zu sehen ist. – Das einmal zum Ersten.

Zum Zweiten: Frau Kollegin von den Grünen, es gibt einen Unterschied zwischen diesem von mir erläuterten Masterplan des Prozesses mit einer Vision und einer Presseunterlage, also dem Papierl, das Sie da jetzt mitgehabt haben. (GRin Dipl Ing Sabine Gretner: Das ist eine Presseaussendung?) Das ist eine Presseunterlage. Eine Presseunterlage zeichnet sich dahin gehend aus, einen sehr komplexen Themenbereich relativ kurz, prägnant, eindeutig verständlich zusammenzufassen und als Unterlage Journalisten mitzugeben, die darüber Bericht erstatten wollen. Das ist nicht eine Unterlage für eine Fachkonferenz mit ExpertInnendiskussion und allem drum und dran, nein, es ist einfach eine Information für MedienmacherInnen, JournalistInnen, damit sie alles, was sie wissen müssen, um einen Artikel schreiben zu können oder einen Beitrag zu gestalten, auch mitbekommen. (GRin Dipl Ing Sabine Gretner: Das waren die Unterlagen zum Masterplan!) Das sind die Presseunterlagen, nicht der Masterplan. Schauen wir das an. Genau das, was Sie da haben – ich habe das auch, dieses Ding da –, ist die Presseunterlage. (GR Mag Rüdiger Maresch, eine Mappe in die Höhe haltend, auf der "Prater" steht: Das ist die Presseunterlage?) Da steht auch ganz genau alles drinnen. Da steht die Vorgeschichte drinnen, da steht drinnen, was alles geschehen ist, bevor man sich überhaupt dazu entschlossen hat und wie dieser Gemeinderat sich dazu entschlossen hat, den Herrn Mongon zu beauftragen, was alles passiert ist und so weiter und so fort. Das einmal zu diesem Papierl, aus dem die Frau Gretner immer gerne zitiert oder heute zitiert hat.

Zum Masterplan an sich und nochmals zusammenzufassend auch aus den vielen Diskussionen in den letzten drei Jahren: Was stand am Anfang? – Am Anfang stand eine Phase der Erhebung. Es waren wichtige Fragen, die es, bevor man überhaupt irgendeinen Planungsprozess, irgendeinen Brainstorming-Prozess einleiten kann, zu beantworten gilt. Das sind Fragen wie: Wie viele Besucherinnen und Besucher kommen in den Prater? Welche Attraktionen besuchen sie denn? Mit welchen Fahrgeschäften fahren sie? Welche Gastronomie bevorzugen sie? Wo kehren sie ein? Trinken sie ihr Bier und essen sie ihre Stelze im Schweizerhaus? Gibt es auch noch andere Gaststätten, wo sie hingehen? Gibt es BesucherInnen, die nur das Riesenrad konsumieren und sonst nichts? Und so weiter und so fort. Wie kommen diese BesucherInnen denn in den Prater? Kommen sie mit dem Autobus, kommen sie mit dem Privat-PKW, kommen sie mit der U-Bahn, mit der Straßenbahn, mit dem Fahrrad oder kommen sie zu Fuß? All diese Fragen stehen ganz zu Beginn und gehören beantwortet. 

Wenn man die beantworten kann, und zwar nach einer Erhebungsphase wirklich seriös beantworten kann, dann kann man sich überlegen: Wenn ich in meinem Themenpark so und so viel BesucherInnen habe, die im Jahr und dann auf täglich heruntergerechnet mit dem Auto kommen, mit dem Privatauto, dann werde ich Stellplätze brauchen. Kommen die mit der U-Bahn und dann zu Fuß, dann werde ich eine Eingangsdestination brauchen, die sie auch ein bisschen dorthin leitet, wo ich sie haben möchte und so weiter und so fort. 

Und da darf ich die Frau Gretner bitten, mir zuzuhören. Frau Gretner, es ist wirklich wichtig, Schauen Sie, weil Sie sich dann mit dem Plan leichter tun. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ist das jetzt eine Presseaussendung oder der Masterplan?) Nein, das ist ein Projekt. 

Dieser wunderhübsche bunte Plan ist ein Projekt aus der Masterplanung. Es gibt Teilbereiche im Masterplan, die sich mit dem Thema Information von Besucherinnen und Besuchern beschäftigen, denn sie sollten auch wissen, wo sich welche Attraktion befindet, sie sollten auch wissen, wo gibt es Gastronomie, wo bekomme ich was. Die sollten auch wissen, wo gibt es eine Toiletteanlage zum Beispiel – das sind ganz wesentliche Dinge –, wo kann ich mein Fahrrad abstellen oder wo findet sich der nächste Bankomat, um Geld abzuheben. Das ist ja eines der wichtigsten Dinge, dass die Besucherinnen und Besucher dort auch das Geld ausgeben. 

Also in diesem Plan finden sich Dinge, die die Frau Gretner vorher als eigentümlich bezeichnet hat, dass man sie da in dem Flächenwidmungsplan festschreibt. 

Ein Themenpark besteht ja bekanntlich nicht nur aus Fahrgeschäften alleine. Nein, da gibt es noch Wege, die diese Fahrgeschäfte miteinander verbinden, es gibt Plätze, wo man sich aufhalten kann, es gibt einen Eingangsbereich, den man hier auch erkennen kann und so weiter und so fort. 

Bei einem Weg, Frau Gretner, einer Straße oder auch der Allee des Ersten Mai muss es nicht immer so sein, dass eine Straße rechts eine Seite hat, links eine Seite hat und dann schnurstracks durchgeht. Nein, eine Straße kann – und das kann man sich bei der Musterstraße sehr gut anschauen – auch ein bisschen geschwungen sein, es kann ein bisschen Erlebnis ins Spazierengehen hineinkommen. Da kann ein Baum stehen, rund um diesen Baum können Bankerl sein, wo man sich kurz in den Schatten setzen kann, wo vielleicht irgendwer einem Kind, das quengelt, ein Flascherl geben kann, oder wo man sich einfach zwischen zwei Fahrgeschäften ausruht. Das kann ein Weg sein, der kann sehr breit sein, der kann aber auch ein bisschen schmäler werden.

Wasserflächen: Wasserflächen können nicht nur im öffentlichen Raum vorhanden sein in einem Themenpark, also ein Brunnen zum Beispiel, nein, Wasserflächen können auch – man glaubt es kaum – in einem Themenpark in einem Fahrgeschäft inkludiert sein. Also da kann es eine Wasserrutsche geben, da kann es ganz wilde Dinge geben. Leider sind Sie ja noch nicht so lang bei uns im Gemeinderat, dass Sie Gelegenheit gehabt hätten, bei der Ausschussreise dabei zu sein. Da hat nämlich auch die Kollegin Cordon es sehr genossen, die Wasserfahrgeschäfte vor allem auszuprobieren. Wir hatten, glaube ich, auch unseren Spaß dabei, aber vor allem konnten wir erkennen, es gibt große Wasserflächen in den Themenparks, die nicht unbedingt ein Brunnen sind. 

Also das sind alles so Bereiche, wo Sie anscheinend, weil Sie nur auf Flächenwidmungsplan und darauf, wie lese ich einen Flächenwidmungsplan, fixiert sind, nicht draufkommen, dass ein Themenpark und die Vision eines Themenparks ein bisschen was anderes sind als ein Flächenwidmung alleine, sondern dass die Flächenwidmung Teil eines Konzeptes für einen Themenpark ist. – Das einmal dazu.

Andere Bereiche der Masterplanung, die auch ganz, ganz wichtig sind, sind die Frage der Sauberkeit, die Frage der Beleuchtung, die Frage von Information. Letzteres habe ich schon erwähnt. Da gibt es einen Informationscorner, es gibt Broschüren. Es gibt – auch ein Projekt – neu im Prater junge Damen und Herren, die, mit der ordentlichen Information ausgestattet, die ein Besucher braucht, und gekennzeichnet mit den T-Shirts der Stadt Marketing und Prater Service GmbH dort vor Ort sind und Antworten geben. Auch eine wichtige Geschichte.

Das kommt Ihnen vielleicht alles irgendwie ein bisschen so vor, als wären das alles Peanuts. In der Summe ist es genau das, was ein Themenpark braucht. Neben den guten Attraktionen und Fahrgeschäften braucht es ein gemeinsames Konzept, in das Sicherheit, Sauberkeit, Besucherströme, Information, Zugang, Gastronomie, Parkplätze, Erholungszonen, Toiletteanlagen und so weiter sinnvoll hineingeplant sind. Das ist der Masterplan und nicht ein Ding zum Auffalten, das ähnlich wie ein Flächenwidmungsplan ist, wo man einfach etwas ablesen kann. (Zwischenruf von GR Marco Schreuder.) Bitte? (GR Marco Schreuder: In der Tagesordnung steht aber Flächenwidmungsplan!) Noch einmal, ich probiere es noch einmal: Der Masterplan ist ein Prozess... (GR Dr Herbert Madejski: Alle anderen haben es verstanden!) Alle anderen haben es verstanden? Okay. Also soll ich es lassen? Na gut. Wenn es alle anderen verstanden haben, nur einer nicht, dann ist es ja schon ein großer, großer Erfolg, denke ich. 

Ich freue mich auf jeden Fall, dass wir einen langen und sehr konstruktiven Prozess mit Höhen und Tiefen, wie das in einem Themenpark beim Hochschaubahnfahren manchmal auch so ist, abgeschlossen haben, dass viele, viele Projekte in der Umsetzung sind oder schon umgesetzt sind und viele hoffentlich noch sehr bald in die Umsetzung kommen. Ich glaube auch, dass es nur gemeinsam zwischen der Stadt Wien, den BesucherInnen, die als KundInnen auch ganz wichtig sind, und den UnternehmerInnen vor Ort in Zukunft zur Umsetzung kommen kann. 

Ich glaube auch, dass es bei der Finanzierung immer ein gemeinschaftliches Vorgehen braucht. Man sieht ja jetzt auch in den Bereichen der Musterstraße zum Beispiel, dass hier gemeinsam gearbeitet wurde, dass die Prater Service GmbH immer wieder sehr, sehr viel Geld in die Hand nimmt, auch – und das halte ich für besonders wichtig – in der Bespielung des Praters mit Events und zusätzlichen Kulturangeboten. 

All das, denke ich, wird den Prater, den ältesten Themenpark der Welt, in die nächsten 240 Jahre Erfolgsgeschichte führen. Ich bitte daher um Ihre Zustimmung zum heutigen Flächenwidmungsplan. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau Dipl Ing Gretner gemeldet.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Da Sie anscheinend nicht sehr aufmerksam zuhören und ständig die Fakten verdrehen: Ich habe bitte – Gott sei Dank habe ich es kopiert – die Beilagen, die wir im Ausschuss zur Verfügung hatten, also die Bezugsakten zum Flächenwidmungsplan. Inhalte Masterplan: Ein Plan Wegesystem, ein Plan Riesenradplatz, ein Plan Eingang Messestraße, viertens Rathauskorrespondenzmeldung vom 26.4.04: "Praterrenaissance: Die nächsten Schritte", fünfter Punkt: Studie Praterbesuch. Das war hier unter dem Titel "Inhalte Masterplan" für die Ausschussmitglieder vorliegend. Ich habe nicht davon gesprochen, was jetzt vorliegt. 

Wie ich jetzt aus Ihrer Wortmeldung erfahre, ist es auch nicht der Inhalt, sondern es ist nur die Pressekonferenzunterlage. Bitte dann frage ich mich, nachdem im Flächenwidmungsplan auf allen drei Seiten darauf Bezug genommen wird, dass der Masterplan die Grundlage war, warum wir die Grundlage noch immer nicht haben. 

Dann setzen wir es bitte von der Tagesordnung ab und beschließen den Flächenwidmungsplan heute nicht, wenn wir noch immer nicht die Grundlage haben. Wann kriegen wir den Masterplan, wenn das die Pressekonferenzunterlage ist? (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Karlheinz Hora: Sie verstehen das einfach nicht!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: War das ein Absetzungsantrag? (GRin Dipl Ing Sabine Gretner: Ja!) Das war ein Absetzungsantrag. 

Es ändert sich in der Reihenfolge eigentlich nichts, weil bei einem Absetzungsantrag auch die Redner reden können und der Berichterstatter. Und dem erteile ich somit das Wort einmal. (GR Mag Andreas Schieder: Ich verzichte!) Ein Absetzungsantrag ist das. 
Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ach so. – Ich glaube, das ist schnell beantwortet. Ich glaube, es macht wirklich Sinn, diesen Flächenwidmungsplan für den Prater heute zu beschließen. Daher bin ich natürlich nicht für die Absetzung des Flächenwidmungsplanes, sondern, ganz im Gegenteil, für die Beibehaltung auf der Tagesordnung und nachher auch Beschlussfassung mit möglichst großer Mehrheit.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren, der Herr Berichterstatter empfiehlt, die Postnummer 68 nicht abzusetzen. 

Wer sich der Empfehlung des Herrn Berichterstatters anschließen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit großer Mehrheit, gegen die Stimmen der Grünen, so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu einer Reihe von Abstimmungen. 

Wir beginnen mit fünf Abänderungsanträgen und kommen zunächst zum Abänderungsantrag der Grünen betreffend Flächenwidmungsplan 7776 und PKW-Stellplätze. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Zweiter Abänderungsantrag ebenfalls der Grünen betreffend Wegeführung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Dagegen waren die SPÖ und die Freiheitlichen. 

Abänderungsantrag der Grünen betreffend grüne Pufferzone. 

Auch hier bitte ich um ein Zeichen. – Das hat eine überwältigende Nichtmehrheit gefunden, um das einmal so auszudrücken. Nur die Grünen haben zugestimmt.

Abänderungsantrag der Grünen betreffend Höhenentwicklung der Gebäude. 

Bitte um ein Zeichen. – Das ist auch nur von den Grünen unterstützt. (Ruf bei den GRÜNEN: Und der Herr Hoch! – GR Alfred Hoch: Nein, nein!) Nein, der hat sich nur gekratzt. (Lebhafte Heiterkeit.)

Jetzt kommt der Abänderungsantrag der ÖVP und der SPÖ betreffend Wurstelprater. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist sozusagen einstimmig.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung des Poststückes. 

Wer für die Postnummer 68 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Grünen und der Freiheitlichen, so beschlossen.

Jetzt kommen noch die vier Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste ist von den Freiheitlichen bezüglich Praterbudget. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von den Freiheitlichen und der ÖVP unterstützt, somit die Minderheit.

Der zweite ist der Beschlussantrag der Grünen betreffend öffentlicher Raum. Hier wurde ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden; gegen die SPÖ und die Freiheitlichen.

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen betrifft das Verkehrskonzept. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrages an den zuständigen Ausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zum letzten Antrag. Es ist dies ein Antrag der ÖVP betreffend Erstellung eines Verkehrskonzeptes für den Wiener Prater. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss Stadtentwicklung und Verkehr und Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um Zeichen. – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. 

So, damit ist diese Post erledigt. 

Es gelangt die Postnummer 60 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7711 im 13. Bezirk. 

Es liegt hier keine Wortmeldung vor. Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, so beschlossen. 

Nunmehr gelangt die Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7459 im 23. Bezirk, KatG Rodaun. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es hier einen Berichterstatterwechsel zu Mag Schieder gibt. Die Debatte wird später stattfinden. Der Herr Berichterstatter leitet einmal ein.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Trotz des Wechsels bleibt die Einleitung gleich, und ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann nicht nur Pläne lesen, ich kann auch Briefe von AnrainerInnen und BürgerInnen der Stadt lesen. Bei diesem Plandokument geht es darum, dass vorgesehen war, eine weitere relativ große Geschäftsfläche eigentlich direkt im Zentrum von Mauer anzuordnen. Man hat jetzt ein bisschen zurückgerudert, weil man natürlich die Bevölkerungsproteste auch irgendwann mitbekommen hat, und streicht jetzt eine Festsetzung. Das finden wir löblich und positiv, was aber nichts an der Tatsache ändert, dass man durch diese Umwidmung ein Geschäftslokal direkt im Zentrum ermöglicht, wogegen nichts zu sagen wäre, allerdings haben die auch 100 Stellplätze vorgesehen. Die Anrainer dort sind jetzt schon durch den Verkehr sehr stark belastet und hätten sich gewünscht, dass man diese Stellplätze reduziert. 

Das ist auch der Grund, warum wir – trotz des Abänderungsantrages – dieses Plandokument ablehnen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Hoch.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch wir werden dieses Plandokument 7459 ablehnen. Der Grund ist, ähnlich wie bei der Frau Dipl Ing Gretner, die Stadtplanung gerade in diesem Bezirkteil. Das sind Bezirke, die kein wirkliches Ortszentrum mehr haben. Da gibt es durch die geographische Nähe zur Shopping City fast keine Nahversorgung mehr. Da muss man mit der Stadtplanung ein bisschen behutsamer vorgehen. 

Die Stadt hat jahrzehntelang zu wenig Augenmerk auf die Erhaltung der entsprechenden Einkaufsinfrastruktur gelegt. Gerade in dem Gebiet – ich habe mir das selber sehr eingehend angeschaut – setzt sich die Struktur zur Gänze aus Supermärkten und Handelsketten zusammen. 

In Wirklichkeit geht es bei dem 7459er um eine Übersiedlung eines Supermarktes in eine Gegend, in der die Anrainer eigentlich den Eindruck haben, dass sie schon genügend solche Einrichtungen haben. Man hat jetzt seitens des Ausschusses zwar ein bisschen umgedacht, und es wird dann einen Abänderungsantrag geben. Wir begrüßen das Einlenken, denken aber, dass dieser Abänderungsantrag zu wenig weit geht. 

Was uns stört, ist, dass man in dieser Flächenwidmung eine Schutzzone berührt, und Lebensmittelketten in Schutzzonen sind, glaube ich, nicht genau das, was wir wollen. Für uns sind Schutzzonen als solche zu behandeln, und sie sollen eben nicht durch irgendwelche Widmungen durchlöchert werden, die dem Grundgedanken eine Schutzzone widersprechen. 

Wir fordern ganz allgemein – das ist jetzt abseits dieses Plandokuments –, dass man in Zukunft bei anderen Widmungen die Schutzzonenbestimmungen besser einhält. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mit Beschlussfassung des vorliegenden Plandokuments 7459 sollen für ein Kerngebiet von Rodaun im 23. Bezirk, das größtenteils aus Wohngebiet mit einem sehr hohen Grünanteil und hohem Wohnwert besteht, der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, aber auch eine Schutzzone wieder neu festgesetzt werden. Dabei steht es außer Frage, dass dieses intakte Ortsbild auch weiterhin erhalten und geschützt werden soll. 

Wenn Sie sich das Plandokument im Detail ansehen, werden Sie erkennen, dass der Bau- und Nutzungsbestand, die historischen Gebäude und Ensembles weiterhin gesichert sind und dass die Bebauungsstruktur und das ortsspezifische Erscheinungsbild auch unter Rücksichtnahme auf das charakteristische Ortsbild und den Vegetationsbestand erhalten bleiben. Daher soll für den Bereich des alten Ortskerns von Rodaun natürlich wieder die Ausweisung einer Schutzzone vorgeschlagen werden. – Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt ist, dass bei der Bearbeitung dieses Plangebietes selbstverständlich auch großer Wert auf die Sicherung der übergeordneten Grünräume, auf die Erhaltung des durchgrünten Charakters dieses Plange-
bietes, auf den Ausbau des Radwegenetzes, auf das Lückenschlussprogramm des Radverkehrsnetzes, aber auch – das ist es, was den Anrainerinnen und Anrainern wesentlich ist – auf die Verbesserung der Infrastruktur und Nahversorgung gelegt wurde. 

Daher soll zum Dritten zur Vorsorge für eine Nahversorgungseinrichtung im Eckbereich Ketzergasse/Willergasse die Widmung Bauland, gemischtes Baugebiet mit dem Zusatz Geschäftsviertel festgesetzt werden. Dies ermöglicht die Errichtung einer Nahversorgungseinrichtung in der Größenordnung von knapp 1 000 m² in der Bauklasse I, beschränkt auf 6 m. Also von einer überdimensionierten Größenordnung kann man da wirklich nicht sprechen. 

Die Wortmeldungen der Vorredner haben mich insofern überrascht, weil in der Bezirksvertretung im März dieses Jahres der Antrag eigentlich von allen Fraktionen einstimmig beschlossen wurde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Projekt der Nahversorgungseinrichtung mussten selbstverständlich Verkehrsgutachten, Emissionsuntersuchungen bezüglich Lärm und Schadstoffe vorgelegt werden. Das Projekt wurde auch im Detail, weil es sich eben um ein Projekt in einer Schutzzone handelt, mit der Magistratsabteilung 19 abgestimmt. Eine Umwelt- und Raumverträglichkeitsprüfung musste ebenso nachgewiesen werden. 

Weiters ergibt sich, dass bei diesem projektierten Nahversorgungsstandort für die nicht von Gebäuden bestandene Liegenschaftsfläche eine Begrünung von knapp über 50 Prozent, also auch ein relativ hoher Wert, vorhanden sein muss.

Ich möchte auf den neuen Standort aber auch deshalb noch eingehen, weil er, wie es ja erwähnt wurde, ein Ersatz für einen bestehenden Einkaufsmarkt in der Willergasse 23 ist. Hier hat es möglicherweise im Vorfeld der Diskussion das eine oder andere Missverständnis gegeben, das mag sein, er ist aber dennoch ein Ersatz für diesen Standort, was wir dann mit einem Abänderungsantrag auch noch entsprechenden dokumentieren werden. 

Dadurch kann auch von einem annähernd gleichen Bedarf und einer gleichen Kundenfrequenz ausgegangen werden. Diese neue Einrichtung ist eben auch ein Ersatz für einen Markt, der nicht mehr den modernen Anforderungen entspricht, der nicht barrierefrei ist, der für ältere Menschen sehr schwer zu erreichen ist. Daher bin ich aber auch – im Unterschied zur Kollegin Gretner – der Meinung, dass es auch aus planerischen Gesichtspunkten sehr wohl Sinn macht, diesen kleinen Einkaufsmarkt nicht irgendwo auf die grüne Wiese zu stellen, wo man dann in der Tat diesen Einkaufsmarkt möglicherweise nur mit dem Auto erreichen könnte, sondern dass dieser Einkaufsmarkt direkt im Zentrum, eben auch zu Fuß erreichbar, errichtet werden soll. 

Um die Verlagerung der Verkaufsstätte von der Willergasse Ordnungsnummer 23, Ambrosweg, an den neuen Standort noch einmal zu unterstreichen und zu dokumentieren, soll daher für die Liegenschaft Willergasse Nr 23 die zusätzliche Ausweisung als Geschäftsviertel entfallen. Die mit Fluchtlinien abgegrenzte bebaubare Fläche soll auf den Bestand reduziert werden.

Dies ist auch der Inhalt eines Abänderungsantrages, der Ihnen vorliegt, den ich gemeinsam mit den Kollegen Schieder, Hoch und Stiftner einbringe und Sie um Ihre Zustimmung ersuche. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir können zur Abstimmung kommen, und zwar vorerst einmal über diesen gerade referierten Abänderungsantrag der SPÖ und der ÖVP.

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Einstimmig so beschlossen.

Wir können auch gleich das Poststück abstimmen. 

Wer für die Postnummer 61 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, so beschlossen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Die ÖVP hat auch dagegen gestimmt!) Die ÖVP auch?

Darf ich noch einmal um die Abstimmung bitten? – Okay. Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten so beschlossen. (Heiterkeit.)

Es gelangt nunmehr die Postnummer 63 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7522 im 10. Bezirk.

Es hat sich niemand zu Wort gemeldet. Wir können gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für die Postnummer 63 ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, so beschlossen.

Die Postnummer 67 ist aufgerufen, Plandokument 7717 im 17. Bezirk. Es liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor.

Wer für die Postnummer 67 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, beschlossen.

Postnummer 70 kommt zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vereinbarung zwischen der ÖBB – Infrastruktur Bau AG und der Stadt Wien bezüglich Standortentwicklungskonzept Wien-West.

Hier gibt es einen Berichterstatterwechsel zu Mag Schieder, der einleitet.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Maresch hat sich zu Wort gemeldet.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Bei dem Masterplan Westbahnhof und allem, was da vorkommt – jetzt muss man sich überlegen, ob man Masterplan sagen kann, zumindest steht Masterplan Wien-Westbahnhof drauf –, da kann man schon eines sagen, da gibt es A-, B- und C-Teile. Das einzige, was sicher ist, ist, dass da nichts sicher ist bei diesem Ding. Das haben wir schon bemerkt. 

Es gibt durchaus einige Dinge, die uns ganz gut gefielen, und zwar vor allem die Grünbrücken über den Westbahnhof, weil ja der 15. Bezirk quasi zerrissen ist durch die Westbahn und den Westbahnhof im Besonderen, aber was man sicher sagen kann, ist, dass die Grünbrücken nicht kommen werden. Grund ist: Die ÖBB und die Entwickler haben kein Geld, deswegen gibt es im Moment nur die Entwicklung im Teil A und einen Teil einer Bundesstraße, die B224, die ja eigentlich die Südautobahn mit dem Europaplatz verbinden sollte. Das gefällt uns natürlich nicht so, dass nur dieses Stück auf der Felberstraße jetzt entwickelt werden soll. – Das ist einmal das eine.

Das Zweite, was mich immer wieder stört und was ich mich frage bei solchen riesigen Projekten – abgesehen davon, dass es natürlich keine Strategische Umweltprüfung gibt, obwohl es nicht uninteressant wäre, diese durchzuführen –: Haben so große verkehrsrelevante Projekte oder Einkaufszentren Kyoto-Protokoll-Relevanz oder nicht? Das kann man mittlerweile ausrechnen, da gibt es Rechenmodelle, aber das passiert da überhaupt nicht. 

Wenn wir das ernst nehmen und auch die Kritik an der Bundesregierung – und die Sozialdemokratie kritisiert auch eifrig die Bundesregierung, und ganz, ganz oft zu Recht –, dann müsste man sich überlegen, warum Österreich das Kyoto-Ziel weit verfehlt hat. Da gibt es einen Grund dafür: Dass man ganz lustig Projekte da hin baut – ob es jetzt Bürohochhäuser sind oder große Straßenprojekte, ganz egal –, aber es wird nicht geprüft und es ist im Grunde genommen der Politik völlig egal, ob das Kyoto-relevant ist oder nicht.

Irgendwann einmal ist Zahltag, und da kann man nur hoffen, dann nicht in der Bundesregierung zu sein, wenn dieser Zahltag kommt, denn das wird teuer werden. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Man muss die Verantwortung übernehmen!) Das kann man immer leicht sagen, wenn man vorher alles hinuntergeritten hat, dass man dafür die Verantwortung übernimmt. Ich bin schon gespannt, was die ÖVP sagt, wenn die nächste Regierung kommt und man muss viel zahlen, wer dann verantwortlich dafür war, dass man so viel zahlen muss und dass man in Wirklichkeit einige böse Dinge getan hat. Aber am Schluss war es dann keiner, und das einzige, was man sagen kann, ist, dass es Fotos in der Zeitung gibt, auf denen es so ausschaut, als ob der Herr Schüssel Fußball spielen könnte. Das kann man sagen, das ist das einzige, was sicher ist. (GR Jürgen Wutzlhofer: Das kann er sogar besser als Politik betreiben!) Genau. Der Kollege Aigner als bekannter Austrianer wird wahrscheinlich auch noch wissen, dass der Ball rund ist. Das ist eine weitere wichtige Aussage, die man treffen kann. 

Aber jetzt zurück zum Westbahnhof. Noch einmal: Wir glauben oder wir sind eigentlich ganz sicher, dass das Projekt, so wie es uns hier vorliegt, nicht das beste aller Projekte ist, und werden deshalb diesem Tagesordnungspunkt nicht zustimmen. 

Aber ich möchte bei dieser Gelegenheit einen Antrag einbringen, und zwar betreffend die Erstellung einer Machbarkeitsstudie für ein City-Maut in Wien. Das wird Sie wahrscheinlich noch viel weniger freuen. Aber der Grund ist, dass wir eine international besetzte Enquete mit Stadträten und Gemeinderäten aus betroffenen Städten gemacht haben. 

Von der Londoner Stadtregierung – dort gibt es eine rot-grüne Stadtregierung – war Murad Qureshi hier, und der hat uns das Projekt, was heißt das Projekt, die Tatsache vorgestellt, dass es in London die City-Maut gibt. Eine Gemeinderätin von den GRÜNEN aus Stockholm war auch da. Sie hat ihr Programm vorgestellt. Auch dort gibt es eine rot-grüne Stadtregierung. 

Wir waren eigentlich ganz begeistert, welche Ergebnisse so eine City-Maut oder Stau-Maut in beiden Städten erzielt hat. Es war interessant, weil beide Städte zumindest das damit erzielt haben, was die Stadt Wien bis jetzt nicht zusammengebracht hat, eine Reduktion des Feinstaubproblems beziehungsweise der Vorläufersubstanzen für Ozonbelastung und auch der Stickoxide, und zwar immerhin um 12 Prozent. Da würden die Wiener viel darum geben, wenn das zusammengebracht worden wäre. 

Was weiters interessant war: In der Mautzone in London hat es immerhin eine Verkehrsreduktion von 18 bis 22 Prozent gegeben. Das hat in Wien nicht einmal die viel gerühmte Parkraumbewirtschaftung bis jetzt zusammengebracht.

Da bin ich schon bei der Parkraumbewirtschaftung, denn hinter mir sitzt der Berichterstatter, der natürlich auf meine Presseaussendung gleich eine draufgesetzt hat. Dazu muss ich nur sagen, es war immerhin schon die sechste Sitzung der Parkraummanagementkommission und nicht die erste Sitzung, aber ganz egal. Der Punkt war: Wir glauben, dass die Stadt viel zu zögerlich vorgeht bei der räumlichen wie der zeitlichen Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung einerseits, andererseits muss man ja mittel- bis langfristig planen, und ich nehme einmal an, dass die Stadtplanerinnen und ‑planer und auch die SPÖ das auch tun. Es gibt zumindest schon sehr, sehr gute Ansätze im Masterplan Verkehr, nur das berühmte letzte Kapitel "Wie geht es weiter nach der Parkraumbewirtschaftung?", das ist irgendwie verschwunden. Wobei das Wort City-Maut, Stau-Maut nicht vorgekommen ist, sondern eine sehr, sehr kryptische Formulierung. Aber immerhin, es gibt offensichtlich Tendenzen in der Stadt oder in der Planungsabteilung der Stadt, wo man sich solche Sachen überlegt. 

Deswegen glauben wir, hier richtig anzudocken mit einem Antrag betreffend Erstellung einer Machbarkeitsstudie für eine City-Maut für Wien, und zwar deswegen, weil wir glauben, dass wir, wenn die Stadt Wien mit der Parkraumbewirtschaftung so wie London und Stockholm nicht weiterkommt, dann einen Plan brauchen, und der Plan kann nur heißen: Weitere Maßnahmen. 

Da kann man das Modell London oder Stockholm sicherlich nicht eins zu eins übernehmen, aber man sollte sich überlegen, was da zu tun ist. Und das ist unserer Meinung nach eine Machbarkeitsstudie über eine City-Maut in Wien, die man natürlich nicht gleich umsetzen wird, weil man sinnigerweise zuerst einmal die momentanen Möglichkeiten ausnützen und ausreizen sollte, aber damit gibt es wichtige Erkenntnisse, welche Möglichkeiten es gibt für die Zeit, wenn das nicht mehr ausreicht. Und deswegen unser Antrag.

Es ist uns deswegen wichtig, so einen Antrag auch bei diesem Tagesordnungspunkt hier zu stellen, weil, wie man bei anderen Tagesordnungspunkten schon gesehen hat, kurzfristige Planungen nicht immer das Gelbe vom Ei bringen. 

Noch einmal: Sowohl im STEP als auch im Masterplan Verkehr gibt es Ansätze für Mittel- und Längerfristiges, und deswegen unser Antrag. – Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Univ Prof Dr Pfleger. Ich erteile es ihm.

GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Hohes Haus! 

Herr GR Mag Maresch, ich danke für den unglaublichen Bogen, den Sie gerade bei diesem Aktenstück gespannt haben. Es ist hochinteressant. Sie haben – und ich gehe jetzt schon ins Detail – von A-, B-, C-Ab-
schnitten und Sektoren gesprochen, von Grünbrücken und Einkaufszentren. Herr Mag Maresch, das sind alles Dinge, die im Masterplan stehen. Und ich kann jetzt nur sagen, meine sehr verehrten Damen und Herren, in der 45. Sitzung des Wiener Gemeinderates vom 1. Juli 2004 wurde gerade dieser Masterplan hier im Hause einstimmig beschlossen, also auch mit den Stimmen der Grünen. Ich bin also sehr verwundert, dass Sie jetzt auf einmal anfangen, hier davon zu sprechen. Ich muss auch sagen, Herr Mag Maresch, darum geht es ja hier bei dem Akt, wie Sie wissen, überhaupt nicht.

Es geht aber auch nicht darum, vom Feinstaub zu sprechen, es geht jetzt auch nicht um die City-Maut, es geht auch nicht um die Parkraumbewirtschaftung. Es ist erstaunlich für mich, Herr Mag Maresch, welchen Bogen Sie hier spannen in diesem Zusammenhang. 

Ich komme also jetzt zurück zu unserem eigentlichen Akt, und um den geht es ja. Ich darf sagen, dieser Akt ist eigentlich nur ein kleiner Schritt hier im Hause, aber doch ein großer Schritt für die neue Zukunft, wenn Sie so wollen. Dieses Geschäftsstück ist nämlich die Grundlage für den Start für das Großprojekt Westbahnhof, denn diese Post ist in Wahrheit nichts anderes als eine Vereinbarung zwischen der Stadt Wien, MA 28, und der ÖBB – Infrastruktur Bau. In dieser Vereinbarung, meine sehr verehrten Damen und Herren, geht es im Wesentlichen um drei Vorgangsweisen:

Erstens: Ausbau der Felberstraße lediglich in diesem Abschnitt von der Gürtelstraße bis zur Hackengasse;

zweitens: Übertragung der bisher vorliegenden Grundflächen in das öffentliche Gut der Stadt Wien;

drittens geht es auch um einen Kostenbeitrag, nämlich 1 Million EUR, den die ÖBB für das Projekt Felber-
straße entrichten sollen, und mehr nicht. Denn der Ausbau der Felberstraße ist erst Anfang 2007 erforderlich, damit der von der ÖBB - Infrastruktur Bau gemeinsam mit der Stadt Wien entwickelte Masterplan Wien-Westbahnhof, den Sie ja mit beschlossen haben, umgesetzt werden kann.

Das betrifft daher nichts anderes als Straßendetailplanungen sowie Grundtransaktionen, die eingeleitet werden können. Und erst mit dem Abschluss dieser vorgenannten Leistungen kann die Ausschreibung für die Bauarbeiten des Projektes Felberstraße durchgeführt werden: Nicht mehr und nicht weniger. Es geht also um keinen Feinstaub, es geht auch nicht um Parkraumbewirtschaftung oder sonstige Dinge. 

Die Aufwendungen selbst beziehen sich jetzt etwa auf ein Straßenbauprojekt mit einer Summe von 3,6 Millionen EUR. Die ÖBB sollen davon, wie gesagt, einen Anteil von 1 Million EUR entrichten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich aber doch, Herr Mag Maresch, weil Sie ja so viel jetzt vom Masterplan zitiert und gesprochen haben, eines sagen: Die Wichtigkeit liegt nämlich in der Planungshistorie. Lassen Sie die jetzt vielleicht Revue passieren. Es war da zunächst einmal eine Idee, und mit dieser Idee wurde bereits 2002 ein Wettbewerb durchgeführt, das war der so genannte städtebauliche Wettbewerb Wien-West, wie Sie sich vielleicht erinnern können. Gegenstand des Verfahrens war die Erlangung eines städtebaulichen Leitbildes für das Areal Wien-Westbahnhof auf diesen Teilgebieten A, B, C, die Sie auch zitiert haben. Dieses städtebauliche Leitbild sowie weitere Verfahrensschritte haben ja dann die Grundlage für den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan gebildet.

Der Wettbewerb wurde als einstufiger, anonymer, offener städtebaulicher Wettbewerb EWR-weit ausgelobt. Ab 2002 gab es diverse Verfahrenstermine. Da hat es im August 2002 eine Jury gegeben, dann haben wir die Unterlagen hinausgegeben, dann wurden die Unterlagen im November abgegeben, und in zwei Jurysitzungen im Dezember 2002 wurde unter Experten dann genau die Lösung, die jetzt angedacht ist, ausgelobt.

Ich erinnere, das waren namhafte Experten. Es war der Architekt Univ Prof Leiner, es war der Univ Prof Krischanitz, es war die Frau Architektin Mag Spinadel, es war natürlich StR Schicker dabei, es war Planungsdirektor Prof Klotz dabei, es war auch der 15. Bezirk vertreten in Form des Herrn Bezirksvorstehers und auch der damalige Generaldirektor der ÖBB, Herr Dipl Vw Rüdiger vorm Walde. Gewinner dieses Projektes waren Neumann & Steiner, die Architekten und Ziviltechniker, die hier diese interessanten Vorschläge gemacht haben. – So weit, so gut.

Meine Damen und Herren! Basis für die Entwicklung des Westbahnhofgeländes ist der von der ÖBB gemeinsam mit der Stadt Wien erstellte und, wie erwähnt, im Wiener Gemeinderat am 1. Juli 2004 beschlossene Masterplan, bei dem es dann im September 2005 nur noch ganz kleine Änderungen gegeben hat. Der Masterplan sieht eben neben der Schaffung von zahlreichen Bauplätzen auch die Errichtung der Hauptstraße B224 vor und unterteilt genau dieses Areal Wien-West dann in diese drei Teilgebiete, die Sie ja angesprochen haben mit A, B und C, und die ÖBB wollen eben jetzt zunächst einmal das Teilgebiet A kurzfristig entwickeln. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Grundgedanken beim Masterplan waren – darauf will ich vielleicht auch noch ganz kurz eingehen – folgende: Der Wiener Westbahnhof und sein Umfeld sind prädestiniert, ein städtebaulicher Entwicklungspunkt und Verkehrsknotenpunkt für den öffentlichen Verkehr und für den Individualverkehr zu werden. Es gilt, ihn zu verbessern, aber die gesamte Gegend hier hat natürlich einen Modernisierungsschub notwendig. Und so soll sozusagen mit dem Bahnhof dieser stattfinden und damit, wenn Sie so wollen, ein städtebauliches Vakuum beendet werden. Es soll also ein moderner Verkehrsknoten errichtet werden und eine Stadtentwicklung stattfinden. 

Die Antwort auf diese Herausforderung erfolgte genau durch diesen Masterplan. Die Entwicklungsprinzipien waren dabei positive Impulse für die städtebauliche Gesamtsituation. Es gilt, eine neue Quartierbildung mit hoher Wohnqualität, also auch eine verbesserte Aufenthaltsqualität genau im Bereich zwischen Felberstraße und Mariahilfer Straße, zu schaffen, mit dem Ziel, auch das Zusammenwachsen der Bezirksteile zu fördern. Es sollte daher diese urbane Energie, die von so einem Bahnhof ausgeht, genutzt werden.

Da waren natürlich jetzt einige Auflagen dabei, das darf ich in Erinnerung rufen. Die denkmalgeschützte Bahnhofshalle zum Beispiel ist in ihrer Wirkung zu erhalten. Es sollte auch die maßstäbliche Einbindung der Baumassen bewerkstelligt werden. Es sollte möglich sein – und das ist das, was Sie auch angesprochen haben –, eine etappenweise Realisierbarkeit sicherzustellen, um – jetzt geht es ja schließlich ums Geld – auch die selbstständige Verwertbarkeit von Bauplätzen erreichen zu können.

Das heißt, dass man doch relativ begrenzte Spielräume hatte und wirtschaftlich vertretbare Ausbaumaßnahmen zustande bringen musste. Doch ich glaube, dass die Umsetzung dieses Grundgedankens sehr, sehr gut gelungen ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die aktuellen baulichen Anpassungen, die es doch gegeben hat, sind durchaus interessant. Zu jenen, die noch kommen werden, nachdem die Voraussetzungen durch den heute zu beschließenden Akt geschaffen werden, gehört etwa das Atriumkaufhaus, das hier geschaffen wird, der Zugang von der Mariahilfer Straße in die Erdgeschoßzone, der gegenüber dem Masterplan sogar noch verbessert und angepasst wurde, diverse Detailmaßnahmen mit Zufahrtsmöglichkeiten, die verbessert worden sind, und eben dieser erste Teil der Planung der Felberstraße, den wir heute beschließen werden.

Ich darf daher sagen, meine Damen und Herren, der 15. Bezirk hat damals auch durchaus Auflagen gegeben, es wurde ja bei der Planung vorgelegt. Die Wünsche, die im 15. Bezirk geäußert worden sind, sind ganz wichtig. Da hat es auch geheißen, dass die Darstellung der Fußgänger- und Verkehrsströme offengelegt werden soll, die Verkehrsorganisation sollte noch einmal angeschaut werden, dass auch zusätzliche Kiss- und Park and Ride-Plätze in der Langauergasse angedacht werden sollen, dass die Polizeiinspektion zentral und sichtbar gestaltet werden soll und dass auch, nicht uninteressant, Abbruchsmaterialien, die ja hier gigantisch anfallen werden, durchaus auch mit der Bahn wegtransportiert werden sollen.

Sie sehen, meine sehr verehrten Damen und Herren, es wurde vieles bereits zusätzlich jetzt zum Masterplan, zusätzlich zu den ersten Baustufen angedacht. Und dass all dies möglich ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, Hohes Haus, diese Entwicklung dann der Baustufen des ersten Traktes sozusagen, des Bahnhofes selbst, um all das geht es heute bei diesem Vorprojekt zur Einleitung all dieser Maßnahmen; nämlich, das ist der Ausbau der Felberstraße bis zur Hackengasse, die Übertragung der erforderlichen Grundflächen und der Kostenbeitrag der ÖBB. Deshalb habe ich gesagt, eigentlich nur ein ganz kleiner Beschluss hier im Hause, aber mit großen Auswirkungen. 

Ich darf daher den Berichterstatter ersuchen, abstimmen zu lassen, und möchte Ihnen die Zustimmung zu diesem Akt empfehlen. – Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Maresch konsumiert seine zweite Wortmeldung. Bitte schön.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Werte Damen und Herren!

Der Herr Kollege Pfleger hat uns ganz lang den Masterplan erklärt und war dann verwundert, wie ich, obwohl er ganz lang den Masterplan erklärt hat, sozusagen den Bogen schlagen kann zur City-Maut. Das ist schon interessant. 

Aber beim Masterplan Wien-Westbahnhof, wenn ich mich recht erinnere, jetzt habe ich ihn da, steht 15.3.2004, ein schöner Plan, keine Frage. Das Problem war, da waren die Grünbrücken drinnen, die ich zuerst erwähnt habe, und sozusagen die Verbindung vom nördlichen zum südlichen Teil im 15. Bezirk.

Dann hat es eine Studie vom Büro Rosinak gegeben über die Verkehrsentwicklung, die auch sehr interessant war, die eigentlich für mich ein bisschen so war, wie wenn man von außen auf was unten Liegendes hinschaut. Als Verkehrsentlastung war es eigentlich für den 15. Bezirk nicht gedacht, sondern es ist eine Entwicklung des Westbahnhofes gewesen. (Zwischenruf von GR Univ Prof Dr Ernst Pfleger.) Ich komme schon noch darauf, keine Sorge, Kollege Pfleger. 

Der Punkt, warum wir damals zugestimmt haben, war, weil eigentlich, und zwar der Teil B und C, für uns bedeutet hat, dass es sozusagen ein städteplanerisch größerer Wurf war. Jetzt haben wir aber letztes Mal im Planungsausschuss gehört und auch schon vorher, dass es für den Teil B und C kein Geld gibt. Das kommt nie. Das erleben wir nicht mehr (Zwischenruf von GR 
Univ Prof Dr Ernst Pfleger), wir beide nicht mehr, weil die ÖBB kein Geld hat, also macht man sicherheitshalber Teil A. Aber A war genau der Punkt, den ich ein bisschen angezweifelt habe, und zwar: Es gibt, glaube ich, keinen Punkt der Stadt, der mit Öffis so gut erreichbar ist wie der Europaplatz – keinen. Da gibt es die U6, es gibt die U3, es gibt die Schnellbahn und die Westbahn, es gibt ganz viele Straßenbahnlinien. Trotzdem ist der Europaplatz der am meisten frequentierte Platz von Wien, wenn man vom Verkehr spricht, und jetzt legen wir dort eine Verlängerung zur Südautobahn hin, nicht ganz diesmal, und zwar die B224. Die kommt dort hin plus jede Menge Garagen. Und da sage ich Ihnen, lieber Kollege Pfleger: Es hat einen Planungsausschuss gegeben am 7.6.2006, und da ist dieser Masterplan verändert worden. Und zwar nicht so, wie es uns freut, sondern wie Sie es vielleicht freut. Sie sagen heute, und das war das Verräterische, die Zufahrt dorthin ins Einkaufszentrum wird verbessert.

Also jetzt habe ich gerade festgestellt und Sie werden mir Recht geben, der Europaplatz und der Westbahnhof ist der öffentlich am besten erreichbare Platz von Wien. Noch viel besser als der Stephansplatz, viel besser, und trotzdem nageln Sie dort hinein Garagen im Ausmaß von 1 000 Stellplätzen. Jetzt denke ich mir, wenn an der Oberfläche dafür Raum für die Bevölkerung geschaffen wird, für die RudolfsheimerInnen und für die FünfhauserInnen, wenn wir es einmal so trennen, wäre das noch in Ordnung gewesen. Aber das passiert nicht, das passiert einfach nicht. Rund um die Stadthalle gibt es jetzt die Untersuchung, 65 Prozent der Stellplätze sind danach ausgelastet. Was passiert mit dem Rest? Na nichts, die werden dann wieder zugemacht von anderen Autos, wie das in der Stadt ist. 

Und dann wundern Sie sich, warum wir dem nicht zustimmen. Sie haben kein Stellplatzkonzept, überhaupt keines. Sie haben in Wirklichkeit die guten Teile des Masterplanes einfach weggelassen, und dann wundern Sie sich, wenn wir sagen, wir brauchen in Wirklichkeit ein Regulativ für Stellplätze in Wien, das vielleicht – und das muss man sich eben anschauen – über die Parkraumbewirtschaftung hinausgeht.

Also noch einmal: Der Masterplan ist verändert worden, und zwar so, wie er uns nicht gefällt, A, B. Wir sind ja keine Vasallen der SPÖ, wenn wir einmal zugestimmt haben, dass wir, auch wenn es dann schlechter wird, weiterhin zustimmen müssen. Wir denken uns eigentlich, dass mittelfristig nach der Parkraumbewirtschaftung vielleicht auch was kommen könnte, worüber man nachdenken kann. Und wir hätten eben gerne, dass es drinnen geblieben wäre im Masterplan Verkehr, und weil es nicht drinnen geblieben ist, verlangen wir eine Machbarkeitsstudie, die uns vielleicht aufzeigt, was dort und auch im 15. Bezirk passieren kann. 

Und damit wir heute ein bisschen früher heimkommen, höre ich jetzt auf. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich weiß auch, dass die nächste Post schon auf ihre Behandlung wartet, trotzdem ein paar Anmerkungen, um die Dinge im richtigen Rahmen zu belassen. 

Die Veränderungen vom ursprünglich beschlossenen Masterplan zum vorliegenden sind nahezu marginal. Es geht in Wahrheit um drei Bereiche. Das eine ist eine neue Bauplatzaufteilung, die auch eine Veränderung der Bruttogeschoßfläche um 0,03 Promille, nämlich um genau 100 m², ausmacht. Weiters geht es um eine neue Aufteilung dieser Bauplätze und der Bauphasen, dann um eine Veränderung in der Erschließung der Garagenfrage, der Anlieferung und der Taxifrage, die auch damit zu tun hat, dass die ÖBB einen Vertrag hat bezüglich der dort bestehenden Garage, die im ursprünglichen Masterplan anders eingeschätzt wurde. Also erstens klar erkennbare und zweitens absolut marginale und vernachlässigbare Veränderungen.

So gesehen, kann ich die Diskussion diesbezüglich nicht nachvollziehen, sondern der Masterplan, der hier vorliegt, ist auch jener, der ursprünglich beschlossen wurde. 

Worum geht es aber beim heutigen Akt, und das ist also das Entscheidende. Es geht um den Ausbau der Felberstraße zwischen Gürtel und Hackengasse. Es geht darum, dass unentgeltlich und lastenfrei die Grundflächen von der ÖBB ins öffentliche Gut seitens der Stadt Wien übergeben werden und dass die Österreichischen Bundesbahnen außerdem der Stadt Wien noch 1 Million EUR als Kostenbeitrag für den Ausbau geben. Damit wird es möglich, endlich mit der Umsetzung des Masterplanes Westbahnhof zu beginnen. Das ist gut so, und daher wünsche ich mir Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen so-
gleich zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 70 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN so beschlossen.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über den von den GRÜNEN eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Erstellung einer Machbarkeitsstudie über eine City-Maut für Wien. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung dieses Antrages an den zuständigen Ausschuss beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt und daher zu wenig.

Es gelangt die Postnummer 72 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Plandokument im 22. Bezirk. – Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir können somit gleich abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die GRÜNEN und die Freiheitlichen so beschlossen.

Postnummer 73. Sie betrifft ebenfalls ein Plandokument im 22. Bezirk. Auch hier gibt es keine Wortmeldung.

Wir können gleich abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das Abstimmungsergebnis: F und G dagegen.

Die Postnummer 74 ist aufgerufen. Sie betrifft ein Plandokument im 22. Bezirk, KatG Hirschstetten.

Die Berichterstatterin, Frau GRin Schrödl, wird einleiten.

Berichterstatterin GRin Karin Schrödl: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Dipl Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte begründen, warum wir dieses Plandokument ablehnen werden, und zwar hat es drei Gründe. Im Bericht zu diesem Plan wird darauf hingewiesen, dass es im Plangebiet sehr wenige Grünflächen gibt. Dezidiert wird da formuliert, dass einerseits auf Grund der großen und bisher unbenutzten Freiflächen – ich spreche jetzt vor allem über das ehemalige Waagner-Biro-Gelände – und andererseits fehlender wohngebiets- und stadtteilbezogener Grünflächen zur Zeit keine allgemeine Aussage zulässig sei. Weiter hinten im Text findet sich dann der Absatz, dass im Stadtentwicklungsplan 2005 das vorliegende Plangebiet als verbautes Gebiet inklusive kleinteiliger Grünflächen dargestellt ist.

Jetzt frage ich Sie: In dem Flächenwidmungsplan ist keine einzige kleinteilige Grünfläche eingezeichnet. Wie kann das sein? Wieso kommt das? 

Ich habe persönlich eine Vermutung. Das kommt daher, weil die Stadt Wien Waagner-Biro 2001 gekauft hat. Das liegt jetzt schon so lange herum, dass man quasi das Geld irgendwie reinbringen muss und dann keinen Platz für die Grünflächen mehr hat Und da meine ich, das ist schon ein ziemlich schlechtes Management, wenn es noch dazu um angekaufte Flächen geht mit einem hohen Potential. Wir haben dort eine hohe öffentliche Anbindung. Das geht auch aus dem Bericht hervor, dass nämlich der Standort im Hochhauskonzept 2001 mit ausreichender ÖV-Erschließung dargestellt wird. Es ist aber hier nur ein Hochhaus vorgesehen, was ich auch nachvollziehen kann und richtig finde.

Da komme ich schon zum zweiten Kritikpunkt. Nachdem es eine ausreichende ÖV-Erschließung für ein Hochhaus gäbe, wieso haben Sie da nicht angedacht, in diesem Plan von der automatischen Stellplatzverpflichtung abzusehen? Das wäre doch hier ein sehr geeigneter Standort gewesen, da wieder einmal anzuwenden, dass man nicht eins zu eins bauen muss, sondern auch die Möglichkeit hätte, darunter zu bleiben. Wenn jemand freiwillig mehr baut, hätte er ja trotzdem mehr bauen können. Also das ist der zweite Grund.

Der dritte Grund ist: Schade, dass der Genochplatz, der lange als Markt funktioniert hat, jetzt nicht mehr so funktioniert. Er wird einfach vollflächig mit gewissen Bauteilen zugemacht. Da hätte man sich sicher auch etwas Besseres einfallen lassen können.

Und abschließend: Es ist in einem großen Bereich ein Einkaufszentrum festgesetzt worden. Man hat auch hier wieder ein bisschen zurückgerudert. Es gibt einen Abänderungsantrag, den wir unterstützen, weil wir auch nicht nachvollziehen konnten, wieso Sie auf soviel Bedarf an Einkaufszentrumsfläche an diesem Standort kommen. Aber in den Geschoßen darüber haben Sie sehr viel Wohnfläche vorgesehen. Also es ist eine ziemliche Dichte, die Sie da geplant haben. Deswegen geht sich auch keine Grünfläche aus. Wie wir aber wissen von Projekten, wie etwa dem Gasometer, funktionieren diese Geschäftsflächen mit Wohnflächen drüber und keinen Grünraum sehr schlecht, und deswegen lehnen wir diesen Planentwurf ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Flächenwidmung Waagner-Biro: Das folgende Flächenwidmungsdokument von Waagner-Biro umfasst wirklich einen sehr wohl bekannten Teil eines Grundstückes, das mit der Bezeichnung Waagner-Biro-Grund-
stücksdeal in die Geschichte eingehen wird. Das können Sie mir glauben, denn dieser Deal liegt jetzt bereits fünf Jahre zurück, und es ist zu befürchten, dass es noch einige Zeit weitergehen wird. 

Diese unendliche Geschichte begann im Jahre 2001, und es verdient heute noch einmal, dass wir ein bisschen davon erzählen, was sich damals abgespielt hat, denn es ist so, dass dieser Kauf damals von den Oppositionsparteien ja vehement abgelehnt wurde, meine Damen und Herren, und wir diesen gesamten Deal einerseits als "Grundstücksgeschäfte der Stadt Wien" bezeichnet haben. Andererseits ist es sehr traurig, wie vom Bezirk Donaustadt damit umgegangen worden ist. Es gibt schon einige Parallelfälle zu dieser Vorgangsweise, etwa wenn man da an die Transaktionen rund um das Ernst-Happel-Stadion im Prater denkt. Das ist jüngeren Datums. Oder wir bewegen uns auf das nächste Grundstücksdebakel hin, das ist Rothneusiedl, wo sich unser Herr Bürgermeister persönlich in die Verhandlungen für den Grundstückskauf und zur Errichtung eines dort vorgesehenen Stadionbaus einschaltet. 

Es ist aber schon so, dass bei den Waagner-Biro-Gründen auch der Herr Bürgermeister, wenn nicht ganz so aktiv, doch indirekt, in die Abwicklung eingebunden war mit dem Erfolg, dass Walter Jaunik damals einen Preis für das Grundstück erzielte, der sicher nicht nur für ihn sehr zufriedenstellend war. 

Aus der Sicht des Steuerzahlers ist es aber erstaunlich, dass zur gleichen Zeit der Rechnungshof festgestellt hat, dass es wesentlich billigere Gründe für einen Ankauf als das Waagner-Biro-Grundstück gegeben hat und der ganze Ankauf ja eigentlich für die – auf das werde ich später noch zurückkommen – MA 48 gedient hätte. 

Doch das billigere und auch bessere Grundstück wurde dann eben nicht genommen. Wir wissen es, genommen wurde das Grundstück um die Waagner-Biro-Gründe um sagenhafte 550 Millionen ATS, in Euro rund 38 Millionen. Wenn ich das auf die Jahre aufrechne und mir vorstelle, das in einer Bank anzulegen, sind das im Jahr, wieder in Schilling gesagt, 5 Millionen ATS an Zinsen. Das sind immerhin jetzt fast sechs Jahre, es wurden also 30 Millionen ATS in den Sand gesetzt. Das ist schon gewaltig, wenn man es nicht verwenden kann. 

Dem schlauen Investor damals, Jaunik, muss man aber durchaus ein bisschen einen Gemeinsinn unterstellen. Er nützte damals die Millionen der Stadt, also diese 500 Millionen ATS der Stadt oder 37 oder 38 Mil-
lionen EUR, dass er ein bisschen für gemeinnützige Unterstützung und Umverteilung gesorgt hat in Richtung Kultur und er hat ein Museum errichtet für seine Sammlung, die allgemein zugänglich ist. Aber leider, meine Damen und Herren, das möchte ich schon dazusagen, hat das einen Schönheitsfehler, denn die soziale Tat des Herrn Jaunik und Ex-Besitzers des Waagner-Biro-Geländes aus Wiener Sicht ist schlecht, denn das Museum ist leider in Kärnten, in Klagenfurt. Die Bebauung dieses Grundstückes sechs Jahre zu verschleppen, ist sicher ein starkes Stück. (Beifall bei der ÖVP.) Das wirklich teure MA 48-Grundstück, sage ich jetzt, wurde immerhin jetzt schon fast sechs Jahre lang als Abstellplatz für die MA 48 benutzt. Mit dieser Politik haben Sie in dieser Stadt einen für den Steuerzahler traurigen Europarekord aufgestellt, denn Wien verfügt eben über den teuersten Abstellplatz Europas. (Beifall bei der ÖVP.)

Dabei, das darf man nicht vergessen, würde ja die MA 48, und das wissen wir alle, wirklich einen guten, größeren Standort brauchen. Ja, wofür? Laut MA 48 wäre eine Mülltonnenwaschanlage zu bauen, die dringend gebraucht werden würde, um die Geruchsbelästigung der ungewaschenen Sammeltonnen zu reduzieren. Oder es wäre eine Möglichkeit, die Winterdienstfahrzeuge ein bisschen konzentriert einsetzen zu können; man könnte einen Teil für den 21. und 22. Bezirk dort hinstellen und eine Art Fuhrpark errichten. 

In Ihrer Verzweiflung über das lästige, teure und skandalumwitterte Grundstücksgeschäft haben Sie wieder einmal zu einer uneleganten, aber in der SPÖ und deren Umfeld beliebten Taktik gegriffen: Dem Herumschieben von einer Hand in die andere. Da wurden einfach der Wiener Holding Projektierungsrechte eingeräumt, ohne eine Festlegung, was die Holding planen wird und was sie für das Grundstück auch einmal bezahlen wird.

Meine Damen und Herren! Das erinnert an den Geist einer Misswirtschaft, die Ihnen in der SPÖ in den letzten Monaten – ich will gar nicht näher darauf eingehen, Sie alle kennen die letzten Zeitungsberichte – sehr viel an Geld gekostet hat. Es wäre daher auch in der SPÖ-Politik der Stadt endlich angebracht, diese Art des Wirtschaftens und die Art der Politik des Umgangs mit Steuergeldern über Bord zu werfen. 

Jetzt ist mir schon klar, dass die vorliegende Flächenwidmung die logische Konsequenz aus dem vorausgehenden Grundstücksdesaster ist. Dennoch waren wir erstaunt, mit welcher Unverfrorenheit hier von dem ursprünglichen Ziel der Errichtung einer neuen MA 48-Zentrale abgegangen worden ist. Die Bebauungsbestimmungen sehen viel gemischtes Baugebiet, also auch Wohnraum, und einen beachtlichen Anteil einer Einkaufsfläche vor. Genaueres weiß man nach der Flächenwidmung leider nicht. Niemand kann sagen, wofür, von wem die ausgewiesenen Flächen konkret genutzt werden. 

Der Bereich, der als Betriebsfläche hier zugeteilt wurde, wirkt im Vergleich zum Kaufpreis und den Bedürfnissen der MA 48 wirklich eher sehr, sehr klein. Weder die Holding noch die MA 48 haben bisher konkrete Projektpläne vorgelegt, was die Nutzung dieses Areals betrifft. Wir haben daher wieder einmal eine unkoordinierte Flächenentwicklung, wie wir sie leider im Bezirk immer wieder kennen lernen mussten. 

Als Bezirksmandatar wundert es mich wieder, wie mit den Entwicklungsflächen bei uns umgegangen wird. Im Bezirk gibt es nämlich ein zweites Beispiel, und ich will das Beispiel nicht noch einmal tot treten, wir alle kennen das. Es geht hier um das große Asperner Flugfeld. Auch hier haben wir ein großes Gebiet, 220 ha groß, dem 7. und 8. Bezirk gleich, also wirklich nichts Kleines. Auch hier sind wir uns nicht sicher, kommen zwei Unis hin, kommt eine Uni hin, kommt überhaupt eine Uni hin? Hier wird hin und her gesprochen. 

Ich glaube, jede Stadt der Welt, meine Damen und Herren, könnte froh sein, wenn sie solche Möglichkeiten hätte wie Wien, mit einem Ausbau in einer nicht großen Entfernung zur Zentrale, sprich jetzt Innenstadt, einen wirklich schönen Campus zu errichten. Und da glaube ich, wäre Aspern sicher prädestiniert dafür und ein gutes Gebiet. Und da wünsche ich mir schon, dass hier auf jeden Fall was weitergeht in dieser Beziehung. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Das Hin und Her rund um die Waagner-Biro-Gründe hat das Vertrauen in die Bezirksentwicklung in der Donaustadt schon etwas erschüttert. Es ist höchste Zeit, diese Entwicklung wieder gutzumachen, indem ein Stadtteilprojekt realisiert wird, bei dem auch die Gestaltung – die Vorrednerin hat es auch kurz erwähnt – des Genochplatzes einen wichtigen Stellenwert einnehmen wird. Denn auch wir wissen oder zumindest die Leute, die im Bezirk tätig sind und mit dem Bezirk viel zu tun haben, wissen ganz genau, dass der Genochplatz schon viele, viele Jahre auf eine normale Stadtentwicklung hinzielen sollte. Es ist schade um diesen Platz, wo immer nur kleine Buden errichtet werden. Dann sperrt sie wieder zu, und dann ist wieder eine offen. Also es ist ganz furchtbar. Ich kümmere mich immer um neue Entwicklungsgebiete, wenn ich nicht einmal die alten noch gerichtet habe. Und da ist auch noch sehr viel zu tun. 

Es ist auch höchste Zeit, mit dem Versteckspiel rund um die Transaktionen der Waagner-Biro-Gründe aufzuhören. Die MA 48 darf nicht weiter unter dem aus höheren Überlegungen entstandenen Transaktionskarussell leiden. Es ist so, sie muss endlich einmal einen Standort in Hirschstetten bekommen, der es ihr ermöglicht, die kommenden Anforderungen an die Wiener Abfallwirtschaft zu erfüllen. Dazu muss ein eindeutiges Nutzungskonzept und eine Finanzierung auf den Tisch gelegt werden, die diesen Namen aber auch wirklich verdient. 

Und vor allem bedarf es in dieser Stadt endlich einer Grundstückspolitik, die in transparenter Weise den Interessen der Stadtentwicklung entspricht und nicht irgendwelchen Interessen der finanziellen Investoptimierungen Dritter. Man hat bei Waagner-Biro jetzt gesehen, wohin so was führen kann. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dampier. Ich erteile es ihm.

GR Karl Dampier (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderates!

Aufgepasst auch die vereinigte Opposition, die hier heute bei diesem Geschäftsstück dagegen stimmen wird. 

Ich habe mir gedacht, es kommen vielleicht doch noch irgendwelche Argumente, die auch mich begeistern könnten, irgendwas, woran wir noch nicht gedacht haben bei der bisherigen Diskussion. 

Eine Fraktion hat sich gar nicht zu Wort gemeldet, die FPÖ. Die GRÜNEN und der Kollege Parzer haben es wieder, ich sage einmal, versucht. 

Ich möchte kurz auf die Vorredner eingehen und dann meine Argumente sagen, warum ich glaube, dass diese Flächenwidmung gut ist, von Bedeutung ist, etwas Zeit gebraucht hat, zugegebenermaßen, aber für den Bezirk sehr positiv ist. 

Wenn nämlich Sie, meine Damen und Herren, hier herausgehen und sagen, da könnte man anderes, Besseres machen, und auch die Vorgangsweisen bisher waren nicht gut, dann wird ganz tief in die Geschichte gegriffen wie vom Kollegen Parzer. Das sind die Kollegen jener Politiker, jener Bezirksräte in der Donaustadt, die Gemeinderäte, die hier sitzen von den Fraktionen, die uns ununterbrochen erklären, wenn eine Widmung ganz am Stadtrand ist: Hier nicht, nicht auf der grünen Wiese, da ist keine Infrastruktur, wir haben auch in unserem Bezirk in der Mitte des Bezirks Liegenschaften, verwerten wir die, widmen wir die um. Das wäre die Nagelprobe für Sie gewesen. Dieses Gebiet zwischen Hirschstetten und Stadlau, KatG Hirschstetten, ist für mich mehr oder weniger inmitten der Donaustadt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mitten in der Stadt!)
Ja, schau, du bist ein bissel jünger als ich. Ich weiß, dass in der Urgeschichte der Donaustadt gar nicht Kagran als Zentrum geplant war, sondern sogar Stadlau. Aber gut, ich möchte keinen Geschichtsunterricht machen. 

Dem Kollegen Parzer möchte ich schon sagen, er hat sich ja nicht mit der Zukunft beschäftigt, und eine Widmung ist ja sozusagen die Basis für die Zukunft eines Gebietes, er hat sich ausschließlich aus seiner Sicht, seiner einseitigen Sicht, mit der Geschichte befasst. Also, Kollege Parzer, ich mache dir einen Vorschlag. Ich bin Präsident vom Museumsverein. Komm zu mir. Kannst gerne Kustode werden. Ich verspreche dir, dass du das Waagner-Biro-Gelände auch dazukriegst. (GR Robert Parzer: Wann?) Ja, ich biete es dir an, weil dort gibt es eine gute Zusammenarbeit aller Fraktionen. Da kannst du es dann ausprobieren, da kannst du in der Geschichte wühlen, da brauchst du nicht an die Zukunft zu denken bei Widmungen. 

Wenn eine Frau von den GRÜNEN sagt, wenig oder zu wenig Grünflächen, dann muss man, glaube ich, wenn man das hier behauptet, nicht nur ein Plandokument alleine sehen, sondern auch die Umgebung. Und ich weiß nicht, vielleicht sind Sie nicht so oft in der Donaustadt, fragen Sie die Klubfrau Hauk, ganz in der Nähe, eine Steinwurfweite weg, ist der Hirschstettner Aupark, der eine wirklich schöne, gute, teilweise wilde grüne Landschaft ist, die mir gefällt und die eigentlich auch den GRÜNEN gefallen sollte. 

Und wenn beide, die hier vor mir geredet haben, dem alten Genochplatz, heute eh schon schaumgebremst, und dem Marktplatz in irgendeiner Form doch eine Träne nachgeweint haben, dann muss man sagen: Dieser Markt wurde 1910 gegründet, und es ist der Bezirksvertretung Donaustadt nach Beratungen mit dem Marktamt nichts anderes übrig geblieben, als diesen Markt zu schließen, weil eigentlich niemand mehr hingegangen ist. Es gibt ein einziges Geschäft, das dort wirklich noch offen hat, das ist das Blumengeschäft, und das kann man sicher bei diesen Planungen jetzt im Plandokument hier oder ganz in der Nähe durchaus integrieren. Das ist noch da, sonst ist nichts mehr über vom Markt, daher hat es gar keinen Sinn, dass wir dem nachweinen. 

Also ich finde da überhaupt keinen Deal in der Geschichte, Kollege Parzer. Ich finde es eigentlich gut, wenn Profis der Stadt und Profis der Wiener Holding GesmbH jetzt dann das Gebiet entwickeln und was machen. 

Und da muss man sich halt auch ein bisschen umhören und erkundigen und sich den Plan genau anschauen, dann kommt man nämlich drauf, wenn ich jetzt die alten bestehenden Dinge, nämlich das Einkaufszentrum und die Kleingärten, die dort auch im Plangebiet sind und sich dann auch weiter fortsetzen bei den Nachbarplangebieten sozusagen, dass man das Gebiet insgesamt, das dort entwickelt werden kann und jetzt auch entwickelt wird auf Grund dieser Widmung, die wir heute beschließen wollen, in fünf Zonen einteilen kann. Und da ist auch die MA 48 mit dabei. Und wenn du da herausgehst und urgierst, dass dort die Winterdienstfahrzeuge abgestellt werden sollen, die kann man dort abstellen. Und dort kann man andere Einrichtungen wie ein Bürogebäude, sei es die Zentrale oder nicht die Zentrale der MA 48, auch machen. Und da können Teile der MA 48, vielleicht nicht die großen und ganzen Teile, wie es ursprünglich geplant war und wie wir im Bezirk, in der Bezirksentwicklungskommission – ich war ja selber Vorsitzender, bevor ich hier in den Gemeinderat gekommen bin – diskutiert haben, untergebracht werden. (GR Robert Parzer: Aber es ist gefeiert worden!) Ja. Das hat halt eine gute Planung so an sich. Das ist in jedem Haushalt ja in Wahrheit auch so. Wenn einer einen großen Garten hat und ein Haus baut, überlegt er ja auch zuerst lange, wie mache ich es, damit er es dann richtig baut. Und wenn man so ein Gebiet entwickelt, hat man halt Überlegungen. Einmal speckt man ab, einmal gibt man irgendwas dazu. Und jetzt ist, glaube ich, dort genau diese gemischte Nutzung, die auch wieder nicht zuletzt die Damen und Herren der Opposition verlangen, genau diese gemischte Nutzung mitten im Bezirk, die ist dort möglich. Es ist ein Stützpunkt und ein Betriebshof der MA 48 im Norden des Gebietes möglich. Es ist großzügiges Wohnen dort möglich. Es wird die gemischte Struktur Handel und Büros geben. Es gibt einen Bestand von zwei Bürohäusern. Das eine ist besiedelt, das wissen Sie, das andere ist leer. Das kann mitintegriert werden. 

Wenn Sie heute dagegen stimmen, dann stimmen Sie gegen diese positive Entwicklung, die dort sein kann, die ich jetzt punktuell überschriftenmäßig aufgezählt habe.

Ich kann aber durchaus auch mit ein paar Zahlen aufwarten. Man kann dort schwerpunktmäßig Seniorenwohnformen errichten. 200 Stück an der Zahl. Oder 350 Wohnungen mit Altenbetreuungseinrichtungen rundherum. Genau Dinge, die wir alle eigentlich wollen und die diese Stadt auch braucht und die dieser Bezirk Donaustadt, der noch jung ist, aber die Bevölkerungsstruktur wird auch älter, genau braucht, damit wir eben nicht manchmal die Probleme haben, die wir jetzt haben bei der Altenversorgung. Das sind positive Elemente, die ich in dieser Widmung auch sehe.

Diese Mischnutzung Büro und Wohnen, das sehe ich auch nicht so, wie es die GRÜNEN zumeist sehen und auch andere, dass das unbedingt was Negatives ist; wenn das architektonisch ordentlich geplant ist, eingebettet; auch wieder das, was wir alle uns gemeinsam sagen. Es muss eine gute Verkehrsinfrastruktur dort sein. Also ich kenne ja kaum ein Gebiet, außer bei der 
U-Bahn in Kagran, entlang der Achse der U-Bahn, das von der Verkehrsinfrastruktur her so gut versorgt ist wie dieses Gebiet. 

Dass die Schnellbahn nicht besser ist und nicht besser verkehrt, das dürfen Sie nicht hier sagen, das muss man anderenorts sagen. Vielleicht können das Ihre Kollegen tun. Wir haben eine Straßenbahnlinie direkt vor der Haustür. Wir haben fünf Autobuslinien dort. Das ist also ein Gebiet, das von der Verkehrsinfrastruktur, vom öffentlichen Verkehr und auch vom Individualverkehr her sehr gut eingebettet ist. Das hören natürlich nicht alle gleich gerne in diesem Raum. Es ist ja der Autobahnanschluss praktisch vor der Haustür, aber so vor der Haustür, dass er nicht störend ist.

Es ist dort auch möglich, zum Beispiel großzügig Studentenwohnungen zu machen, Studentenwohnungen über die Europaregion CENTROPE, ein Thema, das uns alle interessiert. Wir haben ja in unserem Bezirk und auch im 21. Bezirk Gebiete mit Studentenwohnungen, allerdings zu wenig. Hier gilt dasselbe wie für die Altenversorgung.

Ich glaube daher, meine Damen und Herren, dass es viele, viele gute Gründe gibt. Ich habe wenige davon aufgezählt. Dieses Plangebiet an der Achse Stadlauer Straße und Hirschstettner Ortskern über den Hirschstettner Park, Waagner-Biro-Gelände, Genochplatz bis weiter in den Süden, Bahnhof Stadlau, wo ja nicht unfern von hier auch die U2 in wenigen Jahren fahren wird, ist ein Gebiet, das genau jene Widmung braucht, die hier angedacht wurde, die wir heute beschließen sollten, damit dieses Gebiet nicht nur Geschichte hat, Kollege Parzer, sondern auch wirkliche Zukunft hat für die Donaustädterinnen und Donaustädter und für die Wienerinnen und Wiener. 

Ich ersuche daher um Zustimmung zu diesem Flächenwidmungsplan 7689 mit der Abänderung, die im Ausschuss – darauf wurde schon eingegangen – beschlossen wurde. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. – Die Frau Berichterstatterin verzichtet. Damit kommen wir zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 74 zustimmen wollen, ein Zeichen mit der Hand zu geben. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag ist damit mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 77 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7618 im 11. Bezirk, KatG Kaiserebersdorf. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mit den Stimmen der ÖVP und der SPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 96 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7734 im 13. Bezirk, KatG Lainz und Speising. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der ÖVP, bei der SPÖ und bei den GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 93 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Bestellung von Herrn OSR Dr Erich Hechtner zum Kontrollamtsdirektor. 

Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Bitte schön.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Einen Großteil dessen, was wir heute zu diskutieren haben, haben wir gestern auch schon besprochen. Es geht um die Bestellung des neuen Kontrollamtsdirektors. 

Die Opposition war sehr enttäuscht über die Verhaltensweise der Regierung. Es war zwar nichts Neues, das war schon immer so, dass der Kontrollamtsdirektor an der Opposition vorbei bestellt wurde. Aber wir haben es wieder einmal versucht, hier doch mehr Informationen zu bekommen, und waren doch wiederum aufs Neue enttäuscht, dass das nicht der Fall war. 

Wir haben ersucht, dass man uns die Kandidaten vorstellt, dass wir eine Anhörung machen dürfen im Kontrollausschuss oder zumindest mit Mitgliedern des Kontrollausschusses. Das wurde uns nicht gewährt. Es wurde uns keinerlei Information über Personen gegeben im Vorfeld, sondern nur jetzt in den letzten Tagen, und das eigentlich auch zuerst einmal über die Medien, wurde uns die Information gegeben, wer nach dem Auswahlverfahren nunmehr Erster geworden sein soll. 

Auch die Informationen über das Auswahlverfahren im Detail haben wir heute nur auf Anfrage bekommen. Von sich aus hätte uns die Rathausmehrheit wahrscheinlich auch das nicht berichtet. Aber immerhin, wir dürfen ja fragen, das ist ja noch möglich. 

Allerdings hätte man uns durchaus meiner Meinung nach die Protokolle der Personalbereitstellungs- oder der Personalberatungsfirma zur Verfügung stellen können, wenn man sie ausreichend anonymisiert hätte, damit wir zumindest eine Ahnung gehabt hätten, aus welchem Bereich die Bewerber kommen und aus welchen Gründen jetzt die Auswahl getroffen wurde. 

Unabhängig davon haben wir Gott sei Dank den neuen oder den voraussichtlichen neuen Kontrollamtsdirektor, Herrn Dr Hechtner, kennen lernen können. Er hat sich uns vorgestellt. Das war ein sehr guter und positiver Schritt, der uns jetzt auch ermöglicht, hier tatsächlich mitzustimmen. Hätte ich ihn nicht kennen lernen können und über seine Kompetenzen etwas erfahren können, dann hätten wir einmal aus Prinzip dagegen stimmen müssen, weil wir ja nicht gewusst hätten, ob hier sinnvollerweise jemand ausgewählt wurde.

Es hat sich aber eindeutig erwiesen aus dem bisherigen Tätigkeitsbereich des Herrn Dr Hechtner, dass dieser offensichtlich sehr kompetent ist, diese Arbeit auszuführen. Dass er Mitglied der SPÖ ist, soll ihm nicht zum Nachteil geraten in dieser Stadt, aber das wird sicherlich nicht maßgeblich für seine Tätigkeit sein. 

Wir hoffen daher, mit ihm sehr gut zusammenzuarbeiten, und in diesem Sinn werden wir ihn auch heute hier wählen. 

Zu dem Antrag, der hier eingebracht wird von der ÖVP, möchte ich auch kurz Stellung nehmen. Es ist eine alte Forderung auch der FPÖ, dass die Abberufung des Kontrollamtsdirektors nur mit Zweidrittelmehrheit stattfinden darf, damit seine Unabhängigkeit stärker gewahrt ist. Es ist ja klar, wenn hier eine absolute Mehrheit besteht und er mit einfacher Mehrheit abberufen werden kann, dann ist er noch weiter unter theoretischem Druck und zumindest unter Abhängigkeit. Das wäre mit einem einfachen Schritt zu ändern. 

Das Zweite ist eben, dass wir jetzt einmal fordern und dass es einmal auch Eingang findet in die Geschäftsordnung beziehungsweise in die Verfassung der Stadt Wien, dass hier eine Anhörung des oder der Kandidaten, die sich zum Kontrollamtsdirektor bewerben, vor dem Kontrollausschuss stattfindet.

In diesem Sinne, wie gesagt, wünsche ich dem neuen Herrn Kontrollamtsdirektor, von dem ich ja ausgehe, dass er gewählt wird, alles Gute und freue mich auf eine gute Zusammenarbeit. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben gestern an dieser Stelle über die Tätigkeit des Kontrollamtes gesprochen. Ich habe davon gesprochen, dass diese Tätigkeit gut ist, dass wir nichts daran auszusetzen haben und möchte mich auch an dieser Stelle noch einmal beim scheidenden Direktor Dr List dafür bedanken. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)
Ich habe aber auch davon gesprochen, dass es in der politischen Verantwortung der Parteien liegt, wie mit der Arbeit des Kontrollamtes umgegangen wird und wie mit der Kritik, die im Kontrollamt zutage tritt, umgegangen wird.

Diese setzt sich eigentlich heute wieder fort, wenn es um die Bestellung des Kontrollamtsdirektors geht. Was wir vorliegen haben, ist ein Akt, der aus drei Seiten besteht. Ein Beschlussbogen, auf dem schon draufsteht: „Tagesordnungspunkt angenommen." (GR Ernst Woller: Das steht aber immer oben!) Ein Schreiben vom Bürgermeister und eine Kurzdarstellung des beruflichen Werdeganges von Herrn Dr Hechtner.

Aus dem Lebenslauf kann man selbstverständlich entnehmen, dass Herr Dr Hechtner qualifiziert ist. Sicher wird er seine Sache gut machen, daran zweifeln wir nicht. 

Woran wir sehr zweifeln und woran wir nicht erst seit heuer Kritik äußern, ist die Art des Bestellmodus. Seit Jahren wird von der Opposition eingefordert, dass es mehr Transparenz geben muss, nicht nur in und um das Kontrollamt, sondern vor allem auch bei der Bestellung des Direktors. Wir fordern seit langem eine Einbeziehung der Opposition in das Auswahlverfahren. Eigentlich müssten die Oppositionsparteien dabei ein Mitspracherecht haben. Ja, nicht nur ein Mitspracherecht, sondern ein entscheidendes Mitspracherecht. Ansonsten muss ich ja davon ausgehen, dass Sie den Vorsitz der Oppositionsparteien im Kontrollausschuss auch nur als Farce betrachten.

Ich fordere daher auch an dieser Stelle wieder einmal die Mehrheitsfraktion SPÖ auf, sich auf eine ernsthafte und sachliche Diskussion über den Bestellungsmodus des Kontrollamtsdirektors einzulassen und auch eine sachliche Auseinandersetzung darüber zu führen, wie mit der vom Kontrollamt aufgezeigten Kritik umgegangen werden soll.

Ein anderer Bestellmodus ist im Übrigen ja auch bei der Umweltanwaltschaft möglich, das habe ich ja schon des Öfteren angeführt. Sie werden ja wohl die Unabhängigkeit der Umweltanwaltschaft und die Transparenz im Auswahlverfahren der Umweltanwältin nicht höher bewerten als die Unabhängigkeit und Transparenz für die Bestellung des Kontrollamtsdirektors.

Zurück zur Person von Herrn Dr Hechtner. Auf Anfrage von uns und auf mehrmalige Nachfrage von uns ergab sich die Möglichkeit zu einem persönlichen Gespräch mit Herrn Dr Hechtner. Wir danken ihm hier auch an dieser Stelle, dass er persönlich zu diesem Gespräch bereit war. Es war ein durchaus positives Gespräch, und wir sind überzeugt, dass wir zu einer guten Zusammenarbeit finden werden. 

Allerdings liegt auf seiner Bestellung ein großer Schatten: Das Auswahlverfahren. Wie haben wir von der Auswahl und von der Bestellung von Herrn Dr Hechtner erfahren? Wir haben es aus einer Presseaussendung erfahren. Vor dieser Aussendung gab es genau null Information.

Heute hat der Bürgermeister in der Anfragebeantwortung gesagt, dass sich aus seiner Sicht nichts geändert hätte, wenn es vor der Presseaussendung ein Minimum an direkter Information und Kommunikation mit uns gegeben hätte. Nicht einmal dann, wenn es eh nichts geändert hätte, sind Sie zu dieser Information bereit. Es hätte aber aus unserer Sicht sehr wohl etwas geändert, wenn es zumindest ein bisschen elementare Information gegeben hätte. Dann hätten wir nämlich annehmen können, dass Sie die Kontrollrechte der Opposition ernst nehmen und nicht einfach drüberfahren. Dann hätten wir davon ausgehen können, dass Sie Kontrollrechte der Opposition zumindest in diesem Fall als Minderheitenrecht anerkennen und damit auch verantwortungsvoll umgehen. Nichts davon ist geschehen. Diese Vorgangsweise macht uns einmal mehr deutlich, die SPÖ wiegt sich in ihrer Mehrheit und fährt über alle anderen drüber. Sie zeigt uns deutlich, welche Rechte sie der Opposition zugestehen will, nämlich gar keine, nicht einmal elementare Information.

Deshalb werden wir vom einzigen demokratischen Recht Gebrauch machen, das wir in diesem Verfahren noch haben, und werden diese Bestellung ablehnen. Wir lehnen sie ab, weil das Auswahlverfahren zutiefst in-
transparent und undemokratisch ist. Ich möchte aber ausdrücklich betonen, dass sich unsere Kritik ausschließlich auf das Verfahren bezieht und keinesfalls auf die Person von Dr Hechtner.

Abschließend erlaube ich mir noch einmal, wie auch eingangs meiner Rede, unseren Dank an Herrn Dr List zu sagen. Wir haben mit ihm gut zusammengearbeitet, er hat gute Arbeit geleistet, wir wünschen ihm für die Pension alles Gute. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit der abgelaufenen Periode des Kontrollausschusses und der Funktion des Direktors haben wir uns ja gestern schon auseinander gesetzt. Nach dem mehr oder weniger überraschenden Abgang oder der Ankündigung des Herrn Dr List, in den Ruhestand zu wechseln, hat eben ein Auswahlprocedere begonnen, das hier in diesem Haus schon zu heftigen Diskussionen geführt hat und an deren Ende es jetzt einen Vorschlag des Bürgermeisters und eine Bestellung hier im Gemeinderat gibt.

Zum Auswahlverfahren selbst ist jetzt von beiden Vorrednern ja schon lange und ausführlich erklärt worden, welche Kritikpunkte es da von Seiten der Opposition gibt, und diese sind nur mit drei Rufzeichen nochmals eigentlich zu wiederholen.

Kein Hearing im Kontrollausschuss zu machen, ist insofern eine etwas merkwürdige Entscheidung der sozialdemokratischen Fraktion und des Bürgermeisters gewesen, denn niemand hätte ihn daran gehindert, dieses Auswahlverfahren, so wie es derzeit abgelaufen ist, mit externen Beobachtern durchzuführen und dann den Mitgliedern des Kontrollausschusses und den Mitgliedern der Opposition die Möglichkeit zu geben, in diesem Auswahlverfahren mit beratender Stimme und nicht beschlussfassender, das weiß ich schon, da will sich die SPÖ nicht die Butter vom Brot nehmen lassen, das ist mir klar, aber durchaus in einem Konsens zu versuchen, den bestmöglichen Kandidaten, die bestmögliche Kandidatin zu finden und hier einen gemeinsamen Nenner zusammenzubringen.

Heute in der Früh hat der Herr Bürgermeister gemeint, dass er dem durchaus etwas abgewinnen kann. Vielleicht oder ganz sicher ist es ja für die diesmalige Bestellung zu spät gewesen, aber ich gestehe der sozialdemokratischen Fraktion und den maßgeblichen Damen und Herren durchaus zu, auch in dieser Frage lernfähig zu sein. 

Aus diesem Grund werden meine Wenigkeit und der Kollege Mag Neuhuber einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der sich mit der Bestellung und mit dem Bestellmodus des Kontrollamtsdirektors, der Kontrollamtsdirektorin, auseinander setzt, der wie folgt lautet:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich für folgende Änderung der Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung aus, welche die Unabhängigkeit des Kontrollamtsdirektors, der Kontrollamtsdirektorin, und damit des Kontrollamtes der Stadt Wien als Institution sichern und gewährleisten: 

Die Kandidatinnen und Kandidaten für die Position des Wiener Kontrollamtsdirektors, der Wiener Kontrollamtsdirektorin, müssen sich einem Hearing vor dem Kontrollausschuss unterziehen."

Und ein zweiter wesentlicher Punkt, der auch schon angesprochen wurde, ist die Abberufung. Auch hier sollte es eine Änderung geben: 

„Eine Abberufung des Wiener Kontrollamtsdirektors, der Wiener Kontrollamtsdirektorin, kann künftig nur mit einer Zweidrittelmehrheit im Gemeinderat erfolgen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Was insofern schade ist, dass es kein Hearing gegeben hat, ist die Tatsache, dass der Herr Dr Hechtner sicherlich überhaupt kein Problem gehabt hätte, erstens einmal, sich diesem Hearing zu stellen, denn ich glaube, dass er durchaus von seiner Person her und von seiner Art und Weise, wie er es anlegen wird als Kontrollamtsdirektor und schon jetzt als Leiter einer Dienststelle zu agieren, das durchaus positiv gesehen hätte, und zweitens ebenso erfolgreich dieses Hearing hinter sich zu bringen. Daher ist es doppelt schade, denn es bleibt natürlich der Beigeschmack, nur der Kandidat des Bürgermeisters zu sein, ohne sich vorher einer Diskussion im Kontrollausschuss stellen zu müssen.

Nichtsdestotrotz gibt es zumindest ein paar Wünsche oder einen Wunsch an den neuen Kontrollamtsdirektor, den ich hier formulieren möchte, denn ich glaube, dass wir uns da über weite Strecken auf einer Linie befinden. Aber auch die anderen Kolleginnen und Kollegen des Hauses hier sollten sich durchaus diese Gedanken einmal zu Gemüte führen. 

Den Empfehlungen des Kontrollamts müssen auch Konsequenzen folgen. Das ist das, was in den letzten Jahren immer weniger der Fall gewesen ist. Denn ohne solche Konsequenzen wird das Kontrollamt immer mehr zu einer stumpfen Einrichtung, deren Empfehlungen nicht mehr ernst genommen werden. Das ist sicherlich nicht in unserem Interesse, nämlich im Interesse derer, die diese Kontrolle vorantreiben wollen, und ich bin überzeugt, das ist auch gar nicht im Interesse des neuen Kontrollamtsdirektors. 

In diesem Sinne von unserer Fraktion ein herzliches Willkommen, Herr Dr Hechtner, und auf eine gute Zusammenarbeit! Ich glaube, es wird uns sicherlich gelingen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Kontrollamtsdirektor! Meine Damen und Herren! 

Wir haben heute die große Aufgabe als Wiener Gemeinderat, mit Herrn OSR Dr Erich Hechtner auf Grund des Vorschlages, den der Herr Bürgermeister uns gemacht hat, einen neuen Kontrollamtsdirektor zu bestellen. 

Dr Hechtner ist durch Personalberater unter 15 Be-
werbern als der Beste hervorgegangen, und ich glaube, wir haben bisher durchaus gute Erfahrungen mit den Auswahlverfahren der Personalberater gemacht, sodass wir glauben, und die Oppositionsparteien haben es ja auch gesagt, dass wir einen sehr, sehr guten Kandidaten für das Kontrollamt hier zur Diskussion und auch zur Bestellung haben.

Grundsätzlich möchte ich sagen, dass das Verfahren zur Bestellung des Kontrollamtsdirektors ja ein demokratisches Verfahren ist, dass dieses Verfahren in der Stadtverfassung verankert ist, seit langer Zeit, und sich auch sehr lange bewährt hat. 

Allerdings ist es natürlich auch möglich, und das wurde heute auch schon gesagt, dass man über bestehende Verfahren diskutiert, dass man darüber spricht, dass man vielleicht auch das eine oder andere ein bisschen anders macht. Aber ich glaube, wenn man sich zu so einem Schritt entscheidet, dann sollte man das nicht während eines laufenden Verfahrens machen, und dieses Verfahren war ja schon seit Beginn dieses Jahres unterwegs, sondern wenn, dann kann das nur für etwas Neues passieren, das heißt, einen Schritt, der nach dieser heutigen Bestellung erfolgt.

Ich möchte auch, weil von der Opposition kritisiert wurde, dass die Kontrollmöglichkeiten oder auch die Möglichkeiten der Opposition sehr eingeschränkt sind, schon darauf hinweisen, dass Wien als einziges Bundesland – auch der Bund nicht auf diesem Gebiet – weitreichende Minderheitenrechte in der Verfassung verankert hat. Wir haben das vor sechs Jahren in etwa bereits gemacht. Wir haben die Untersuchungskommissionen, die als Minderheitenrecht eingesetzt wurden. Jeder einzelne Gemeinderat hat die Möglichkeit, Prüfanträge an das Kontrollamt zu stellen, und die Gemeinderatsklubs haben ebenfalls die Möglichkeit, Prüfanträge zu stellen. Diese ausführlichen Minderheitenrechte, muss ich sagen, habe ich weder in anderen Bundesländern oder in anderen Städten noch beim Rechnungshof im Parlament gefunden.

Grundsätzlich also glaube ich, dass wir hier, was die Kontrollmöglichkeiten der Opposition betrifft, sehr, sehr gut aufgestellt sind und dass wir für den Bestellungsmodus gesprächsbereit sind und dem Antrag die Zustimmung zur Zuweisung geben werden. Ich glaube, dass wir hier durchaus gut unterwegs sind.

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber diese Gelegenheit auch nutzen, dem scheidenden Kontrollamtsdirektor – er ist ja noch zweieinhalb Tage und ein bisschen mehr in Amt und Würden – den Dank auszusprechen für sehr lange Dienste, die er hier im Haus geleistet hat. Er ist 1970 bei der Gemeinde Wien eingetreten, ist seit 1975 im Kontrollamt tätig. Der Herr Kontrollamtsdirektor hat also eine sehr reiche Erfahrung gehabt. Er wurde 1994 Gruppenleiter der Gebarung. 2000 wurde er dann hier im Wiener Gemeinderat per 1. Juli 2000 zum Kontrollamtsdirektor bestellt und wird am 1. Juli 2006 in den verdienten Ruhestand treten.

Wenn man eine so lange Berufskarriere hinter sich hat, gibt es sicher Höhen und Tiefen, die weiß der Herr Kontrollamtsdirektor besser als ich, und daher werde ich und kann ich auch nicht die Höhen und Tiefen alle aufzählen. Aber ich möchte doch auf einige wesentliche Weichenstellungen, die in diesen sechs Jahren erfolgt sind im Kontrollamt, die auch für uns nicht unbedeutend sind, hinweisen.

Einerseits hat das Kontrollamt durch ein neues Schema für die Mitarbeiter und eine neue Karriereschiene, nämlich durch unabhängige Karriereschienen, die wir vor einiger Zeit hier beschlossen haben, eine weitere Stärkung der Unabhängigkeit erlangt. 

Dr List hat mit seinem Team massiv gearbeitet an der Internetpräsenz des Kontrollamtes und auch aller Berichte. Ein jeder Bürger kann sich die im Gemeinderat beschlossenen Berichte ja im Internet ansehen. Ich darf darauf hinweisen, dass andere Bundesländer im stillen Kämmerchen Berichte besprechen und kein einziger Bürger die Gelegenheit hat, sich über irgendwelche Vorgänge ein Bild zu machen. 

Das Kontrollamt hat sich ein neues Leitbild gegeben, ein sehr gutes, wie ich meine, mit sehr umfassenden Aufgabenstellungen, und auch das Kontraktwesen an sich wurde unter Kontrollamtsdirektor Dr List einführt. 

Wenn man mit den Mitarbeitern des Kontrollamtes spricht, kommt man auch drauf, dass Dr List ein sehr guter Chef war. Manche sagen, er war kein Polterer, er ist also nicht mit Pauken und Trompeten durchs Kontrollamt gegangen und auch nicht so im Ausschuss gewesen, er hat eine sehr ruhige Art, und das wissen wir auch. Aber er ist auch sehr durchsetzungsstark und ein beinharter Verhandler. Ich erinnere mich durchaus an die eine oder andere Situation im Kontrollausschuss, in der sogar wir als Regierungsfraktion, aber auch die Opposition, manchmal an den Argumenten von Dr List, ich würde sagen, im wahrsten Sinne des Wortes zerschellt sind. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Dr List und sein Team sind von allen Parteien anerkannt, das wurde auch hier gesagt. Ich bin nicht der Meinung, die gestern Abend Herr Kenesei geäußert hat, dass die kleinen Schuhe, die vom Vorgänger von Dr List hinterlassen wurden, Dr List nicht ausgefüllt hat. Er ist anerkannt im Haus bei den prüfenden Abteilungen und auch bei anderen Kontrolleinrichtungen, in Wien und national. 

Ich möchte mich auch persönlich bei Dr List für viele interessante Gespräche bedanken. Ich habe viel gelernt und habe manches nicht ganz so gefunden wie er, aber ich glaube, letztendlich haben wir immer ein gutes Gesprächsverhältnis gehabt, und dafür möchte ich mich recht herzlich bedanken. Ich wünsche Ihnen für Ihren Ruhestand viel Ruhe, weniger Stress, ein gutes Management mit ihrem Lebenspartner und Ihrer Familie und vor allem viel Gesundheit. Ich möchte mich hier nochmals bei Ihnen für Ihre Arbeit bedanken. (Allgemeiner Beifall.) 

Dem neuen Kontrollamtsdirektor Dr Hechtner wünsche ich auch viel Glück und viel Erfolg. Sie haben ein tolles Haus, das Sie übernehmen, eine große Aufgabe, sicher viel mehr Ärger - unter Anführungszeichen -, als Sie bisher gehabt haben, zumindest einmal mit uns politischen Parteien, das kann ich Ihnen versprechen. Die Latte liegt hoch, aber ich bin mir sicher - und auch meine Vorredner haben es gesagt -, Sie werden sie überspringen. Ich wünsche mir eine gute Zusammenarbeit und Ihnen auch viel Glück und Erfolg und vor allem Fortune. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Sehr geehrte Damen und Herren! Bevor wir zur Abstimmung über den neuen Kontrollamtsdirektor kommen, lassen Sie mich auch noch einige wenige Sätze zum scheidenden Kontrollamtsdirektor Dr List sagen.

Dr List war 31 Jahre lang im Kontrollamt tätig und hat seine Funktion als Direktor des Kontrollamtes seit dem Jahre 2000 ausgeübt. Herr Dr List, Sie haben in dieser Funktion viel geleistet! Ich darf im Namen der vier Vorsitzenden des Gemeinderates und im Namen des gesamten Gemeinderates überfraktionell ein Dankeschön aussprechen. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich ersuche jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Vorschlag des Herrn Bürgermeisters, Herrn OSR Dr Erich Hechtner zum Kontrollamtsdirektor der Stadt Wien mit Wirksamkeit 1. Juli 2006 zu bestellen, ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu heben. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen.

Ich gratuliere Ihnen, Herr Dr Hechtner, sehr herzlich zu Ihrer Wahl zum Kontrollamtsdirektor. (Allgemeiner Beifall.) Es warten große Aufgaben auf Sie. Ich wünsche Ihnen dazu alles Gute, viel Erfolg, viel Glück - und auf gute Zusammenarbeit mit dem Gemeinderat! (Allgemeiner Beifall.) 

Es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor, über den abzustimmen ist. Er betrifft die Bestellung des Kontrollamtsdirektors. 

Wer für diesen Antrag, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Zuweisung!) Für eine Zuweisung, jawohl. - Ich stelle hier die einstimmige Annahme fest.

Damit kommen wir zu den nächsten Tagesordnungspunkten. Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 56 und 57 der Tagesordnung - sie betreffen die Ermächtigung zum Abschluss eines Leistungsvertrages zwischen der MA 15 und der Sucht- und Drogenkoordination Wien gemeinnützige GmbH und die Eingliederung des Fachbereiches Sucht und Drogen in das Kuratorium für Psychosoziale Dienste in Wien - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der Fall.

Ich bitte nun die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Laschan, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Claudia Laschan: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cammerlander. Ich erteile es ihr.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

In der letzten oder vorletzten Gemeinderatssitzung hat mir am Rande der Sitzung die Frau Stadträtin mitgeteilt, dass es die Idee gibt, den Suchtbereich als Gesellschaft beim Psychosozialen Dienst anzusiedeln. Ich habe diese Idee gut gefunden, und gut finde ich auch die Zusammenführung des Suchtbereiches mit der Betreuung von Menschen mit Alkoholabhängigkeit. Ich finde es auch gut, die psychisch erkrankten Suchtkranken stärker mit einer psychosozialen Betreuung zusammenzubringen. Wir werden heute diesem Geschäftsstück natürlich zustimmen. (Unruhe im Saal.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Darf ich darum bitten, den Lärmpegel ein bisschen zu senken? Man kann die Frau Kollegin fast nicht verstehen.

GRin Heidemarie Cammerlander (fortsetzend): Wir werden diesem Geschäftsstück zustimmen, obwohl mich ein paar Punkte daran stören, die ich ganz kurz erwähnen möchte.

Einer Idee, die gut ist und der wir zustimmen, sollte dann eigentlich eine Planung oder ein Konzept folgen. Aber das vermissen wir. Es gibt kein Konzept dafür, wie der Drogenkoordinator Michael Dressel diese GesmbH führen will. Es gibt kein Finanzierungskonzept. 

Ich befürchte - wenn ich mir die Geschichte der Drogenabteilung anschaue -, dass man immer wieder eine Idee hat, sie immer wieder verändert und dann wegen fehlender, mangelnder Konzepte oder Planungen nach zwei Jahren wieder umwirft. War das Ressort zuerst bei Frau StRin Laska, so kam es dann zu Frau StRin Pittermann, daraufhin wurde es in den FSW gegeben, und jetzt wird es zum Psychosozialen Dienst gebracht. Ich möchte nicht, dass wir in zwei Jahren wieder hier sind und sagen, jetzt müssen wir es noch weiter wegschieben oder wir müssen es wieder verändern. 

Warum hat man nicht zuerst ein Konzept, ein Finanzierungskonzept erarbeitet? Es kommt der große Bereich Alkohol dazu. Auf eine Frage von mir, wie das mit der Finanzierung aussehen wird, habe ich zur Antwort bekommen: Das gleiche Geld wie dem Fonds Soziales Wien wird auch der GesmbH zur Verfügung stehen. Das wird wohl kaum möglich sein, Aufgaben dazuzubekommen, aber nicht auch eine Finanzierung sicherzustellen.

Als uns zum Beispiel letzte Woche die neue Suchtverordnung der Bundesregierung vorgestellt wurde, kam von Ihrer Fraktion zu Recht - und das möchte ich betonen, wirklich zu Recht! - der Vorwurf, dass hier nichts untersucht wurde. Es wurde von der Bundesregierung keine Studie gemacht, und was das Ergebnis war, das haben ja wir alle dann festgestellt. Ich möchte nicht, dass mit dieser Gründung einer Gesellschaft… (Zwischenruf von GRin Mag Sonja Ramskogler.)
Diese Kritik müssen Sie sich gefallen lassen. Es ist auch die Idee einer Verordnung nicht schlecht, wenn sie untersucht wird, wenn Studien zugrunde liegen und wenn sie einen Sinn macht. Hier ist es vielleicht umgekehrt. Ich bin überzeugt davon, dass diese Gesellschaft sinnvoll sein wird, aber, bitte, ich sage jetzt nur eines: Ich wünsche mir, dass der Koordinator so schnell ein Konzept und einen Finanzierungsplan vorlegt, wie Sie uns diesen Gesellschaftsvertrag vorgelegt haben!

Es wäre doch wirklich für alle wichtig zu wissen: Wird es in der neuen Gesellschaft Geld für Studien und für Forschung geben? Was wird für Prävention ausgegeben werden, für Langzeittherapie, für niederschwellige Einrichtungen? Das alles gehört in einem Konzept und mit einem Finanzierungsplan hergezeigt. Dann würde ich mit viel mehr Freude diesem Geschäftsstück heute zustimmen. So muss ich es leider wirklich mit Bauchweh tun. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. - Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Grundsätzlich begrüßen wir, dass die Drogenkoordination in den Psychosozialen Dienst übersiedelt und dort als Gesellschaft mit beschränkter Haftung neu gegründet wird - und zwar dann, wenn es zu einer Optimierung der Zusammenarbeit zwischen dem Psychosozialen Dienst und der Drogenkoordination kommt. Wir freuen uns auch auf ein Konzept dafür - da schließe ich mich den GRÜNEN an -, wie diese Optimierung der Zusammenarbeit erfolgen soll. Denn Suchtproblematik beinhaltet medizinische, soziale und psychologische Aspekte, und wir erwarten uns von der neu gegründeten Gesellschaft, dass die medizinischen und sozialen Aspekte gleichermaßen berücksichtigt werden. 

Eine koordinierte, ganzheitliche Betreuung nützt letztendlich den Betroffenen, dem Suchtkranken und den Angehörigen. Außerdem ist nahezu jede Abhängigkeit mit psychischen Problemen verbunden. Oft sind diese auch der Grund für Menschen, in Abhängigkeit zu geraten und zu legalen oder illegalen Drogen zu greifen. Für diese Probleme ist der Psychosoziale Dienst die richtige Organisation. 

Wir PolitikerInnen sind aufgefordert, geeignete Rahmenbedingungen zu schaffen, um den kranken und abhängigen Menschen optimale Hilfe zuteil werden zu lassen. Unsere Drogenpolitik geht davon aus, dass Sucht ein multifaktorielles Problem ist. Nicht nur die persönliche Geschichte und Konstitution bestimmen den Weg des Süchtigen in die Abhängigkeit, sondern auch seine sozialen Beziehungen, sein Umgang mit Stress und die gesellschaftliche Akzeptanz der Droge. Daher sind für uns differenzierte Lösungsansätze sehr wichtig. (Beifall bei der ÖVP.) Suchtkranken müssen Therapien angeboten werden, und das Ziel muss eine soziale und arbeitsmarktpolitische Reintegration sein. 

Erfreulich an der Zusammenführung finde ich auch, dass der Suchtprävention künftig mehr Bedeutung beigemessen wird und dass auch dem Thema Alkohol ein zusätzlicher Schwerpunkt zukommt. (Beifall bei der ÖVP.) Unser wichtigstes Anliegen ist die Prävention. Hier gilt es, auf eine Stärkung des Selbstwertes des Kindes und des Jugendlichen Rücksicht zu nehmen und auf die Bewusstseinsbildung in der Gesellschaft zu achten. 

Es fehlt bisher an öffentlichen Symposien und Enqueten, und es fehlt auch leider an Bewusstseinsbildung der Öffentlichkeit. Ich denke, dass man da noch einiges mehr machen könnte. Wir erwarten eine flächendeckende, offensive Informations- und Aufklärungskampagne über legale Drogen, aber auch, dass den neuen illegalen Drogen Rechnung getragen wird. Wir fordern ein, dass die angekündigten Synergieeffekte, die durch die Reorganisation erzielt werden, auch zu einer höheren Effizienz führen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Nun zu der angekündigten Umstrukturierung im Pflegebereich: Der bisher unabhängig agierende Pflegeombudsmann Dr Vogt soll abgeschafft werden, seine Aufgaben sollen künftig von der Patientenanwaltschaft übernommen werden. 

Der Pflegeombudsmann Dr Vogt wurde infolge des Lainz-Skandals 2003 von der damaligen StRin Pittermann als unbürokratische und niederschwellige Anlaufstelle für den Pflegebereich installiert. Im Unterschied zur Patientenanwaltschaft liegt die Aufgabe des Pflegeombudsmanns darin, sich über die rechtlichen Belange hinaus um die Menschen und ihre Probleme zu kümmern. Im Vordergrund steht nicht die Klärung von Rechtsfragen - was bereits jetzt per Gesetz unter die Zuständigkeit des Patientenanwalts fällt -, sondern Fragen der Betreuung und Lebensqualität. 

Die Abschaffung der Stelle des Pflegeombudsmanns beraubt die BewohnerInnen der Wohn- und Pflegeheime eines Mittels, ihre Probleme, die durch das Leben in dieser Institution entstehen, aber meist kein Verstoß gegen geltendes Recht sind, menschlich und unbürokratisch zu lösen. Die Abschaffung der Institution in der gegenwärtigen Form bedeutet einen wesentlichen Rückschlag für die Kultur des Beschwerdemanagements im Pflegebereich. Interessierte Beobachter können überdies den Eindruck bekommen, dass die zuständige Stadträtin, Frau Mag Brauner, sich durch diese Anlassgesetzgebung eines unbequemen Kritikers, der auch medial gut wahrgenommen wurde, entledigen möchte. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Verdacht, dass es sich bei der geplanten Strukturänderung um einen Lex Vogt handelt, liegt nahe. Daher stellen meine Kollegin GRin Ingrid Korosec und ich folgenden Beschlussantrag zu Post 56:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die unabhängige Institution des Pflegeombudsmanns weiter als Anlaufstelle für BewohnerInnen der Wiener Wohn- und Pflegeheime erhalten und die klare Trennung der Aufgaben zwischen Pflegeombudsmann und Patientenanwaltschaft bestehen bleibt. Die Zusammenführung unter eine Verwaltung analog zur Volksanwaltschaft ist anzustreben. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Nun zur Wiener Psychiatriereform: Seit über 20 Jahren wird an der Umsetzung der Wiener Psychiatriereform gearbeitet, die sich mit der Verbesserung der Lebensqualität psychiatrischer Patienten auseinander setzt. Das ausführende Organ der Reform, der Psychosoziale Dienst, hat seine Kompetenzen erst kürzlich um den eingangs angesprochenen Bereich Drogen erweitert. Durch die Diskussion um das Otto-Wagner-Spital rückt auch die Versorgung und Betreuung psychisch kranker Menschen wieder stärker in den Blick-
punkt.

Daher stellen meine Kollegin GRin Ingrid Korosec und ich folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge dem zuständigen Gemeinderatsausschuss im September 2006 über die Ergebnisse und Probleme der Wiener Psychiatriereform berichten und die konkreten und mittelfristigen Ziele und Maßnahmen bis 2010 darlegen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags." (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ramskogler. - Bitte.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben hier den Akt, den wir besprechen und diskutieren wollen, in dem es darum geht, dass es eine neue Organisationsform gibt, nämlich dass die Drogenkoordination Wien nun beim PSD und gemeinsam mit dem PSD noch bessere Zusammenarbeit leisten soll und in einer neuen Form gestaltet wird. Das heißt, es geht hier darum, dass die Zusammenarbeit, die jetzt schon zwischen dem Psychosozialen Dienst und der Drogenkoordinationsstelle Wien stattfindet, eine noch bessere wird.

Wir haben auch - und das haben beide Kolleginnen erwähnt - schon im Vorstand des Psychosozialen Dienstes darüber diskutiert, und wir haben uns dort auch damit auseinander gesetzt, warum diese Veränderung sinnvoll ist. Es ist ganz wichtig, glaube ich, auch zu sagen, warum dies sinnvoll ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wie entstehen Sucht und Abhängigkeit? Sucht und Abhängigkeit können entstehen, weil das Bedürfnis nach Steigerung der Erlebnisfähigkeit ein Charakteristikum von Menschen ist. Um diese Steigerung der Erlebnisfähigkeit zu erlangen, verwenden manche Menschen Drogen. Diese Betroffenen haben kaum Chancen, sich dem zu entziehen, da der Drogenkonsum sehr vom Psychischen abhängig ist, und wenn Drogen längerfristig konsumiert werden, so entsteht in erster Linie psychische Abhängigkeit. 

Diese psychische Abhängigkeit ist jener Punkt, warum es dann so weit kommt, dass auch körperliche medizinische Ursachen eine weitere Rolle spielen. Daher ist es absolut notwendig, dass die psychische Versorgung, aber auch die medizinische Versorgung, die wir im PSD Wien haben, eine ist, die sich ganz besonders mit Suchterkrankungen, mit Abhängigkeiten beschäftigt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Vergessen Sie auch nicht: Egal, in welcher Schicht, egal, in welcher Altersgruppe, es kann im Prinzip jeden und jede treffen, von Sucht und Abhängigkeit betroffen zu werden. Sie können persönlich betroffen werden, aber man kann auch als Angehöriger betroffen werden, seien es Eltern oder in irgendeiner Weise Bekannte. 

So macht es aber auch einen Unterschied, wie man dabei vorgeht. Geht man so vor, dass man restriktiv versucht, die Droge oder auch die Sucht dementsprechend so zu behandeln, dass man sagt, man schaut darüber hinweg und möchte sie am liebsten nicht haben? - Nein! Unser Ansatz ist jener, dass man darauf aufmerksam macht, dass es eine Behandlung gibt und dass diese Eingliederung und Zusammenarbeit insbesondere in einem psychologischen Kontext stattfinden kann.

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, an welche Drogen denken Sie nun, wenn wir uns über Drogen unterhalten? An welche Drogen denken Sie? Herr Ebinger, Sie würden sagen: Alkohol? Unter anderem genau das wäre der richtige Ansatz! Nun würde ich meinen, im Prinzip würde man bei der Drogenarbeit in Wien über andere Drogen sprechen, aber Herr Mag Ebinger hat die richtige Antwort: Auch Alkohol ist natürlich die große Droge. (GR Mag Gerald Ebinger: Ich habe ja gar nichts gesagt!)
Nein, das möchte ich auch gar nicht falsch verstanden sehen. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es im gesellschaftlichen Kontext so abläuft, dass man, wenn man über Drogen spricht, glaubt, dass das die so genannten Substanzen sind, die am Markt erhältlich oder nicht erhältlich sind, legal oder nicht legal, wie es die Kollegin gesagt hat. Aber nein, eine der Drogen ist natürlich Alkohol!

Es beschreibt auch der Gesundheitsbericht, der uns jetzt vorliegt, dass Alkoholabhängigkeit jene Todesursache darstellt, die - 2004 und jetzt immer mehr - bei Kindern und Jugendlichen zur häufigsten wird. Das heißt, das ist ein gesundheitspolitisches Thema, auf das wir aufmerksam werden müssen, und zwar nicht erst irgendwann, sondern bereits jetzt und auch in Zukunft. Es wird sich in Zukunft mit unserem Michael Dressel auch der Drogenberater dafür einsetzen, dass es insbesondere bei Kindern und Jugendlichen einen Schwerpunkt in Bezug auf Alkohol geben wird: Wie man hier vorbeugend-präventiv handeln kann, um diese Droge, die leider viel zu sehr gesellschaftlich akzeptiert wird, wegzubekommen und somit einfach eine Drogenpolitik zu gestalten, die insbesondere die psychische Gesundheit fördert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Synergieeffekte der Zusammenlegung der Drogenkoordinationsstelle und des Psychosozialen Dienstes liegen daher klar auf der Hand. Ich denke, jeder und jede Abgeordnete hier in diesem Haus müsste dem inhaltlich einfach zustimmen, weil das wissenschaftliche Fakten sind, die auf den Tisch legen, dass hier ein Zusammenhang zwischen psychischer Gesundheit und Sucht besteht. 

Auch die Praxis zeigt das im Prinzip. Ich weiß nicht, ob Sie schon die Möglichkeit hatten, auch einmal im praktischen Bereich mit Drogenerkrankten, auch mit Alkoholsüchtigen Gespräche zu führen. Sie werden in einer kurzen Auseinandersetzung mit einem süchtigen, abhängigen Menschen merken, dass in erster Linie psychische Faktoren im Vordergrund stehen. Es spielen natürlich der soziale und der finanzielle Kontext eine Rolle, keine Frage, aber auch, wie die Identität dieses Menschen aussieht. Es spielt eine große Rolle, wie die Persönlichkeitsstruktur dieser Menschen aussieht, und es spielt eine große Rolle, wie deren Familiensystem aussieht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Bei diesem Aktenstück können Sie nur zustimmen, wenn Sie sowohl den wissenschaftlichen Fakten zuhören, aber auch der Praxis sozusagen Ihre Zustimmung geben. Es gibt hier meiner Ansicht nach keine andere Möglichkeit, als diesem Akt zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte auch noch etwas sagen, was ich ganz besonders wichtig finde, weil es auch in der Vorstandssitzung des Psychosozialen Dienstes vorgekommen ist, nämlich die Ängste der Opposition, hier könnte man zu wenig Kontrolle ausüben, hier könnte man zu wenig Einsicht haben, hier könnte man auch - eine Forderung, die jetzt die Kollegin aufgestellt hat - zu wenig Einsicht in das Konzept der Drogenarbeit haben. (GRin Heidemarie Cammerlander: Sie haben keines!) 

Nun, ich würde meinen, Frau Kollegin, die Drogenarbeit in Wien, die auch mit unserem Koordinator wirklich gut funktioniert, lässt sich an den Ergebnissen messen. Man hat bei den Berichten des Herrn Dr David, aber auch des Herrn Michael Dressel im Drogenbeirat, den es ja gibt, immer Möglichkeiten, dort erstens einmal inhaltlich mitzudiskutieren. Dazu möchte ich Sie auch unbedingt auffordern. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der Opposition! Wenn Sie Kontrolle ausüben wollen, dann sollten Sie meiner Meinung nach Ihre Aufgabe als Politiker und Politikerin wahrnehmen, vielleicht auch strukturell und inhaltlich in den jeweiligen Gremien Vorschläge zu machen, Fragen zu stellen und dort auch dementsprechend Ihren "Senf dazuzugeben". Es sollte meiner Ansicht nach wirklich so ablaufen, dass dies gemacht werden kann, und zum anderen klarerweise auch in die Ausführungen zu den entsprechenden Konzepten einfließen. So ist das, denke ich mir, im Drogenbeirat eine Arbeit, die dort geleistet wird, und auch eine Möglichkeit der Kontrolle dessen, was dort abläuft. 

Die weitere Möglichkeit, die wir hier haben, ist jene, dass man sagen kann, dass der PSD in seiner Satzung, die jetzt neu gemacht wurde - und da bin ich wieder bei Herrn Ebinger -, eine Möglichkeit hat, dass die strategische Ausrichtung im Vorstand eine neue ist. Das ist super, ja, genau! Das heißt, im Großen und Ganzen kann man sagen: Diese gute Arbeit in einer Fortführung noch zu verbessern, auch mit einer Möglichkeit für uns Vorstandsmitglieder von allen Parteien, im Vorstand mitzuarbeiten, ist wirklich sehr positiv. Das kann man nur anerkennen, und zwar auch ohne Bauchweh, Frau Kollegin - ich glaube, dass das nicht unbedingt notwendig ist. Gerade bei dieser Thematik müssen Sie, würde ich meinen, kein Bauchweh haben. 

Ich glaube, dass ich Sie jetzt bei dem einen Teil des Aktes davon überzeugen konnte, worum es geht und dass Ihre Zustimmung eine gute, ohne Bauchweh und ohne irgendein schlechtes Gefühl sein kann, und muss nun abschließend noch auf den Punkt von Frau GRin Praniess-Kastner von der ÖVP eingehen, die hier einen Antrag der ÖVP zum Thema Pflegeanwaltschaft einbringt. 

Dabei möchte ich aber schon Folgendes anmerken: Wenn Sie die Tagesordnung der morgigen Landtagssitzung lesen, dann gibt es hier eine eigene Dringliche Anfrage zu diesem Thema; das heißt, es wird auch morgen über dieses Thema diskutiert. Jetzt finde ich es schon sehr interessant, dass man heute bei diesem Akt so einen Antrag einbringt, mit dem er, sage ich einmal, nur sehr entfernt etwas zu tun hat. 

Interessanterweise wurde mir berichtet, dass es tatsächlich Unterschiede zwischen Parlament und Gemeinderat gibt, denn dort wird in Präsidialsitzungen von Herrn Nationalratspräsidenten Khol zum Teil nicht so entschieden. Er lehnt so etwas eher ab und lässt nicht zu, dass bei so einem Akt, wie wir ihn jetzt diskutieren, ein absolut artfremder Antrag eingebracht wird, der sich eben mit einem Thema beschäftigt, zu dem es morgen eine Dringliche Anfrage - aber nicht der ÖVP, sondern der GRÜNEN - geben wird. Das ist mehr oder weniger ganz interessant, vielleicht sollten Sie sich das auch einmal ausmachen. Aber gut, ich möchte jetzt nur ganz kurz dazu Stellung nehmen, weil wir das morgen ausführlich diskutieren werden. 

In dem Antrag, der von der ÖVP kommt, geht es darum, den Pflegeombudsmann und die Pflegeanwaltschaft ähnlich der Volksanwaltschaft und der Verwaltung der Volksanwaltschaft zu strukturieren. Dazu würde ich meinen, im Grunde genommen ist es jetzt in dem Entwurf, den wir morgen diskutieren werden, so geplant, dass es keine Parallelen mehr geben soll, dass es effizient sein soll und dass es dementsprechend auch Synergien gibt – klarerweise, wenn es darum geht, Rechte von Patienten, Rechte von Angehörigen gut aufzunehmen und auch entsprechend damit umzugehen, um mit Beschwerden eine bessere Qualität in den Pflegeheimen herbeizuführen. 

Das ist das, Frau Kollegin, was Sie von Seiten der ÖVP auch immer fordern. Es ist so, dass hier auf das eingegangen wird, worüber wir in Untersuchungskommissionen und Geriatriekommissionen gesprochen haben. Es geht darum, Parallelen herauszubekommen und eine Stelle gesetzlich zu verankern. Das ist das Nächste, das wurde ja auch immer wieder gefordert: Wir wollen eine gesetzlicher Verankerung des Herrn Dr Vogt. 

Jetzt bin ich beim Punkt: Es geht hier nicht um Herrn Dr Vogt. (Zwischenruf von GRin Ingrid Korosec.) Um ihn geht es nicht. Es geht um die Anliegen, um die Beschwerden der PatientInnen und Angehörigen, aber nicht um eine Person! 

Es geht um eine gute Struktur, und diese Struktur werden wir schaffen. Wir sind der Meinung, dass diese Struktur eine gesetzliche Verankerung braucht und dadurch Parallelen abgeschafft werden, damit es eine Stelle für Beschwerden gibt, damit sich die Angehörigen und Patienten auskennen: Wo muss ich hingehen, wenn ich etwas brauche, wenn ich mich beschweren will?, und damit nicht hunderttausend Instanzen zu durchlaufen sind oder sonst irgendwie eine Struktur vorhanden ist, mit der sich Patienten nicht auskennen. 

Ganz kurz, und dabei möchte ich es auch belassen. Ich denke, wir haben morgen genug Zeit, um uns über die Patientenanwaltschaft zu unterhalten, wenn wir den Entwurf bei der Dringlichen diskutieren. 

Bitte stimmen Sie dem Akt zu, aufgrund der wissenschaftlichen und praktischen Hinweise, die ich Ihnen gegeben habe. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich habe in der Zwischenzeit noch eine Wortmeldung bekommen, und zwar von Herrn GR Mag Ebinger. - Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Liebe Frau Kollegin Ramskogler, es ist ganz schwer mit Ihnen: Ich brauche nur freundlich hinzuschauen, und schon bin ich Teil Ihrer Rede geworden. Ich habe auch nicht "Alkohol" gesagt, sondern "Schokolade", weil ich mich an den Verein "ChEck iT!" erinnert habe, von dem Schokolade als Alltagsdroge bezeichnet wurde. 

Das heißt aber nicht, dass ich das Problem Alkohol gering schätze. Mir ist sehr wohl bewusst, dass das ein ganz großes Problem ist, von der Summe der Süchtigen her wahrscheinlich noch größer als das andere.

Ich habe mich auch nicht dagegen ausgesprochen, dass die Sucht- und Drogenkoordination zu den Psychosozialen Diensten kommt, ganz im Gegenteil! Da haben Sie mich dann richtig zitiert, obwohl ich nur hingelächelt habe. Wir haben dort Sitz und Stimme im Vorstand, was wir im Fonds Soziales Wien nicht haben. Wir haben vermehrt den Aspekt der Prävention in die Satzungen, denen ich zugestimmt habe, hineinreklamiert, und wir haben meinem Gefühl nach ein höheres Maß an Transparenz. Herr Mag Brinskele ist zumindest bisher mir gegenüber immer sehr bemüht gewesen, mir das, was er gemeinsam mit Herrn Chefarzt Rudas tut, nahe zu bringen und dafür Verständnis bei mir zu wecken.

Ein Konzept von irgendeinem Consulter habe ich auch nicht gesehen. Aber es gibt zum Beispiel bei der anderen Tochtergesellschaft, der REiNTEGRA, einen jährlichen Leistungsbericht, oder sagen wir, einen jährlichen Bericht, der auch relativ umfangreich ist. Ich gehe davon aus - und Herr Mag Brinskele hat mir das auch bestätigt -, dass es auch für die Sucht- und Drogenkoordination so einen Bericht gibt. 

Wenn wir mit der Drogenpolitik der Stadt Wien nicht zufrieden sind, dann werden wir eben den Drogenkoordinator irgendwann einmal wieder in einer Dringlichen thematisieren. Aber das hat jetzt, glaube ich, nichts damit zu tun, dass es bei den Psychosozialen Diensten gelandet ist. Und es hat auch, ehrlich gesagt, der heutige Tagesordnungspunkt nichts damit zu tun, weil wir ja nicht darüber abstimmen, ob die Sucht- und Drogenkoordination gegründet wurde und dort angesiedelt wurde. Das haben wir im Vorstand der Psychosozialen Dienste diskutiert und abgestimmt. Der GesmbH-Vertrag wurde dort gegen meine Stimme beschlossen, meines Erachtens mit den Stimmen von Rot und Grün; ob ÖVP dabei war, weiß ich nicht mehr, das ist auch egal. 

In weiterer Folge haben wir im Kuratorium des Fonds Soziales Wien darüber diskutiert, und heute geht es eigentlich nur noch um eine völlige Notwendigkeit. Wenn wir das dort beschlossen haben, müssen wir rein pragmatisch die Mittel von Punkt A nach Punkt B verlegen. Es hat keinen Sinn, dass die Gehälter beim Fonds Soziales Wien weiter ausbezahlt werden, wenn die Leute zum Psychosozialen Dienst kommen. Deswegen sind wir auch für diese beiden Tagesordnungspunkte.

Lassen Sie mich abschließend - ich mache es auch ganz kurz - noch zu den beiden Anträgen der ÖVP Stellung nehmen. Einerseits wird hinsichtlich der Psychiatriereform dazu aufgefordert, dass Ergebnisse und Probleme der Psychiatriereform berichtet und konkrete Zielsetzungen bis 2010 bekannt gegeben werden. Das ist sicher ein Wunsch, den wir unterstützen können, wenngleich ich auch den Eindruck habe, dass der Psychosoziale Dienst das durchaus in einer ernsthaften und positiven Weise betreibt. Aber nichtsdestoweniger soll darüber berichtet werden, darauf freue ich mich, und diesem Antrag stimme ich zu.

Nicht zustimmen werden wir - wie Sie wahrscheinlich schon aus Pressemeldungen wissen - dem Antrag der ÖVP hinsichtlich eines Pflegeombudsmanns. Unsere Fraktion hat immer die Ansicht vertreten und sich auch dafür eingesetzt, dass eine gesetzliche Verankerung eines Patientenanwaltes erfolgt. Das haben wir immer verfolgt, und in diesem Patientenanwaltschaftsgesetz ist auch die Pflege erwähnt. 

Es ist schon richtig, dass im Zuge des Lainz-Skandals Mängel aufgetreten sind. Das ist völlig richtig, und auch wir haben das damals stark kritisiert. Aber das sollte nicht dazu führen, dass man für die Pflege eine eigene gesetzliche Verankerung macht, sondern den Vorschlag, der im September zur Abstimmung kommen wird, dass das Wort Pflege noch ausdrücklich in dieses Gesetz hineinkommt, dass man das mehr betont und auch insofern mehr betont, als man das ganze Team, das jetzt im Fonds Soziales Wien mit Herrn Dr Vogt arbeitet, dort inkludiert und damit die Mannschaft der Patienten- und Pflegeanwaltschaft verstärkt, halten wir für durchaus positiv.

Ich glaube auch nicht, dass das gegen Herrn Dr Vogt geht. Denn auch der Vertrag von Herrn Dr Dohr läuft im Oktober aus, und wir alle wissen, dass es dann zu einer Ausschreibung kommen wird, in der sich sowohl Dohr als auch Vogt als auch jemand ganz anderer bewerben kann. 

Daher glaube ich persönlich und glaubt meine Fraktion, dass es sehr positiv ist, wenn man das quasi hochschwellig auf Gesetzesebene verankert und nicht verschiedene Institutionen, die zum Teil miteinander konkurrieren, aufbaut. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Jetzt liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Dr Claudia Laschan: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nur kurz zum Akt: Ich möchte zu dieser im Raum stehenden Befürchtung, Oppositionsrechte würden durch diese Strukturänderung nicht ausreichend gewahrt sein, darauf hinweisen, dass der PSD-Vorstand sozusagen eine Aufsichtsratsfunktion wahrnehmen wird. So wie schon bisher über die Agenden und inhaltlichen Dinge des PSD in diesem Vorstand immer ausführlich diskutiert wurde, so wird auch in Hinkunft ausführlich über die Drogenarbeit diskutiert werden. 

Darüber hinaus gibt es - das hat ja Kollegin Ramskogler schon erwähnt - den Drogenbeirat, der dazu da ist, mit hoch qualifizierten Expertinnen und Experten die Drogenarbeit und die aktuellen Entwicklungen im Drogenbereich zu diskutieren. Dazu gibt es den Drogenbeirat, und da sind alle herzlich eingeladen, die Möglichkeit, sich dort auch inhaltlich einzubringen, wahrzunehmen. 

Was mir am wichtigsten erscheint und was mich jetzt ein bisschen schockiert hat, war ein Zwischenruf von Kollegin Cammerlander, in dem sie zum Thema Konzept gesagt hat: „Es gibt ja keines." So lautete dieser Zwischenruf. Es wundert mich doch, dass Sie so uninformiert sind und nicht wissen, dass sich die Wiener Drogenpolitik nach dem Wiener Drogenkonzept richtet. Jenes ist vom Gemeinderat beschlossen worden und ist so lange gültig, bis eventuell ein neues vom Wiener Gemeinderat beschlossen werden wird. 

Es gibt das Wiener Drogenkonzept, nach diesem agiert die Drogenkoordination, und sie wird es auch in Zukunft tun. Durch dieses Drogenkonzept zieht sich ein roter Faden von Prävention, von der Erkenntnis, dass Sucht und Drogen multifaktorielle Geschehnisse sind; das alles hat ja die Kollegin von der ÖVP schon gesagt. Ich sage nichts weiter zum Drogenkonzept, weil ich davon ausgehe, dass die Kolleginnen und Kollegen dieses Wiener Drogenkonzept, zumindest die Zusammenfassung, kennen.

Ich möchte abschließend darauf hinweisen, dass es in diesem Akt um Synergieeffekte geht, die wir ja alle begrüßen, und dass es darum geht, einen neuen Schwerpunkt im Bereich der Suchtproblematik zu setzen, nämlich auch einen Schwerpunkt Alkohol dazuzunehmen. Ich ersuche daher um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Abstimmung wird nun getrennt durchgeführt. 

Ich lasse zunächst über die Postnummer 56 abstimmen.

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Zu dieser Post gibt es zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP.

Ich lasse zuerst über den Antrag betreffend Pflegeombudsmann abstimmen. Hier wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN fest, damit ist dieser Antrag nicht angenommen.

Der zweite Antrag betrifft den Status quo der Psychiatriereform. 

Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest, damit hat auch dieser Antrag nicht die erforderliche Mehrheit gefunden.

Wir kommen nun zur Abstimmung über Postnummer 57. 

Wer für die Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 85 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die "Wiener Naturwacht".

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen, wenn auch nicht so kurz wie der Herr Berichterstatter. 

Es geht da um zwei Dinge. Die "Naturwacht" - damit man das noch einmal in Erinnerung ruft - sind Menschen, die durch Landschaftsschutzgebiete fahren oder gehen, Phantasieuniformen anhaben und dort Leute anhalten, Kröten retten, was auch immer. Die eine Geschichte, die ich mich dabei immer wieder frage, ist: Es gibt meines Wissens das Gewaltmonopol des Staates. Braucht man jetzt eine spezielle Landschaftsschutzgebiets- und Naturschutzgebiets-Polizei? Ich sage Nein, aber es gibt sie. 

Diese spezielle Landschaftsschutzgebiets-Polizei wird immer wieder gefördert. Sie hat zwar auch etwas Gutes, aber sie hat eben diese Form von: Da geht jemand herum und hält mich auf, und dann muss ich mich vielleicht sogar noch ausweisen. Es gibt bei uns immer wieder Beschwerden darüber. 

Aber das Interessante dabei ist: Sie hat in den Jahren 2003, 2004 und 2005 immer 24 600 EUR bekommen. Diesmal hat sie um 27 500 EUR angesucht, und wieder hat sie 24 600 EUR bekommen. Jetzt frage ich mich natürlich: Wofür bekommen sie dort 24 600 EUR? Darüber steht immer Verschiedenes drin; einmal steht drin, für die Kontrollgänge; dann brauchen sie es für die Taschenlampen, danach für die Taschenlampenbatterien; ein anderes Mal wieder für Briefmarken oder für die Uniformen und dergleichen Dinge mehr. Vielleicht haben sie auch Nachtsichtgeräte, was weiß ich. Faktum ist, sie bekommen jedes Mal 24 600 EUR, und es ist immer budgetär bedeckt.

Dann gibt es die Naturfreunde - die haben wir heuer noch nicht gehabt, aber in alle den Jahren davor -, die bekommen auch immer eine Subvention. Einmal haben sie 28 000 EUR beantragt und 28 000 EUR bekommen. Ein anderes Mal haben sie 18 000 EUR beantragt und diese 18 000 EUR auch bekommen. Es waren immer 100 Prozent. Heuer haben sie noch nichts beantragt, aber wir können darauf wetten: Sie bekommen wieder 100 Prozent!

Dann gibt es den Club of Rome, der bekommt auch immer viel Geld; heuer diesmal nicht. Man weiß zwar nicht genau, was sie dort tun, aber immerhin gibt es 21 000 EUR. Sie sagen: Umweltbewusstsein heben, was immer das für einen Club of Rome heißt. Aber es sind 21 000 EUR.

Das Interessante ist, da gibt es einen Verein, der der Katholischen Jugend nahe steht und "Freiwilliges Ökologisches Jahr" oder "Jugendumwelttage" heißt; das sind die beiden, die da gemacht werden. Sie suchen um 6 000 EUR an und bekommen immer 2 000 EUR. Der Grund ist stets der gleiche, es steht immer drin: Es ist keine budgetäre Bedeckung vorhanden. Beim "Freiwilligen Ökologischen Jahr" ist es das Gleiche, immer bekommen sie 33 Prozent.

Das heißt, wenn es uns das wert ist, dass diese Phantasieuniformträger jedes Jahr 24 600 EUR bekommen, die sozusagen ein Privat-Gewaltmonopol des Wiener Lokalstaates in den Landschaftsschutzgebieten haben und mich dort aufhalten dürfen, weil ich irgendwelche Sachen mache, die ihnen nicht gefallen, oder irgendeiner Kröte über den Weg helfen - das kann ja auch sein, das ist auch wichtig -, dann bekommen sie 24 600 EUR. Aber für die anderen, die Jugendlichen helfen, ein Jahr lang ökologisch wichtige Dinge zu tun, gibt es immer noch zu wenig Geld. - Das ist das eine. 

Aus diesen beiden Gründen - dass man einfach wichtigen Dingen das Geld versagt und dafür Phantasieuniformträger jedes Mal damit dotiert - ist mir das nicht 24 600 EUR wert. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Einzelne Förderanträge gegeneinander aufzurechnen, ist natürlich eine Möglichkeit, erst recht auch eine Möglichkeit und ein Recht der Opposition. Ich glaube nur, das bringt uns nicht wirklich weiter, weil es immer Vereine und Initiativen geben wird, die im Vergleich zu anderen besonders viel bekommen, und andere, die weniger bekommen. Das einfach gegeneinander auszuspielen, halte ich für nicht besonders sinnvoll. 

Es gibt ganz konkrete Richtlinien. Es gibt Förderrichtlinien der MA 22, die auch beim Akt immer dabei sind. Es gibt ein Prüfen der sachlichen Rechtfertigung aller unterschiedlichen Anträge und natürlich - und dafür ist ja die "Naturwacht" auch ein Beleg - ein Prüfen der budgetären Bedingungen. Die "Naturwacht" wollte ja mehr, und sie bekommt weniger, abgesehen davon, dass es auch eine legistische Grundlage für die Vereinigung gibt. 

Zumindest darauf würde ich mich gerne mit dir verständigen, dass du uns nicht unterstellst, dass wir diesen "Jugendumwelttage"-Menschen irgendetwas ganz Böses antun und sie jedes Jahr aus irgendeinem ganz argen, gemeinen Grund irgendwie schlecht behandeln. Es gibt eine dafür zuständige Magistratsabteilung, die das sehr genau prüft.

In dem Sinn bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ, ÖVP und FPÖ fest, damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 87. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen von Grundstücken im 22. Bezirk, KatG Breitenlee, an die "Gesiba" Gemeinnützige Siedlungs- und Bau AG. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung, wobei ich gemäß § 25 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle.

Wer für den Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der SPÖ, ÖVP und FPÖ fest, damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 89. Sie betrifft den Verkauf eines Grundstückes im 10. Bezirk, KatG Inzersdorf Stadt, an die VCG Immobilienbesitz GmbH sowie die Einräumung eines Servituts. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frank. - Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben schon im Ausschuss gesagt, dass wir dieses Geschäftsstück ablehnen werden. Ich möchte es jetzt ganz kurz begründen.

Es ist so: Wenn man durch die Favoritenstraße geht, sieht man schon einige Objekte, die leer stehende Büroflächen zur Verfügung haben, sodass wir glauben, dass im Moment die Notwendigkeit eines weiteren Bürobaus am Wienerberg nicht unbedingt gegeben ist. Und wenn ich die Gesamtentwicklung sehe, dann steht hier im Kontrollamtsbericht: Am Wiener Büromarkt wurde für das Gesamtjahr 2006 mit einer Leerstandsrate von Büroflächen von 6,2 Prozent gerechnet. Es ist das, zugegeben, ein bisschen weniger als 2005; da waren es noch 7 Prozent.

Wir müssen vermeiden, dass hier wiederum ein Bürohaus gebaut wird, in dem man sich im Nachhinein - auch das wurde hier schon sehr massiv diskutiert - wie beim Media Tower vielleicht noch einmal um wesentlich überhöhte Mieten einmietet, damit diese Flächen auch genutzt werden. Wir glauben, dass auch aufgrund des bevorstehenden Ausbaus des Zentralbahnhofs noch einmal eine ganze Menge an Büroflächen auf uns zukommen werden. 

Wir liegen damit im Bereich von x-Tausenden Quadratmetern, sodass wir für Favoriten nicht ein zusätzliches Bürohaus brauchen. Daher lehnen wir es ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächster Redner ist Herr GR Dkfm Dr Maurer. - Bitte.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Nur zur Richtigstellung, nein, zur Ergänzung dieses Redebeitrags: Man muss berücksichtigen, dass es sich bei diesem Gebäude keineswegs nur um ein reines Bürogebäude handelt, sondern in größtem Ausmaß um eine Garage. Und zwar in einem Bereich, in dem eine Garage sehr dringend notwendig ist, weil die dichte Besiedlung am Wienerberg das einfach erforderlich macht. 

Es ist dies übrigens eine Planung, die schon länger zurückliegt, für die es die Flächenwidmung auch tatsächlich schon fertig gibt und gegen die es keinerlei Einwände gegeben hat, sowohl von Dienststellen als auch von sonstigen Anrainern oder sonst irgendjemandem. Es ist auch die Verkehrstauglichkeit geprüft worden. Alle Dienststellen und der Bezirk waren dafür. Die verkehrstechnische Beurteilung durch die MA 46 ist positiv gewesen. 

Das heißt, in Wirklichkeit geht es um eine Garage - ein sehr umstrittenes Projekt. Es ist selbstverständlich, dass die GRÜNEN gegen eine Garage sind, das muss aber nicht näher erläutert werden, das ist ja immer so. Doch in Wirklichkeit handelt es sich dort um ein Objekt, das dringend notwendig ist und das jetzt endlich gebaut wird.

Es handelt sich heute eigentlich nur um die Grundstückstransaktion, alles andere - Detailplanungen und so weiter - liegt noch nicht vor. Aber die Grundstückstransaktion soll jedenfalls heute, nach langen Verhandlungen, endlich beschlossen werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und ÖVP fest, damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 14. Sie betrifft die Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzen-
becher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Herzog. - Bitte.

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Gegenstand der heutigen Verhandlung ist die Geschäftseinteilung für den Magistrat, und zwar für die Aufgaben der MA 20, der Einwanderungsbehörde, vor kurzem noch "Fremdenrechtliche Angelegenheiten", und 61. Standesämter und Staatsbürgerschaften werden in die MA 35 übertragen und heißen dann "Einwanderung, Staatsbürgerschaft und Standesamt". Das wäre ein bloßer verwaltungstechnischer Vorgang und an und für sich kein Problem, dem man besondere Beachtung schenken müsste, außer man hat inhaltliche, organisatorische Bedenken. 

Für uns allerdings ist es nicht zuletzt der gewählte Titel der neuen Behörde, der uns zu dem Ganzen Nein sagen lässt. Jetzt kann man sagen, der Name ist vielleicht nicht ganz das Wesentliche. Aber ich glaube, sowohl bei StRin Wehsely als auch bei den Wiener Sozialdemokraten ist der Name selbstverständlich Programm, ein Programm, mit dem die SPÖ und die Stadträtin ganz offensichtlich den Begriff der Integration durch den der Diversität ersetzen wollen; wir haben bereits gestern darüber gesprochen. 

Ich glaube, die SPÖ ist gerade dabei, sich auf leisen Pfoten vom bisherigen Weg zu verabschieden und diesen Weg zu verlassen, Zuwanderer durch Anpassung an unsere Sprache, Kultur und Rechtsordnung, natürlich auch unseren Rechtsbestand und unsere Gebräuche zu integrieren, und den Wechsel hin zu einer anderen Politik zu machen, zu einer bewussten Einwanderungspolitik. Denn sonst würde die Magistratsabteilung schlicht und einfach anders heißen. 

Via Diversität werden Gleichbehandlung und Gleichrangigkeit anderer Kultursprachen und Sitten ganz selbstverständlich festgeschrieben. Mich wundert das zu einem gewissen Maß, weil offensichtlich ältere Sozialdemokraten - ich darf das sagen, weil ich selber dieser Generation angehöre - wie VBgm Rieder jetzt offensichtlich noch nicht wissen, wohin der Weg geht. Er hat ja noch in der Rechnungsabschlussdebatte festgestellt - und zwar hat er das in der Einleitung klar festgestellt -, dass Sprachkenntnis und Integration im Mittelpunkt der Politik zu stehen haben. Frau Wehsely wird hier noch ganz deutliche Überzeugung- und Aufklärungsarbeit in der eigenen Kollegenschaft vorzunehmen haben. 

Die Wiener Sozialdemokraten ändern nicht nur die Richtung verbal und die allgemeine Richtung in Zuwanderungsfragen, sondern haben ja bereits vor dieser Änderung durch die MA 17, Integration und Diversitätsangelegenheiten, konkrete Taten gesetzt, um diese Politik voranzutreiben. Die SPÖ nimmt damit in Kauf, dass unsere Gesellschaft umgewandelt werden soll, und sie nimmt damit in Kauf, dass sich in Wien die beginnenden Gegengesellschaften verstärken und dass es hier Leute und große Gruppen gibt, die nicht bereit sind, sich in die Gesellschaft des Gastlandes zu integrieren.

Wir haben heute schon genügend Spannungen in vielen Teilen Wiens. StR Faymann hat in einem Interview im November 2005 festgestellt - in der "Presse" war das -, dass eben die Spannungen im Gemeindebau deutlich zunehmen. Er hat dort auch gesagt, dass er eine Ghettoisierung befürchtet - das steht wortwörtlich drin - und dass sich die Konflikte häufen: Mediatoren müssen aushelfen, um im Gemeindebau die Gemüter zu beruhigen und Streit zu schlichten.

Dieses Konfliktpotential wird durch äußere Maßnahmen noch verstärkt - siehe die drei EU-Richtlinien, die wir schon öfters diskutiert haben. In erster Linie geht es in dem Zusammenhang natürlich um die Gleichbehandlungsrichtlinie in Bezug auf Drittstaatsangehörige, die die Öffnung der Gemeindebauten beziehungsweise den Zugang zur Sozialhilfe vor- und festschreiben will.

Die SPÖ wiegelt hinsichtlich der Folgen ab. Sowohl, was den Gemeindebautenzuzug als auch die Sozialhilfe betrifft, wiegelt sie ab. Ich glaube das eigentlich nicht, dass das so laufen wird, wie in dieser Abwiegelungspolitik beschrieben wird. 

Die GRÜNEN glauben das auch nicht. Wenn ich darauf hinweisen darf, hat nämlich die Frau Kollegin Korun, an einem Freitag im Jänner muss das gewesen sein, das genaue Datum steht nicht da, in einem Interview im Museumsquartier zu diesen Dingen noch einiges gesagt. Auf die Frage eines Journalisten, wie viele Nicht-EU-Ausländer derzeit in Wien die Vorbedingung von fünf Jahren legalem Aufenthalt erfüllen, antwortete Korun, dass man von zirka 40 Prozent, das sind 100 000 Per-
sonen, ausgehe. Sie rede aber nicht gerne darüber, was ich wieder verstehe.

Interessant ist auch, wenn man sich anschaut, was sich in der Zwischenzeit in der Sozialistischen Partei tut. Auf der einen Seite die Darstellung der Wiener Sozialdemokraten und die StRin Wehsely und auf der anderen Seite die Bundes-SPÖ und ihr Vorsitzender Gusenbauer, der heute in einem Bericht im “Standard“ ganz Bemerkenswertes von sich gegeben hat. Er hat ein neues Programm vorgestellt, worin ein neues Gesetz vorkommt, eine Zuwanderungskommission und ein Integrationsstaatssekretariat sollen eingerichtet werden. Ob diese organisatorischen Maßnahmen wirksam werden oder nicht, ist eine andere Frage. Darüber muss man sich unterhalten. Ich glaube nicht, dass die Einrichtung von Institutionen allein die Dinge lösen wird. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist aber wichtig!) Es wird der Geist notwendig sein, der hier zu Veränderungen im positiven Sinne führt und von einer verfehlten sozialistischen Politik wegleitet. 

Er hat aber, und das ist ganz wesentlich, festgestellt, Deutschkenntnisse und Integrationswille für die Aufenthaltsverfestigung müssen zwingend sein, nicht nur für die Staatsbürgerschaft, sondern für die Aufenthaltsverfestigung. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das steht eh schon im Gesetz!) Er hat des Weiteren festgestellt, schreibt der “Standard“: „Neu dabei ist die Bestimmtheit, mit der der SPÖ-Chef Alfred Gusenbauer den eher nicht liberalen Zugang der SPÖ festlegte. Zuwanderung ist ein Privileg, kein Recht." (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Lesen Sie den Artikel weiter vor!) Keine Sorge, ich lese noch lange weiter, Frau Kollegin! Keine Frage! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren von der Wiener Sozialdemokratie, die Äußerung „Zuwanderung ist ein Privileg, kein Recht." ist eine für einen sozialdemokratischen Obmann und Vorsitzenden sensationelle Erklärung. Sie deckt sich auf weiten Strecken mit den freiheitlichen Vorstellungen. Ich kann das nur deutlich und klar unterstreichen!

Er sagt des Weiteren: „Das Erlernen der deutschen Sprache ist einer der zentralen Punkte der SPÖ." Na ja, den Eindruck haben wir in Wien eigentlich nicht. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Weil ihr nicht mitstimmt!)

Gusenbauer sagt des Weiteren: „Wer in Österreich leben will, soll unsere Sprache beherrschen und unsere Werte, gleiche Bürgerrechte und Frauenrechte, kennen und akzeptieren." - Frau Kollegin, von Akzeptieren ist bei Ihnen nie die Rede! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sie sprechen Wünsche aus, aber Ihr Vorsitzender Gusenbauer macht in der Zwischenzeit andere Feststellungen. Ich bin froh, dass das geschieht.

Er sagt weiters, dass Österreich wegen der Verfahrenslänge ein attraktives Land für Asylsuchende sei und es werde dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet. Töne, die man von Wiener Sozialdemokraten, von wegen Missbrauch des Asylwesens, noch in keiner Weise viel hörte, ganz im Gegenteil, da kommen nur verteidigende Äußerungen.

Aber, Frau Kollegin Wehsely, Sie haben auch das Glück, dass Sie von Sozialdemokraten außerhalb von Wien, ich weiß es nicht, unterstützt werden. Der SPÖ-Menschenrechtssprecher Walter Posch, aus welchem Bundesland er kommt, weiß ich nicht, findet an der Enquete wenig Gutes. Er sagt: „Mir gefällt die Diktion nicht, die Zuwanderer und Asylwerbende zu Bittstellern macht." Er wendet sich gegen die Äußerungen von Gusenbauer. Wir werden hören, wie Sie sich äußern oder ein Wiener Sozialdemokrat sich äußert, aber hier tun sich neue Konfliktfelder auf, die von großem Interesse für uns sind.

Ich stelle fest, dass in manchen Äußerungen, die da festgestellt wurden, der Vorsitzende der Sozialdemokraten Österreichs etwas vertritt, was wir Freiheitliche schon lange programmatisch festgesetzt haben! (Beifall bei der FPÖ.- GR Kurth-Bodo Blind: Bravo, Gusi!)

Ich freue mich, dass es hier zu einer Flurbereinigung kommt und dass aus einem Saulus ein Paulus geworden ist. Wir werden sehen, welche Wiener Sozialdemokraten sich anschließen. Daher lehnen wir diesen Tagesordnungspunkt heute ab, wie ich meine, ganz im neuen Sinne Gusenbauers! In diesem Sinne lehnen wir, wie gesagt, im Sinne Gusenbauers, diesen Tagesordnungspunkt ab! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Mag Korun zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei der Postnummer 14 geht es, wie mein Vorredner schon erwähnt hat, um die Zusammenlegung der Einwanderungsbehörde und der Einbürgerungsbehörde. Ich werde Teile meines Statements aus dem Gemeinderatsausschuss wiederholen, weil ich finde, dass diese hier auch erwähnt werden sollen, damit sie zumindest alle anwesenden Gemeinderäte und Gemeinderätinnen hören können.

Wir GRÜNEN finden die Zusammenlegung der Einwanderungsbehörde und der Einbürgerungsbehörde prinzipiell begrüßenswert. Was wir auch im Ausschuss gesagt haben, ist, dass wir etwas rätseln, warum genau dieser Zeitpunkt gewählt wurde. Wir rätseln deshalb, weil beide Behörden derzeit neue und viel restriktivere Gesetze vollziehen müssen und damit zeitweise überfordert sind, nicht, weil sie das prinzipiell nicht gut könnten, sondern weil die neue Gesetzeslage eine sehr umfassende ist und teilweise ganz neue Bestimmungen vorsieht. Wir sind der Meinung, dass die 33 neuen Stellen, die für die MA 20, für die Einwanderungsbehörde, geschaffen wurden, weil neue Zuständigkeiten auf diese Behörde übergegangen sind, nicht ausreichen werden. Ich werde auch aus einem konkreten Fall zitieren, der diese Lücke, die entstanden ist, meiner Meinung nach sehr gut belegt.

Wir sind der Meinung, dass die Zusammenlegung dieser zwei Behörden auch deshalb Sinn macht, weil die Begleitung von einwandernden Menschen über ihre Einwanderung hinaus bis zu ihrer Einbürgerung, bis sie österreichische Staatsbürger und Staatsbürgerinnen werden, Sinn macht, damit man unterschiedliche Maßnahmen, Aktionen, Aktivitäten und so weiter auch akkordieren und damit Synergieeffekte erzielen kann.

Unseres Wissens nach wurden, wenn ich die Zahl richtig im Kopf habe, mindestens 5 000 unfertige Verfahren von der Wiener Fremdenpolizei an die Einwanderungsbehörde übergeben. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: 7 000!) - 7 000. Ich habe 5 000 im Kopf gehabt. 7 000, sozusagen noch schlimmer, unfertige Akten wurden von der Fremdenpolizei der Einwanderungsbehörde übergeben. Noch einmal wiederhole ich, dass 33 neue Stellen, um allein diesen Rucksack, den die Behörde mitbekommen hat, zu bewältigen, höchstwahrscheinlich nicht ausreichen werden. Noch dazu kommen etliche neue Anträge hinzu, weil die Einwanderungsbehörde inzwischen zum Beispiel auch für die Visaerteilung für die Familienangehörigen von österreichischen StaatsbürgerInnen zuständig ist.

Jetzt komme ich zu einem Einzelfall. Bevor ich auf den Einzelfall eingehe, möchte ich betonen, dass ich nicht jemand bin, der mit Einzelfällen argumentiert. Nachdem dieser Einzelfall aber relativ krass ist, möchte ich, dass alle hier Anwesenden die Möglichkeit haben, diesen Einzelfall zu hören. Im Ausschuss habe ich ihn deshalb nicht erwähnt, weil ich ihn erst heute hereinbekommen habe. Er schildert die teilweise vorhandene Überforderung der Behörde mit den vielen Anträgen und was daraus entstehen kann. Ich möchte auch betonen, dass ich weiß, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der bisherigen MA 20 sehr bemüht sind. Ich hoffe und glaube, dass sie in den allermeisten Fällen auch bemüht sind, die Fälle in beiderseitigem Interesse im Einvernehmen und rechtsstaatlich zu lösen. Aber so ein Einzelfall, auch wenn es ein Einzelfall ist, ist genau einer zu viel und deshalb möchte ich ihn schildern.

Ich habe heute eine E-Mail von einer österreichischen Staatsangehörigen bekommen, die mit ihrer serbischen Mutter in Wien zusammenlebt. Die Mutter ist noch immer serbische Staatsangehörige und lebt seit 1999 ganz legal in Wien. Sie ist über Familienzusammenführung mit der österreichischen Staatsbürgerin gekommen. Für die Kosten des Lebensunterhalts kommt die österreichische Staatsbürgerin, also die Tochter, auf, wie gesagt, seit 1999. Frau Stadträtin, vielleicht würde Sie der Fall auch interessieren, mich interessiert er zumindest! Seit 1999 ist die Dame, serbische Staatsbürgerin, legal über Familienzusammenführung da.

Die Mutter hat die Verlängerung des Aufenthaltsrechts beantragt und ich zitiere jetzt aus der E-Mail der Tochter: „Mein Versuch, dabei einen Daueraufenthalt für meine 79-jährige Mutter zu beantragen, scheiterte. Man hat mich informiert, dass dies nicht mehr existiere, ...", also ein Daueraufenthaltsrecht, was, wenn es so stimmen sollte, eine falsche Rechtsauskunft ist, „...sondern nur noch ein einjähriges und kostenpflichtiges Visum, das persönlich beantragt beziehungsweise abgeholt werden muss. Das hat mich geschockt.", und so weiter und so fort. „Nach mittlerweile drei Telefonaten mit unfreundlichen Mitarbeiterinnen der MA 20 wende ich mich an Sie. Die Fragen, die ich bei der MA 20 stellen wollte, wurden nicht einmal angehört. Mir wurde in einem äußerst scharfen Ton gesagt, dass man bei der MA 20 keine Zeit, weder für Telefonate noch fürs Briefelesen, hat, ich möge auf einen Brief warten, mich gedulden und Danke sagen." Woraufhin die Dame sagt, sie glaubt, ohne eine Intervention wird ihre Mutter kein Daueraufenthaltsrecht in Österreich bekommen und sie versteht das nicht, weil die Mutter seit 1999 ganz legal da ist. Alle Daten habe ich. Die werde ich hier natürlich aus Datenschutzgründen nicht vorlesen und für alle zugänglich machen. 

Wie gesagt, ich glaube nicht, dass das ein Fall ist, der sehr oft vorkommt, ich möchte auch nicht hoffen, dass das ein Fall ist, der sehr oft vorkommt. Ich weiß, dass die MitarbeiterInnen der Einwanderungsbehörde bemüht sind, aber auch so etwas kann vorkommen, wenn eine Behörde überfordert ist, wenn zu wenig MitarbeiterInnen für die vielen Fälle, die zu bewältigen sind, die teilweise von der Fremdenpolizei an die Einwanderungsbehörde übergeben wurden, da sind. Deshalb glauben wir, dass die Stadt Wien mit einer Aufstockung von 33 Personen letztendlich das Auslangen nicht finden können wird, weil die Einwanderungsbehörde aus den genannten Gründen mit den sehr vielen Anträgen derzeit eindeutig überlastet ist. Es liegt im Interesse der Stadt Wien, dass durch Personalaufstockung diese Fälle so schnell wie möglich, auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so arbeitsfreundlich wie möglich, sage ich jetzt einmal, vom Arbeitsklima her und natürlich auch im Interesse der AntragsstellerInnen so rechtsstaatlich wie möglich erledigt werden können. Es ist nämlich nicht zu akzeptieren, auch wenn es ein Einzelfall ist, unabhängig von der Staatsbürgerschaft, dass Menschen, die bei Behörden der Gemeinde Wien Anträge stellen, falsche Rechtsauskünfte bekommen, dass ihnen gesagt wird, sie sollen dankbar sein, die Behörde hat keine Zeit für sie und ihre Fragen nicht beantwortet werden!

Mein letzter Punkt betrifft auch eine Herausforderung, die unserer Meinung nach auf die neue Behörde zukommt. Ich habe schon erwähnt, dass die Gesetze wesentlich verschärft wurden. Eine der maßgeblichen Verschärfungen im so genannten Fremdenpolizeigesetz be-
trifft die Ehen von InländerInnen und AusländerInnen, jeweils mit großem I. Der Fremdenpolizei wurden weitestgehende Befugnisse eingeräumt, um so genannte Scheinehen zu überprüfen, wobei die Bundesregierung von einem Generalverdacht von so genannten Scheinehen ausgegangen ist und noch immer ausgeht, wenn Ehen zwischen In- und AusländerInnen geschlossen werden.

Ich möchte auf etwas hinweisen, was uns wahrscheinlich, ich hoffe nicht, aber auszuschließen ist es nicht, in den nächsten Monaten hier im Hause beschäftigen könnte, weil nämlich durch die Zusammenlegung von Standesamt, Einwanderungs- und Einbürgerungsbehörde und durch die neuen Gesetzesbestimmungen eine Machtfülle entsteht, mit der man, ich versuche es einmal vorsichtig zu formulieren, sehr vorsichtig umgehen sollte, wenn man nämlich bedenkt, was die Fremdenpolizei alles darf, in Wohnungen hineingehen, Zahnbürsten und Unterhosen kontrollieren, was auch seit Monaten vorkommt. Alle, die mit Migrantenbetreuung zu tun haben, können sich solche Geschichten anhören. Wenn man dann bedenkt, dass in Wien Standesamt, Einwanderungsbehörde und Einbürgerungsbehörde zusammengeschlossen werden, ist das eine große Herausforderung an diese neu entstehende Behörde, wenn sie, aber davon gehe ich aus, rechtsstaatlich agieren und Menschenrechte von allen berücksichtigen möchte, auch von Ausländern und Ausländerinnen, ganz besonders im Bereich von Ehen zwischen InländerInnen und AusländerInnen. 

Ich wollte alle diese Sorgen, alle diese Bedenken rechtzeitig geäußert haben, weil wir, wahrscheinlich nicht alle, ich nehme an, dass die Kollegen bei den Freiheitlichen solche Beschwerden nicht bekommen, aber zumindest wir GRÜNEN, immer wieder Beschwerden von Menschen kriegen, die finden, dass ihre Menschenrechte von österreichischen Behörden missachtet, nicht eingehalten werden. Selbstverständlich werden wir, wenn solche Fälle wieder hereinkommen, wenn sich unsere Befürchtungen bewahrheiten, an dieser Stelle wieder darauf aufmerksam machen. Ich wollte es aber auf jeden Fall angesprochen haben, nicht dass es dann heißt: „Hoppla, jetzt passieren da Dinge, es kommen komische Fälle vor! Wie kann so etwas vorkommen?" Wir müssen uns alle bewusst sein, dass da eine enorme Machtfülle entsteht, mit der rechtsstaatlich umgegangen werden muss. 

Weil wir aber prinzipiell den Schritt der Zusammenlegung dieser zwei Behörden richtig finden, werden wir diesem Poststück zustimmen. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Herr Berichterstatter, ein kurzes Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde mich an die Kürze halten.

Der Akt dreht sich um eine Geschäftseinteilungsänderung für den Magistrat der Stadt Wien. Es werden die Aufgaben der MA 20 - Einwanderungsbehörde und MA 61 - Standesämter und Staatsbürgerschaft künftig von der MA 35 - Einwanderung, Staatsbürgerschaft, Standesamt wahrgenommen. Es hat schon bisher Synergien gegeben. Diese sollen jetzt verstärkt werden. Es sollen die Synergien, die möglich sind, verstärkt werden. Damit können Vorteile in organisatorischer, ablauftechnischer und integrationspolitischer Hinsicht erzielt werden. 

Eben weil man diese Vorteile erzielt, halte ich es auch für falsch, dass im Ausschuss von den GRÜNEN gesagt worden ist: „Warum gerade jetzt?" Gerade jetzt, weil eben die Aufgaben schwierig und vielfältig sind, muss man diese Vorteile möglichst rasch nützen, nicht in einem Jahr oder in zwei oder in drei Jahren! Deshalb finde ich es auch richtig, dass man es gleich macht. 

Zur Bezeichnung: Es heißt: "Einwanderung, Staatsbürgerschaft, Standesamt." Das ist das, was diese Behörden als Aufgaben haben. Die Bezeichnungen sind so, wie sie international üblich sind und in jedem vergleichbaren Staat der Welt solche Behörden eben genannt werden. Dass sich daran jetzt eine Grundsatzdebatte entzündet, hat mich etwas erstaunt. Jedenfalls ist die Bezeichnung richtig und sinnvoll. 

Ich möchte jetzt, auch weil der Vorsitzende zur Kürze gemahnt hat, nicht die gesamte Integrationsdebatte von vorgestern Abend noch einmal wiederholen. Es lässt sich der Standpunkt von StRin Wehsely, den ich dort vorbringen durfte, im Protokoll nachlesen. Also zu den grundsätzlichen integrationspolitischen Überlegungen, bitte ich, im Protokoll von vorgestern nachzulesen. 

Nur weil der Kollege Herzog das Papier der SPÖ, das gestern vorgestellt worden ist, angesprochen hat: Ich glaube, Sie haben das Papier grundlegend missverstanden. (GR Dr Matthias Tschirf: Er hat es ja gelobt!) Es ist so, dass Zuwanderung kein Recht in dem Sinne ist, wie Asyl ein grundsätzliches Menschenrecht ist. Das Asylrecht ist, wenn die Voraussetzungen der Genfer Konvention und die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, zu gewähren, egal, wie viele Fälle schon da sind oder nicht. (GR Johann Herzog: Das sagt etwas anderes!) Das ist dann ein Menschenrecht, auf das Anspruch besteht. Auf Zuwanderung besteht, wie in allen vergleichbaren Staaten, kein grundsätzlicher rechtlicher Anspruch (GR Dr Herbert Madejski: Das braucht man ja nicht zu erwähnen!), sondern diese erfolgt nach den Bedürfnissen des Zuwanderungsstaates fair und korrekt, hoffe ich. (GR Johann Herzog: Wenn Sie der Meinung Gusenbauers sind, ist es eh in Ordnung! Ich freue mich, dass Sie auch dieser Meinung sind!) In diesem Sinne sage ich ganz deutlich, dass dieses Programm, das Sie eigentlich außerhalb des Aktes, weil der damit nichts zu tun hat, das muss ich Ihnen dazu sagen, angesprochen haben (GR Johann Herzog: Das ist gestattet!), ein fortschrittliches, realistisches und vernünftiges ist, und somit das Gegenteil von dem, was die FPÖ vertritt! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer ist für die Postnummer 14 in der vorliegenden Fassung? - GRÜNE, SPÖ und ÖVP, ohne Freiheitliche, somit mehrstimmig angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung der Postnummern 15, 19, 21, 22, 23, 25, 26 und 27, sie betreffen verschiedene Subventionen, gemeinsam durchzuführen. Die Abstimmung wird natürlich getrennt durchgeführt.

Frau GRin Yilmaz, bitte.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Korun, bitte.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte, wenn meine Zeit ausreicht, zu vier Poststücken etwas sagen.

Zum Projekt "Sprachkurse für Frauen": Ich möchte ausdrücklich betonen, das wir die Idee, Eltern über die Schulen ihrer Kinder zu erreichen, sehr sinnvoll und gut finden. In einem ersten Schritt Kurse für Mütter anzubieten, finden wir sehr begrüßenswert. Wir möchten anregen, dass dabei auch die Väter nicht vergessen werden, die zwar über die Beschäftigung meistens bessere Deutschkenntnisse als die eingewanderten Frauen haben, nichtsdestotrotz kann das Anliegen natürlich nicht sein, aber ich glaube, dass es nicht so ist, sozusagen ausgehend von der faktischen Erziehungsarbeit nur an Frauen zu denken. Eine Anregung unsererseits, sozusagen in einem zweiten Schritt auch "Papa lernt Deutsch"-Kurse über die Schulen der Kinder anzubieten. 

Den Aspekt, die Eltern mehr über das Schulsystem in Österreich zu informieren, finden wir auch sehr begrüßenswert. Wir hätten natürlich gehofft, dass das vor Jahren begonnen hätte. Aber immerhin besser sozusagen late than never. Insofern ist das Projekt sehr zu begrüßen. 

Zu den Deutsch- und Alphabetisierungskursen, das ist nämlich auch ein Poststück, möchte ich sagen, dass es sehr wichtig ist, nicht nur ständig von Integration zu reden, sondern als Aufnahmegesellschaft auch die Möglichkeiten zum Spracherwerb zu schaffen. Insofern sind Deutsch- und Alphabetisierungskurse sehr zu begrüßen. Noch einmal betonen möchte ich, und das werde ich unermüdlich und gebetsmühlenartig hier tun, sei es auch nur fürs Protokoll, weil viele KollegInnen nicht zuhören, aber da kann man nichts machen, dass uns die Freiwilligkeit von Deutsch- und Alphabetisierungskursen sehr wichtig ist und dass wir das hartnäckig weiterverfolgen und schauen werden, ob Wien weiterhin zu freiwilligen Deutsch- und Alphabetisierungskursen steht oder ob man immer mehr Richtung Zwang geht, wie das die Bundesregierung praktiziert. (GR Dr Herbert Madejski: Der Gusenbauer will das auch! Nicht nur die Regierung!)

Bei den Deutsch- und Alphabetisierungskursen ist es uns auch ein großes Anliegen, dass Vereine, die hier jahrelang wertvolle Arbeit geleistet haben, nicht übergangen beziehungsweise ausgeschaltet werden. Eine Professionalisierung, die eingeleitet wurde, ist prinzipiell zu begrüßen. Nur unter dem Titel der Professionalisierung das ganze System umzuschmeißen und selbstverwaltete Kurse zu eliminieren, dafür sind wir aber auf keinen Fall zu haben. Das ist ein Vorhaben, das wir nicht unterstützen können. Auch das ist ein Punkt, den wir wachsam beobachten werden. 

Ein Punkt, den ich ansprechen möchte, der in diesen Anträgen nicht vorkommt, der aber im Integrationsalltag unserer Meinung nach zu kurz kommt, ist, dass die Deutschkenntnisse, die in diesen Kursen erlangt werden können, natürlich auch mit Leben gefüllt werden müssen. Alle, die einmal versucht haben, im Erwachsenenalter eine Fremdsprache zu lernen, können wahrscheinlich davon berichten, dass die Sprachkenntnisse relativ schnell wieder verfliegen, wenn man überhaupt keine Möglichkeit hat, sie auch einzusetzen, ob das am Arbeitsplatz ist, ob das mit Nachbarn und Nachbarinnen ist oder ob es in Freundschaften mit Menschen ist, deren Muttersprache es ist oder die diese Sprache auch sprechen. Damit komme ich zu dem Punkt einer Niederlassungsbegleitung, die unserer Meinung nach enorm wichtig ist, weil wir aus Tausenden Fällen einfach wissen, dass Menschen, die sehr schön Sprachkurse besuchen und Zertifikate erlangen, diese Sprachkenntnisse wieder verlieren, wenn sie diese länger nicht einsetzen können. Auch da ist eine Niederlassungsbegleitung, die auf den Arbeitsmarktzugang vorbereitet, sehr wichtig. 

Vorletzter Punkt, Beratungsstelle Terra - Beratungszentrum für ältere Migrantinnen und Migranten: Wir finden es sehr gut, dass es jetzt so eine Beratungsstelle gibt. Wenn man diese Arbeit ernst nimmt, muss man natürlich auch dafür sorgen, dass älteren Migranten und Migrantinnen, die jetzt sukzessive in Pension gehen und auch Pflegeleistungen der Stadt Wien in Anspruch nehmen werden, wirklich gleichberechtigte Zugänge zu Dienstleistungen der Stadt Wien, aber auch zu den Gesundheitsdiensten eröffnet werden. Das bedeutet neben dem Ausbau der Mehrsprachigkeit in all diesen Dienstleistungen der Stadt Wien auch die Offenlegung des Diversitätspakets, das im Krankenanstaltenverbund vor kurzem ausgearbeitet wurde.

Ich weiß, das ist jetzt nicht Ihr Zuständigkeitsbereich, aber Integration ist bekanntlich Querschnittsmaterie. Insofern fordern wir weiterhin, dass dieses Paket, das im Gesundheitsausschuss kurz angesprochen wurde, offengelegt wird. Damals hat StRin Brauner die Information gegeben, dass das Paket noch nicht fertig ist und dass sie deshalb nicht ins Detail gehen kann. Das sage ich für den Fall, sollte es heißen, wir haben darüber im Gesundheitsausschuss schon gesprochen. Weil ich dort war, kann ich berichten, wir haben im Gesundheitsausschuss nicht im Detail darüber reden können, weil das Paket eben nicht fertig geschnürt war. Wir verlangen also sowohl die Offenlegung als auch die Umsetzung dieser Maßnahmen für ein Diversitätspaket bei den Gesundheitsleistungen, die im KAV angedacht und ausgearbeitet wurden.

Mein letzter Punkt, JUBIZ, Jugendbildungszentrum, das seit Jahren sehr kompetente Jugendarbeit im 16. Bezirk leistet. Wir finden es sehr begrüßenswert, dass es eine Anlauf- und Kompetenzstelle geben sollen, wo es um Bildungsmöglichkeiten, Bildungsangebote für jugendliche Migranten und Migrantinnen geht. Der nächste Schritt muss unserer Meinung nach sein, dass die Hauptschulabschlusskurse ausgeweitet werden, damit die Beratung, die dort stattfindet, auch sinnvoll eingesetzt werden kann. Wir wissen alle, dass zum Beispiel Quereinsteiger, also Jugendliche, die im Alter von 10, 12, 13, 14 Jahren nach Österreich kommen, sehr oft ohne Hauptschulabschluss bleiben. Oder auch Hauptschulabbrecher und -abbrecherinnen brauchen die Möglichkeit, einen Hauptschulabschluss nachzuholen, um in dieser Bildungsgesellschaft reüssieren zu können. Da sind die Angebote noch viel kleiner als der Bedarf. 

In den letzten Jahren gibt es die Tendenz, Hauptschulabschlusskurse auf ein halbes Jahr zu reduzieren, was unserer Meinung nach sehr unrealistisch ist, weil jemanden, der den Hauptschulabschluss nicht hat und womöglich mangelnde Deutschkenntnisse hat, diesen Abschluss in einem halben Jahr nachholen zu lassen, bedeutet eigentlich, ein Scheitern des Hauptschulabschlusskurses im Vorhinein in Kauf zu nehmen. Das kann es natürlich nicht sein. Da erwarten wir uns, aber das möchte ich noch einmal betonen, sowohl von der Stadt Wien als auch vom Bundesministerium für Bildung Maßnahmen, um diesen Jugendlichen gleichberechtigte Chancen zu Bildungsangeboten zu öffnen. Das muss heißen, dass sowohl der Bund als auch die Stadt Wien gefordert sind, das Bildungsangebot zu verbessern, mehr Plätze für den Hauptschulabschluss anzubieten! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Ekici, bitte.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Im Geschäftsbereich Integration liegt uns heute ein Konvolut an Anträgen zur Abstimmung vor. Vorweg gesagt, wir werden diesen Anträgen zustimmen, weil uns Integration bekanntlich wichtig ist. Da es bei den Anträgen vor allem um Subventionsansuchen für Sprach- und Alphabetisierungskurse geht, möchte ich ganz kurz darauf eingehen. 

Wie schon oft an dieser Stelle ausgeführt, ist für die ÖVP-Wien der wichtigste Hauptansatzpunkt der Integration die Sprache. Maßnahmen in diese Richtung sind selbstverständlich zu unterstützen und zu begrüßen. Auch ist es erfreulich, Frau Stadträtin, dass es in Wien eine Reihe von Angeboten in diese Richtung gibt. Sie wissen aber, was ich immer wieder kritisiere. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das sagen Sie mir nur nie!) Nur Quantität alleine reicht nicht, ist uns zu wenig! Wir fordern auch Qualitätskurse! Ich werde das so oft betonen, bis das tatsächlich einschlägt und die Qualitätsmaßstäbe und die Qualitätssicherung bei diesen Projekten tatsächlich überprüft werden. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir einmal einen Brief schreiben würden, wo Sie ganz genau die Vereine hineinschreiben, die Sie kritisieren!) - Ich werde gerne Ihre Arbeit unterstützen, Ihre Arbeit machen, die Sie bis jetzt nicht gemacht haben! Selbstverständlich werde ich das gerne machen! (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es geht um die Kritik!)
Sie wissen auch, dass ich Ihnen vor ein paar Tagen einen Brief geschrieben habe, bezugnehmend auf Ihre Ressortleiterin, Frau Mag Struppe, dass ich mit ihr das Gespräch suchen werde und sie dann sozusagen über die einzelnen Punkte und über die einzelnen Vereine, die mit ihr schon ein Gespräch gehabt haben, informieren werde. Haben Sie die E-Mail nicht bekommen? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Oja! Aber ich habe von Ihnen noch keine Antwort auf Ihre Anschuldigungen bekommen!) Ich werde es mit Frau Mag Struppe, habe ich gesagt, einzeln durchgehen, weil sie, glaube ich, in Ihrem Ressort zuständig ist. Oder ist sie es nicht? Dann werde ich es bei Ihnen machen. 

Jetzt weiter zu meinen Ausführungen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch finden wir es wichtig, dass im Bereich Sprachkurse das Prinzip "Fördern und Fordern" in Zukunft im Rahmen der Sprachförderung an Bedeutung zunehmen soll. 

Weiters glauben wir, dass bei der Subventionierung der Kurse einiges zu verbessern ist. Wir haben den Eindruck, dass fast jeder Verein, unabhängig davon, was seine Schwerpunktarbeit ist, Deutschkurse anbietet, weil es sich herumgesprochen hat, dass es für Deutschkurse Förderungen gibt. Das führt natürlich dann dazu, sehr geehrte Frau Stadträtin, dass so mancher Sprachkurs, was die Qualität betrifft, zu wünschen übrig lässt. Mir berichten immer wieder Teilnehmer, damit komme ich wieder darauf zurück, dass sie in den Kurses nichts oder zu wenig gelernt haben und die Kurse zu wenig effizient waren. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Name und Adresse!) - Ich habe es Ihnen einmal mündlich gesagt! Ich weiß nicht, warum Sie das nicht akzeptieren wollen! Ich habe jetzt wieder gesagt, wenn Sie das nicht verstanden haben, dass ich es gerne noch einmal schriftlich und mündlich mit Frau Struppe durchgehen werde, weil sie in dem Bereich verankert ist.

Wenn ich Ihnen jetzt sage "ATIB", wird das für Sie wahrscheinlich ein Fragezeichen bedeuten, weil Sie noch nie dort waren. Sie haben den Verein noch nie besucht. Das ist einer der wichtigsten Vereine in Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie waren kein einziges Mal in diesem Verein im 20. Bezirk! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Nein, "ATIB" bekommt keine Förderung!) Nein, dort haben sie das anders berichtet! Sie haben mir dort etwas ganz anderes berichtet! 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, ich gebe Ihnen den Rat, sorgen Sie endlich dafür, dass schnellstens eine Bedarfserhebung gemacht wird und dann auch eine Erhebung gemacht wird, welche Lernfortschritte von den Teilnehmern und Teilnehmerinnen gemacht werden. Was sagen Sie dazu? Können Sie darauf antworten? Nein, weil es keine Lernfortschritterfassung gibt! Es gibt keine Bedarfserhebung in dieser Richtung! Es gibt keine Evaluierung der Subventionsbewirtschaftung! Sorgen Sie dafür, dass das Geld auch sinnvoll eingesetzt wird! Ich wünsche mir ein einheitliches hohes Qualitätsniveau. Das haben Sie auch nicht! 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, wenn Ihnen die sprachliche Integration tatsächlich ein Anliegen ist, wovon ich hier ausgehe, sollten Sie diese Forderung der ÖVP-Wien schnellstens umsetzen! Wenn Sie aber nur mauern, alles beschönigen und vorhaben, Defizite und Probleme nicht zu beseitigen, und genauso reagieren Sie, liebe Frau Stadträtin (GR Kurt Wagner: Das können Sie beurteilen!), dann ist bekanntlich das Problem, das wir in Wien haben, dass dann die SPÖ sozusagen damit polemisiert. Wir wissen, dass Integration nicht von schönen Worten, Alibiaktionen und vor allem nicht von Klientelpolitik lebt. Integrationspolitik erfordert Konzepte und Maßnahmen, die zielführend sind und genau diese Maßnahmen vermissen wir von der ÖVP-Wien! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Von der ÖVP vermisse ich sie auch!) 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, wenn Sie sich bei Ihrer konzeptionellen Integrationsarbeit genauso viel Mühe geben würden wie bei Ihrer Medienarbeit, würde in Wien einiges besser laufen, glauben Sie mir das! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Projekt, das heute zur Abstimmung vorliegt, möchte ich im Besonderen nennen. Es ist das Projekt "Mama lernt Deutsch". Bei diesem Projekt geht es um Deutschkurse, die für Mütter mit nichtdeutscher Sprache an verschienen Schulen stattfinden. Wir wissen alle, dass gerade die Frauen in Familien mit Migrationshintergrund unter den Folgen unzureichender Sprachkenntnisse zu leiden haben. Der Bildungserfolg ihrer Kinder kann davon beeinträchtigt werden, weil die Eltern, die nicht Deutsch können, ihre Kinder oft nicht bei ihrer schulischen Arbeit unterstützen können. Auch gibt es dann Verständigungsproblemen mit Erziehern und Lehrern und viele anderer Probleme. All dies sind Hindernisse bei der Bewältigung von Lernschwierigkeiten, die man ansprechen muss. Deswegen begrüßen wir von der ÖVP-Wien, dass endlich unsere langjährige Forderung, Müttern mit Migrationshintergrund unter akzeptablen Bedingungen Deutschkurse anzubieten, von der Stadt Wien umgesetzt wird! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Da müssen Sie ja selbst lachen!)
Doch bei den Zuständigen der Stadt Wien muss anscheinend viel Zeit vergehen, ehe die Erkenntnis, dass man um dieses Thema nicht herumkommt, auch bei ihnen ankommt, denn schon im Jahr 2000 wurde diese Forderung im Integrationspapier der ÖVP-Wien festgehalten. Das beweist einmal mehr die Vorreiterrolle der ÖVP-Wien in Integrationsfragen! (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit bei der SPÖ. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Verschickung der Kinder!)
Was bei der Förderung der Deutschkurse, meine sehr geehrten Damen und Herren, leider noch immer außer Acht gelassen wird, ist die von der ÖVP-Wien geforderte Frühförderung der Migrantinnen- und Migrantenkinder. - Sie diskutieren. Ich warte einmal, bis Sie ausdiskutiert haben, dann mache ich weiter. - Bekanntlich sind wir für das freiwillige Gratiskindergartenjahr, meine sehr geehrten Damen und Herren. Gestern hat sich der SPÖ-Obmann Gusenbauer, das wird Ihnen ja bekannt sein, für ein verpflichtendes Vorschuljahr ausgesprochen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist etwas ganz anderes!) Sehr geehrte Frau Stadträtin, was ist Ihnen lieber, ein freiwilliges Gratiskindergartenjahr oder ein verpflichtendes Vorschuljahr? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ein verpflichtendes Vorschuljahr!) Aber dann müssen Sie Ihren Obmann erst davon überzeugen. Ich glaube vielmehr, dass Sie sich dann von Ihrem Bundesparteiobmann breitschlagen lassen und unsere Forderung nicht erfüllen werden, aber seine Forderung nach dem verpflichtenden Vorschuljahr erfüllen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Bekanntlich sprechen Sie sich immer gegen Verpflichtungen im Integrationsbereich aus. Oder irre ich mich da?

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, es gibt auch einen anderen sehr sensiblen Bereich, wo die Stadt Wien sehr viel schuldig geblieben ist. Es geht um die sprachliche Unterstützung von MigrantInnen in den städtischen Krankenhäusern. Meine Kollegin ist heute schon kurz auf das Thema eingegangen. Es gibt meines Wissens nach fünf bis sechs Personen, das ist gerade einmal eine Hand voll, die diese Aufgabe wahrnehmen, die beim KAV arbeiten und dolmetschen. Da ist die Bezeichnung "mangelhaft" noch eine Untertreibung. Auch hier warten wir immer noch darauf, Frau Stadträtin, dass etwas geschieht. Ich appelliere an Sie, warten Sie nicht, bis etwas Schlimmes passiert, handeln Sie! 

Zum Schluss: Integration von MigrantInnen gehört mit Sicherheit zu den wichtigsten Themen der nächsten Jahre. Die Wiener Stadtregierung wird mit Ihrer Politik dieser Aufgabenstellung bei weitem nicht gerecht. Selbst der SPÖ-Bundesobmann Gusenbauer sieht durch seine Annäherung an die Ideen der Integrationsvereinbarung der ÖVP, sehr geehrte Frau Stadträtin, dringenden Handlungsbedarf! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben heute acht Poststücke, die hier zu Beratungen vorliegen und über die wir demnächst abstimmen werden. All diese acht Projekte haben ein gemeinsames Ziel beziehungsweise einen gemeinsamen Nenner, das heißt, den Wienerinnen und Wienern mit Migrationshintergrund bei ihren Bemühungen in ihren Integrationsprozessen behilflich zu sein. Diese Projekte sind Maßnahmen, die der Stadt und allen Menschen in dieser Stadt zu Gute kommen, die ein friedliches Miteinander fördern. Die ganze Stadt und die ganze Bevölkerung profitiert davon. Zum Beispiel der Verein Terra - Beratungszentrum für ältere Migrantinnen und Migranten, wurde schon erwähnt, Verein “helping hands“, Verein "Orient Express", Verein Afrikanische Frauenorganisation und ei-
nige andere mehr sind dazu da und sind langjährige Partner der Stadt Wien in der Begleitung und Zuarbeit bei der Unterstützung für MigrantInnen. 

Weil das Projekt "Mama lernt Deutsch", das auch eines meiner Lieblingsprojekte ist, erwähnt wurde, möchte ich auf einige Eckpunkte eingehen. "Mama lernt Deutsch" wurde schon im vergangenen Jahr in ein paar Schulen als Pilotprojekt begonnen und hat, wie viele unserer Angebote, einen sehr großen Zulauf gehabt, war sehr erfolgreich. Diesmal haben wir die Ausweitung dieser Kurse vorgelegt bekommen. Bei dieser Förderung werden 144 Kurse an 120 Schulstandorten eingerichtet werden und zirka 2 200 Kursplätze wird es geben. Ich meine, das ist eine der besten Möglichkeiten, die Menschen, insbesondere in dem Fall natürlich die Frauen, die neu nach Österreich zugewandert sind, aber auch die, die schon länger da sind, durch die Beziehung der Kinder in der Schule für diese Deutschkurse gewinnen zu können.

Im Mittelpunkt dieser "Mama lernt Deutsch"-Kurse steht nicht nur das Deutschlernen. Es sind einige zusätzliche Modelle und begleitende Projekte dabei, wie eben der Kontakt mit dem Elternverein, wie eben der Kontakt mit den Lehrern, aber auch nicht innerhalb der einen Community, sondern von allen Zuwanderinnen und Zuwanderern, den Kontakt und die Kommunikation zu verbessern. Ich meine, dass in eine Schule, nicht in alle, aber in viele, an die 20 bis 30 Kinder verschiedener ethnischer Herkunft gehen und die Kommunikation unter den Ethnien dadurch verbessert werden wird.

Bei diesen "Mama lernt Deutsch"-Kursen ist es der Frau Stadträtin gelungen, da möchte ich mich bei ihr wirklich herzlich bedanken, abgesehen davon, dass sie stattfinden, dass sie auch Partner in der Wirtschaft gefunden hat. Es ist der Stadträtin gelungen, eine große Versicherung und eine renommierte Bank mit ins Boot zu holen, um diese Kurse zu unterstützen, damit Bildung auch einen anderen Stellenwert bekommt.

Diese "Mama lernt Deutsch"-Kurse werden über das ganze Schuljahr gehen, beginnend Ende September bis Anfang Juni. Pro Kurs werden zirka 15 Teilnehmerinnen und 150 Unterrichtseinheiten, jeweils zwei bis drei Stunden in der Woche, sein. In den anderen Zeiten liegen verschiedene Programme vor, wie eben der Kontakt zu Elternvereinen, aber auch zu anderen Einrichtungen der Stadt Wien.

In diesem Sinne möchte ich Sie um Zustimmung bitte. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Postnummer 15. Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen.

Postnummer 19. Wer ist dafür? - Mehrstimmig, ohne Freiheitliche.

Postnummer 21. - Ebenfalls mehrstimmig, ohne Freiheitliche.

Postnummer 22. - Mehrstimmig ohne Freiheitliche.

Postnummer 23. - Ohne Freiheitliche, mehrstimmig.

Postnummer 25. - Das gleiche Abstimmungsverhalten.

Postnummer 26. - Ist ebenfalls ohne Freiheitliche und mehrstimmig.

Postnummer 27. - Ebenfalls mehrstimmig, ohne Freiheitliche.

Es gelangt nun die Postnummer 52 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Kunstverein Wien. 

Hier gibt es keine Wortmeldung.

Wer für die Postnummer 52 ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ, ÖVP und GRÜNE, ohne die Freiheitlichen, ist somit mehrstimmig angenommen.

Postnummer 53. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Stadtimpuls.

Frau GRin Mag Straubinger, bitte.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist eröffnet. 

Herr GR Schreuder, bitte. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden diesem Akt nicht zustimmen und ich will nur kurz erklären, warum. 

Prinzipiell, als wir den Akt durchgelesen haben, merkt man, das klingt alles super, sinnvolle Tätigkeit, das kommt auch immer wieder vor. Ich bin jetzt erst seit knapp über einem halben Jahr im Gemeinderat. Wenn man dann tiefer hineinschaut, wohin Subventionen gehen, kommt man immer wieder darauf, dass es sich um parteipolitisch gefärbte Subventionen handelt. Die Personen, die hier den Antrag gestellt haben, sind allesamt der SPÖ zugehörig.

Prinzipiell sind wir der Meinung, wenn Kulturinitiativen Förderansuchen vergeben sollen, weil es sich sozusagen um einen Vermittler handelt, man kann dort Förderungen beantragen und sie bekommen, wenn man der Meinung ist, dass das unabhängig passieren soll, dass eine unabhängige Kulturinitiative von selbst spannende Projekte machen kann, dann wäre diese Unabhängigkeit eine Erhöhung der Spannung. 

In diesem Sinne glauben wir in diesem Fall nicht daran, dass es sich bei allen Beteiligten um Menschen handelt, die wohl nicht durch die rote parteipolitische Brille entscheiden werden. Deswegen lehnen wir ab. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Ludwig, bitte.

GR Dr Michael Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mein Vorredner Kollege Schreuder hat zu Recht darauf hingewiesen, dass der Verein Stadtimpuls in Kooperation mit zahlreichen Kulturinitiativen in unserer Stadt hervorragende Kulturarbeit leistet. Da sind wir völlig einer Meinung.

Ich bin nur, Kollege Schreuder, wie Sie der Meinung, dass wir eigentlich keine Bevölkerungsgruppen aus dem Kulturleben ausschließen sollten und dass wir, wenn man so will, auch in einem offenen Kulturdialog mit allen Bevölkerungsgruppen unserer Stadt stehen sollen. Das gilt für Zuwanderer genauso wie für Minderheiten in unserer Stadt. Ich würde eigentlich Ihre Forderung nicht einsehen, dass gerade die Gruppe jener Menschen, die sich zur Sozialdemokratie bekennen, aus dem Kulturleben völlig ausgeschlossen werden soll. Warum ein Mitarbeiter der SPÖ oder ein der SPÖ nahe stehender Mensch keine Möglichkeit haben soll, sich in seiner Freizeit kulturell zu betätigen, müssten Sie mir eigentlich theoretisch erklären. Da sehe ich eigentlich keinen Widerspruch zur hervorragenden Qualität der Leistungen, die dieser Kulturverein bringt. Deshalb meine ich, dass Sie einen solchen Kulturverein nach den Leistungen, die er bringt, und nach den Inhalten, die vermittelt werden, bewerten sollten. Hier hat der Kulturverein Stadtimpuls zweifellos sehr viel Positives zu leisten.

Wenn Sie sich den Antrag und auch den Bericht vom letzten Jahr angesehen haben, möchte ich nur zwei Punkte herausgreifen, um zu zeigen, dass diese Kulturinitiativen auch von einem größeren Teil unserer Bevölkerung wahrgenommen worden sind. Wenn ich daran denke, dass unter der Überschrift "Utopie und Freiheit" ein ganz neuer Aspekt zum Gedenkjahr 2005 gefunden worden ist, nämlich beispielsweise die Zeitkapsel, ein Gedächtnisspeicher, der sich in innovativer Art und Weise mit der Vergangenheit unserer Stadt und unseres Landes beschäftigt und auch neue Formen der Kommunikation gefunden hat, so war das ein völlig neuer Weg in der Vermittlung von Kultur und gesellschaftlichen Anliegen. 

Oder ein zweiter Punkt, der, denke ich, Ihnen, Kollege Schreuder, auch sehr wichtig sein müsste, dass es nämlich mit der Initiative "Female Pressure" gelungen ist, erstmals eine Kompilation aller weiblichen DJs aufzulisten. Das war eine Neuheit, wenn man so will, im Kulturleben unserer Stadt, ein völlig neues innovatives Projekt. 

Ich denke, dass es die bisherigen Leistungen des Vereins Stadtimpuls rechtfertigen, dass wir auch diesem Antrag zustimmen, der diesmal unter dem sehr wichtigen Thema "Wien gemeinsam leben" steht, wo es vor allem darum geht, sich mit verschiedenen Kulturformen auseinander zu setzen, ein Miteinander, eine Plattform unterschiedlicher Kulturen zu finden, aber auch im Generationendialog neue Wege zu gehen.

Deshalb würde ich Sie einladen, auf Grund Ihrer richtigen Einschätzung, dass dieser Verein gute inhaltliche Arbeit leistet, diesem Antrag zuzustimmen. Meine Fraktion wird das auf jeden Fall tun. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer ist für den Antrag in der vorliegenden Fassung? - Das sind ÖVP und SPÖ, somit mit Mehrheit angenommen.

Postnummer 55, sie betrifft Jahressubventionen und Projektzuschüsse an diverse Theater und Gruppen.

Frau GRin Zankl, bitte.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Wolf, das Rednerpult gehört Ihnen.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es handelt sich um einen Rahmenbetrag in Höhe von 1 Million EUR. Damit sollen Jahressubventionen und Projektzuschüsse für diverse Theater und Gruppen finanziert werden.

Einem Rahmenbetrag zuzustimmen, heißt, auf Kontrolle zu verzichten. Wir verzichten nicht auf Kontrolle, denn wenn ein Rahmenbetrag einmal beschlossen ist, besteht für die Opposition keinerlei Möglichkeit, die Ausgaben und die Projekte, die finanziert werden, zu überprüfen und zu kontrollieren! Wir verzichten nicht auf Kontrolle! Eine Blankovollmacht bekommt der Herr Stadtrat von uns und meiner Fraktion nicht! (Beifall bei der ÖVP.)
Wir wissen nicht, was er mit den Rahmenbeträgen finanzieren will und wird. Wir wissen nur, dass derzeit die Subventionspolitik des Stadtrats drei Wiener Theater knapp vor das Zusperren gebracht hat. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Mit Ihrer Zustimmung!) Es handelt sich um das KosmosTheater um das Ateliertheater und um Vindobona, drei Wiener Bühnen, die in diesen Tagen knapp vor dem Zusperren stehen. Daher ist Misstrauen angebracht, schon gar, wenn ich mich an die gestrige Debatte zum Rechnungsabschluss erinnere, wo GR Woller sich hier hingestellt und dem Stadtrat dafür gedankt hat, dass er das Budget überzogen hat. Man muss sich vorstellen, ein Gemeinderat beschließt ein Budget, das der Stadtrat einzuhalten hat und hat dann die Stirn, sich hier hinzustellen und dem Stadtrat dafür zu danken, dass er die Regeln, die wir dem Stadtrat vorgeben, nicht eingehalten hat! (GR Dr Matthias Tschirf: Unerhört!) "Es ist an sich unglaublich!", war der Zwischenruf. So ist es! 

In diesem Sinne werden wir die vorliegende Postnummer ablehnen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen.

Frau Gemeinderätin, bitte.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Zuerst sachlich und zum Akt: Ich stelle fest, dass Rahmenbeträge in diesem Hause im Zusammenhang mit den freien Gruppen schon seit Jahren beschlossen werden, zumindest seit ich mich daran erinnern kann. Und es kann so schlecht nicht sein, weil es gab einmal einen StR Marboe, der das auch gut gefunden und nicht abgeschafft hat. Das wäre durchaus in seiner Kompetenz gelegen. Wenn er das nicht für sinnvoll gefunden hätte, hätte er es seinerzeit abschaffen können. 

Ich werde es noch einmal erklären: Die Rahmenbeträge sind aus zeitökonomischen Gründen ganz wichtig. Wir haben uns alle im Zuge der Theaterreform geeinigt, dass die Kuratorien letztendlich den Gruppen, die für gut befunden werden, die Zuschläge erteilen. Das heißt, in den nächsten Tagen wird das Kuratorium tagen und Sie werden mir Recht geben, die können nicht im luftleeren Raum agieren, die müssen wissen, wie viel Geld sie zur Verfügung haben, um das den freien Gruppen auszuzahlen. Der Herr Stadtrat macht das nicht persönlich, sondern das Kuratorium befindet über die Würdigkeit dieser Gruppen. Wenn das Kuratorium zusammentrifft und für das nächste Jahr schon Entscheidungen trifft, dann muss es möglich sein, dass es weiß, wie viel Geld es ausgeben kann. Alles andere wäre unseriös, wenn das Kuratorium Geld ausgibt und gar nicht weiß, wie viel zur Verfügung steht. Deswegen sind die Rahmenbeträge gut und sinnvoll. Es muss gewährleistet werden, dass die Subvention dann schnell vergeben werden. 

Ich habe schon so oft gesagt, wir sind davon überzeugt. Es war auch ihre Fraktion bis vor kurzem davon überzeugt. Wir werden dem zustimmen, weil wir es gut und sinnvoll finden. Ich bitte alle, die sich mit mir finden können, dem auch zuzustimmen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer ist für die Postnummer 55? - Das sind GRÜNE und SPÖ, somit ausreichend unterstützt, somit angenommen.

Postnummer 28 betrifft die Ermächtigung zum Abschluss eines Vertrags zwischen der MA 53 und der Bietergemeinschaft "Europaforum Wien & ecoplus & Regionalmanagement Burgenland". 

Hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, SPÖ und GRÜNE, ist somit mehrstimmig angenommen.

Postnummer 29, sie betrifft die Ermächtigung zum Abschluss eines Vertrags zwischen der MA 53 und der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, SPÖ und GRÜNE, ohne Freiheitliche, somit mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 33. Sie betrifft die Erklärung der Stadt Wien zur Fußball-Europameister-
schaft 2008 sowie die Ermächtigung für die Durchführung notwendiger Vorkehrungen. 

Herr GR Vettermann, bitte. Fußball-Europameister-
schaft, tempo, tempo, Steilpass.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum eben einreferierten Aktenstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Freiheitlichen haben getauscht. Herr GR Mahdalik, bitte. 

Das ist schon der Wechsel in der nullten Minute gewesen. Nachdem heute kein Fußballspiel ist, muss man da jetzt eines inszenieren.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn wir beim Thema Fußball sind, möchte ich die Gelegenheit in aller gebotenen Kürze nützen, ein dringliches Thema anzusprechen. Darum ist es am heutigen Tag auch ein Beschlussantrag geworden. Und zwar betrifft es den Sportklubplatz in der Alszeile in Wien-Hernals, der, wie viele hier wissen, auch die GRÜNEN haben dieses Thema auf Bezirksebene schon angesprochen, in einem bemitleidenswerten Zustand ist. Die Tribünendächer sind weg, die Mauern sind im Kabinentrakt feucht und so weiter. Es könnte in den nächsten Wochen und Monaten so weit sein, dass die Baupolizei einschreiten muss und wird und dass vielleicht sogar eine Komplettsperre des Sportklubplatzes im Raum steht. Wir wollen dies natürlich mit Hilfe aller Fraktionen in diesem Hause verhindern, weil der Wiener Sportklub einer der traditionsreichsten Vereine in Wien ist. Der Sportklubplatz ist mit dem Baujahr 1904 einer der ältesten noch bestehenden in Wien. Gerade dieser Verein und das Schicksal dieses Vereins sind eng mit dem Standort verwoben. Eine Verpflanzung auf einen anderen Platz in einem anderen Bezirk, die auch im Raume steht, wird, glaube ich, dieser Verein, der auf finanziell schwachen Beine steht, und das nicht erst seit heute, vielleicht nicht überstehen. 

Darum sind wir der Meinung, dass diese Sanierung rasch und unbürokratisch in Angriff genommen werden muss und haben einen Beschlussantrag verfasst. Ich möchte ihn kurz zur Kenntnis bringen:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport, der amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke mögen dafür Sorge tragen, dass für die dringend notwendigen Sanierungsmaßnahmen auf der Anlage des Wiener Sportklubs in Wien-Hernals rasch und in ausreichender Höhe finanzielle Mittel bereitgestellt werden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die betreffenden Gemeinderatsausschüsse verlangt.“ 

Ich ersuche die Damen und Herren des Gemeinderats um Zustimmung! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste Wortmeldung, Herr Mag Gerstl, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich möchte die Gelegenheit benützen, nochmals auf den Antrag hinzuweisen, den wir gestern bereits eingebracht haben, nämlich die Fußball-Europameisterschaft auch dafür zu sehen, dass wir nicht nur für diesen Event die Infrastruktur in Wien entsprechend ausbauen, sondern dass wir es auch nützen, dass uns diese Infrastruktur als Wienerinnen und Wiener nachhaltig zu Gute kommt. Dafür gilt es, gerade im Verkehr einiges zu machen. Sie schreiben nicht zu Unrecht in Ihrer Erklärung, dass diese Fußball-Europameisterschaft das drittgrößte Sportereignis der Welt ist und dass da einiges auf uns zukommt. Ich bedauere es daher, dass es nunmehr dreieinhalb Jahre gedauert hat, bis wir zu dieser Erklärung gekommen sind. Im Unterschied dazu hat der Bund schon elf Monate nach der Entscheidung darauf reagiert und die ersten Maßnahmen eingeleitet. 

Ich hoffe, dass es nicht zu spät ist und bitte Sie, nun wirklich raschest daran zu arbeiten, dass die Infrastruktur sichergestellt wird. Dies wären unter anderem: Verlängerung der U4 nach Auhof plus Park and Ride-Anlagen am Stadtrand, Verlängerung der S45 bis zum Praterkai, Verlängerung des CAT bis Preßburg, ausreichende Bus-
parkplätze sowie Aus- und Einstiegsstellen, die beim Stadion aus Sicherheitsgründen nach Fan-Sektoren getrennt sein sollten, Shuttle-Dienste zu und von den Busparkplätzen, ausreichende Parkplatzmöglichkeiten beim und um das Stadion und Ausweichmöglichkeiten für die Anrainer, einen absoluten Baustellenstopp in dieser Zeit zu verfügen, eine entsprechende temporäre Einbahnführung für die Spieltage sicherzustellen, Zugsbegleiter beziehungsweise Ausbau der Sicherheitstechnik in den U-Bahn-Stationen, Intervallverdichtung der öffentlichen Verkehrsmittel, ausreichende Orientierungsinfrastruktur für den Fußgängerverkehr und spezielle Verkehrsleitsysteme für diejenigen, die überhaupt mit dem Auto anreisen, um sie zu den jeweiligen Übernachtungsmöglichkeiten oder Abstellplätzen zu geleiten. 

Last but not least, nützen Sie die Chance, solange noch die Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland läuft, entsenden Sie Experten nach Deutschland, um sich dort das System anzuschauen, damit Sie in Zukunft nämlich auch die Möglichkeit haben, nicht zu spät dran zu sein! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Reindl. – Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Es freut mich, dass alle Fraktionen der Erklärung der Stadt Wien zur Fußball-Europameisterschaft positiv gegenüber stehen. Wir erreichen damit sicherlich sehr gute Rahmenbedingungen für die Veranstaltung selbst und auch für das, was wir uns umzusetzen vorgenommen haben. Uns geht es hier um Nachhaltigkeit und darum, auch “couch potatoes“ ein bisschen sportlich zu begeistern.

Wenn man nach Deutschland schaut, was sich gerade bei der WM abspielt, und wenn man auch beobachtet, wie diese Weltmeisterschaft in Österreich wahrgenommen wird, dann kann man sich in etwa ein Bild machen, was in Wien im Juni 2008 beim drittgrößten Event weltweit stattfinden wird. 

Zum Sportklub-Antrag möchte ich sagen, dass wir der Zuweisung natürlich zustimmen werden. Natürlich haben wir Rahmenbedingungen zu beachten. Es muss einen vernünftigen, budgetär vertretbaren Rahmen geben, der auch sinnvoll umgesetzt werden kann.

Ich möchte darauf hinweisen, dass gerade die Sportklub-Fans eine besondere Fanklasse sind, weil sie antirassistisch, sehr tolerant und sympathisch sind und auch sehr viele Zuschauer für einen Regionalligaverein haben. Ich bin auch öfters dort, und es ist schon länger bekannt, dass entsprechende Verbesserungen notwendig sind. Einige hat es schon gegeben, und wir wissen, dass es noch weitere geben muss. Diesbezüglich finden auch entsprechende Gespräche statt.

Ich kann sagen, dass wir in GR Stürzenbecher einen Funktionär des Sportklubs haben, der natürlich auch sehr viel über Internes weiß, und wir weisen den Antrag gerne zu. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Über Transfers reden wir nicht. Wir reden darüber, wer dem Akt zustimmt. – Das ist einstimmig. Ich danke schön.

Wer stimmt der beantragten Zuweisung bezüglich Sportklub-Platz zu? – Das ist ebenfalls einstimmig und somit angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 36 zur Verhandlung. Sie betrifft das Pilotprojekt Monte Laa im 10. Bezirk sowie die Kooperation zur Vereinbarung zwischen der Stadt Wien und der Firma Porr AG. 

Berichterstatterin hiezu ist Frau GRin Rubik. – Ich bitte, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön.

Wir kommen sofort zu Debatte.

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. – Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich kann es kurz machen. Wir stimmen diesem Modell einer neuen Schule sehr gerne zu. Und ich füge noch hinzu, dass es erfreulich ist, dass auch geplant ist, diese ganztägig zu führende Schule mit Räumen auszustatten, wo tatsächlich Freizeit und Schule stattfinden können.

Ich weiß, dass die ÖVP dem nicht zustimmen wird, und das bedaure ich, denn ich kann mich nicht erinnern, dass die ÖVP dem Schulprogramm 2000 irgendwann einmal nicht zugestimmt hätte. Ihr StR Görg hat voll Stolz die Ausstellung "Das neue Schulhaus" 1997 mit eröffnet und sehr lobende Worte dafür gefunden. Das Argument, dass das ein überflüssiges Prestigeobjekt ist, kann ich nicht teilen! Dazu möchte ich bemerken: Sollte die Stadt Wien ihr Prestige in derartigen “Prestigeobjekten“ suchen und finden, dann bin ich zufrieden und glücklich!

Zu kritisieren ist ein ganz anderer Punkt, nämlich dass für die Schulsanierung, die jetzt genau so wichtig wäre wie das Schulbauprogramm, nicht ebenso viel Geld zur Verfügung steht. Das Geld haben wir jetzt nicht, würden es aber brauchen, und meiner Meinung nach wird sich die SPÖ da bewegen müssen, denn in diesen alten Schulen kann ganztägige Schule nur in einem sehr eingeschränkten Ausmaß stattfinden. Wien wird sich also etwas überlegen müssen, um das zu ändern, um das Wohlbefinden der Kinder sicherzustellen.

Meine Wortmeldung gilt aber in erster Linie einem Antrag, der sich auf die sicherheitstechnische Überprüfung von Pflichtschulen bezieht, die mit externen Fachleuten durchgeführt werden soll. Der Gemeinderat hat diesen Antrag einstimmig beschlossen, die Bezirke müssen diesen aber jetzt finanzieren, was natürlich so nicht möglich ist.

Ich bringe daher gemeinsam mit Dr Wolfgang Aigner, ÖVP, und Heinz Vettermann, SPÖ, einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, der wie folgt lautet:

„Für die sicherheitstechnische Überprüfung von Pflichtschulen, die in der Sitzung des Gemeinderates am 28.2.2006 beschlossen wurde, werden Mittel aus dem Zentralbudget zur Verfügung gestellt.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Wie gesagt: Ich hoffe, dass man dem in den nächsten Budgets auch wieder Rechnung trägt, damit alle Kinder in schönen und passenden Schulen sitzen können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Als Nächster ist Herr Dr Aigner zu Wort gemeldet. – Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich habe ein bisschen nachdenken müssen, warum es sich hier um ein Pilotprojekt handelt. Wenn man sich die Summe von 35 Millionen EUR ansieht, um die es hier geht – und das ist schon die abgespeckte Variante, ursprünglich war von 43 Millionen EUR die Rede, und da hat es sich immerhin um eine Volksschule, ein Kindertagesheim und eine Hauptschule gehandelt –, dann ist das wohl die teuerste Volksschule Europas! Und das in Zeiten, in denen auf der anderen Seite Baufälligkeiten und Sicherheitsmängel bei bestehenden Pflichtschulgebäuden konstatiert werden und wir hier darum ringen müssen, wer überhaupt die Kosten für die Überprüfung zahlt.

Das heißt, die Gemeinde Wien putzt sich an den eigenen Bezirken ab und baut dort, wo es prestigeträchtig ist, die teuerste Volksschule Europas. Meine Damen und Herren! Deswegen sind wir gegen diesen Akt, und wir können das, wie ich meine, auch sehr gut begründen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es fehlt natürlich auch ein Gesamtkonzept. Das Schicksal der umliegenden Schulen im Einzugsbe-
reich der neuen Volksschule Klausenburger Stra-
ße/Laaer-Berg-Straße/Laimäckergasse/Schrankenberg-
gasse bleibt völlig offen. Es wird hier nur lapidar von den Schülerströmen und von Zahlen, die nicht vorgelegt werden, gesprochen.

Genau das Gleiche gilt für die Hauptschule, die auf einmal abhanden gekommen ist: Die umliegenden Hauptschulen auf dem Eisenstadtplatz und auf dem Hebbelplatz bersten aus allen Nähten, und auf dem Monte Laa verzichtet man auf den Neubau einer Hauptschule, ohne das zu begründen. Und auch aus der groß angekündigten Dreifach-Turnhalle ist eine ganz konventionelle Zweifach-Turnhalle geworden, und das um 35 Millionen EUR! Der Verdacht liegt nahe, dass hier implizit über den Schulneubau auch die Errichtungskosten der Platte über die Südosttangente mitgezahlt werden müssen.

Meine Damen und Herren! So kann es nicht sein! Die einen wissen nicht, wie sie die Decken sanieren sollen, und auf der anderen Seite werden solche Prestigeprojekte auf die Platte geknallt. Deswegen werden wir diesem Akt nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In aller Kürze: Wir werden natürlich dem Antrag, den wir auch mit eingebracht haben, zustimmen.

Bei Kollegen Aigner wundert es mich, dass er da 
überhaupt mitmacht, wenn das alles so wäre, wie er sagt. Aber sei’s drum: Es ist dies ein guter Antrag. Übrigens gibt es ja immer wieder Zuschussmittel: Das ist nichts Außergewöhnliches, das hat es in den letzten Jahren immer gegeben. Wir fordern sie auch jetzt, und es wird auch so vor sich gehen.

Zum Projekt. Wenn man fragt, wohin das verschwunden ist, kann ich darauf verweisen, dass im Akt alles genau beschrieben ist: Man braucht für die Schüler der beiden Hauptschulen in der Umgebung nicht drei, sondern nur zwei Turnsäle. Außerdem wird nicht eine teure und – wie Sie sagen – einfache Volksschule geschaffen, sondern bei diesem Projekt handelt es sich um eine Ganztagsvolksschule in verschränkter Form mit Kindergarten, neun Familiengruppen und zehn Kindergartengruppen mit eigenen Räumen für Spezialfacetten.

Es gibt hier ein übergreifendes Angebot: HortpädagogInnen arbeiten mit anderen Spezialisten aus der Jugendbetreuung mit den LehrerInnen zusammen, die hier eingesetzt sind, und die Kinder werden auch an schulfreien Tagen betreut. 

Das sage ich jetzt in Anbetracht dessen, dass manchmal gefragt wird: Was ist eigentlich das Besondere? – Es ist dies wirklich ein tolles Projekt, und wenn das richtig funktioniert, sollte man meiner Meinung nach 

überlegen, ob man nicht mehrere Schulen und Kindergärten so verschränkt, denn es werden hier Synergien geschaffen, die uns letztlich Kosten sparen werden.

Aus diesem Grund bin ich dafür, dass wir das heute so beschließen und damit zeigen, dass das sehr gut geht. – Vielen Dank!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ein Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für Post 36 ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne ÖVP so angenommen.

Wir kommen nun zum vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag von GRÜNEN, ÖVP und SPÖ.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich schaue auf die Freiheitlichen, ob sie mitmachen, denn der Rest muss ja mitmachen, weil das die Antragssteller sind und ich nicht annehme, dass ihr eure eigenen Anträge nicht annehmt!

Postnummer 40 betrifft die Subvention an “Zeit!Raum: Verein zur Förderung soziokultureller Stadtteilarbeit".

Hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, gebe ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der Freiheitlichen so angenommen.

Somit ist die öffentliche Sitzung abgeschlossen. 

(Schluss um 16.11 Uhr)

